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§ 1. Vorbemerkung. 

Die Gründe der Rechtszersplitterung in Hessen. 

Der Überlieferung folgend enlnimint die vorliegende Schrift 
ihren Stoff dem hessischen Recht, Sie will keine erschöpfende, 
keine nur fOr die engsten wissenschaftlichen Fachgenossen bestimmte 
Darstellung sein. Sie wendet sich an Alle, welche der Rcchts- 
geschichte des Grossherzogtums 1 lessen Interesse entgegenbringen, 
vor Allem an die praktischen Juristen und an die Historiker des 
Grossherzogtums. Ihnen sucht sie mit grossen Strichen ein Rechts- 
bild zu entwerfen, — die Umrisse des Rechtsbildes zu zeichnen ')• 
Man betrachte sie mehr als Prolegomen a eines „Hessischen 
Privatrechts.* — 

Trotz seines partikularen Charakters besitzt das bürgerliche 
Recht des Grossherzogtums Hessen ein über .seine Grenzen 
reichendes Interesse. Noch heute spiegelt das geltende Recht 
des Grossherzogtums den Gang seiner Bildung mit volLster Klar- 
heit wieder. Noch heute entrollt dieses Recht dem Beschauer 
ein Gesamtbild der deutschen Rechtsentwickelung überhaupt. In 
Oesterreich, Sachsen, Baden, auch im grösseren Teile der preussi- 
sehen Monarchie, hat eine umfassende, nivellierende Codification 

') Fttf manche Krage biete ich um deswillen auch nur das im laiufe der 
Jahre gesammelte, wichtigere literarische Material. Zugleich werden üheratl 
die Ihtnkte angegeben , an denen die Soitderfurschung einzuselzen hat. Ich 
warde mich reichlich belohnt Ihhlen, wenn diese Hinweise zu weiteren Studien 
anregen könnten. Hs bleibt noch unendlich viel fllr die Hessische Rechtsge- 
schichtc zu thun Qbrig. 



die Quellen alteren Hechts beseitigt , den Rechtspartikularismus 
innerhalb der I^ndesgrenzen getilgt, Nicht so im Grossherzogtuni 
Hessen. Mosaikartig stehen noch heute die mannigfaltigsten Son- 
deniuellen neben einander, — viele mit dem Stempel vergangener 
Zeiten. Hier- und dortliin sind die Splitter verstreut. Wie der 
Querschnitt des Erdbodens die Ober einander gehäuften Schichten 
zeigt, so lasst auch der Rechtsboden des Grossherzogtums die 
Rechtsschichten erkennen , die sich im Laufe der Jahrhunderte 
über einander gelegt. Und wie nicht die eine zu Tage liegende 
fkhicht der Erdrinde alle Bedürfnisse des Menschen deckt, so ver- 
mag auch dem hessischen Juristen nicht der geebnete Boden 
der obersten Rechtsschicht zu genügen. Auch er muss hinab- 
.steigen, um die Rechtsschätze zu heben, deren er zur Regelung 
des Rechtsverkehrs bedarf. Neben den civilrechtliche Einzelfragen 
regelnden Sondergesetzen des Reiches und des Grossherzogtums, 
stehen in Starkenburg und Oberhessen Partikularrechte des i6.. 
17. und 18. Jahrhunderts. Aber auch sie erschöpfen bei weitem 
nicht den vielgestaltigen Stoff des bürgerlichen Rechts. Auch sie 
bedürfen des Hinzutretens weiterer Quellen. Freilich erstreben 
sie nicht die V'ollständigkeit eines modernen Gesetzbuches. Sie 
kennen ihre I.ücken. Ihre Ergänzung suchen sie in dem recipierten 
römischen Recht. Einfacher liegen die Verhältnisse nur in der 
Provinz Rheinhessen. Die Rechtsprechung hat hier we.sentlich 
mit einer geschlossenen Codification zu rechnen. Die Partikular- 
rechte der alteren Zeit sind aufgehoben. Das römische Recht ist 
beseitigt. Bürgerliche Rechtsfragen regeln sich — von den .späteren 
Reichs- und I,andesgesetzen abgesehen — nach dem Code civil. 

Der vielgestaltigen Natur des geltenden bürgerlichen Rechts 
im Grossherzogtum I lessen ist bereits gedacht. Ein Blick auf die 
Ix-igcfügte Rechtskarte ’t bestätigt unsere Behauptung. Mit vollem 
Rechte darf man das hessische Privatrecht zu den compliciertesten 
deutschen Partikularrechten zählen. Übertroffen wird es in par- 

Verfasser vrrd.mkt die Anregung zu ihrer Anfertigung seinem Vor- 
gänger an der Gicssener Universität Herrn Heinr. Otto I.ehtnann in. Marburg. 
Kine wertvolle Holfc lieferte für die Aufstellung der Reehtskarte die Übersiehts- 
Karte zur Territorial-Ceschichtc der Landgrafschaft Hesscn-IJarmstadt und des 
Grossherzogtlims Messen bearbeitet von I.. Kwald iDannsUdt, i86zl; siebe 
unten in Anin. S. 6. 
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tikularer Zersplitterung auf engerem Raume nur von den Rechts- 
zustanden innerhalb Bayerns“). 

Diese Rechtszerri-ssenheit des Grossherzogtums findet ihre 
Krklarung vor Allem in zwei ThaLsachen : Hin Mal in der ge- 
schichtlichen K nt Wickelung des hessischen 'i'crrito- 
rialbestandes. Eine relativ grosse Zahl kleinerer bisher selbst- 
ständiger Gebiete oder einzelner Gebietsteile sind dem Kern des 
hessischen Eanderbesitzes angegliedert worden. Die meisten von 
ihnen besassen bei ihrer Einfügung in den neuen, grosseren Staats- 
verbantl ein eigenartig gestaltetes bürgerliches Recht. Dieses 
eigenartige bürgerliche Recht besitzen sic im wesentlichen noch 
als geltendes Recht. Den Giund hierfür — und damit den zweiten 
Gmnd für die vorhandene Rechtszersplitterimg in Hessen — bildet 
der Mangel eines das gesamte Grossherzogtum um- 
spannenden neueren Civilgesetzbuches. 

Noch eines Grundes muss kurz gedacht werden. Er erklärt 
weniger die äussere territoriale Rechtszersplitteiung, als die innere 
Verschiedenheit der einzelnen Privalrechtsquellen unter einander. 
Kein anderes Rechtsgebiet hat in Deutschland einen gleich ent- 
wickelten RechLspartikularismus aufzuwei.sen , wie das Gebiet des 
bürgerlichen Rechts. Der natürliche Reichtum der Rechtsin- 
.stitute , Stammeseigentümlichkeiten , wirtschaftliche Verschieden- 
heiten, grössere oder geringere Einflüsse fremden Rechts u. a. m. 
haben hier eine Fülle der Rcchtsgestaltungen geschaffen, wie sie 
weder das Gebiet des Prozesses, des Strafrechts, noch ein anderes 
Recht erzeugt hat. Die Schwierigkeiten, welche sich der Codifi- 
cation eines Reichsstrafgesetzbuches entgegenstellten, sind gering 
zu nennen gegenüber den Schwierigkeiten einer gesetzgeberischen 
.\ufzeichnung des deutschen bürgerlichen Rechts. Es kann nicht 
die Aufgabe unseres rechtsgeschichtlichen .-\brisses sein, diese 
allgemeine Frage naher zu verfolgen. Belege für die eben be- 
rührten Thatsachen bieten die folgenden Ausführungen in gro.sser 
Zahl. 



‘I Wenig5tcn.s verborgt Paul von Roth (Bayrisilies t'ivilrechl B. I, §. i) 
l'nr da» Königreich Hayern die hohe Zalü von 50 galligen verschiedenen Rcehts- 
qucllen. Allzu phamasiereich die i\ngabe Arnold’» in Sc hleiter’s Jahr- 
hDchcr. Hd. I. S. 17a Anin. 21. 
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Der Mangel eines hessischen bürgerlichen Gesetzbuches und 
die V'ersuche zur Beseitigung dieses Mangels sollen im Zusammen- 
hang des § 3 nähere Behandlung finden. Nicht verschieben dürfen 
wir dagegen die Beantwortung der Frage nach der territori- 
alen Gestaltung des G rossh erzogtu ms‘|. Sie bedingt 
das Verständnis der folgenden Ausführungen. 

§ 2. Die territoriale Gestaltung des Grossherzogtums. 

Als .-MIeinherrschcr hatte Philipp der Grossmütige das hessi- 
sche Gesamtgebiet regiert. Sein Tod ') führt zur Teilung der 
l.andgrafschaft. Das vom Landgrafen fünf Jahre vor seinem Tode 
verfasste Testament*! weist jedem der Sühne einen eigenen Ijn- 
derbesitz zu. Der Älteste erhält das Niederfürstentum mit Kassel. 
Es ist Wilhelm IV., von der Geschichte „der Wei.se“ genannt. 
I.udw’ig, dem zweiten der Söhne, wird das Oberfürstentum mit 
Marburg und der Grafschaft Nidda überwiesen. Ungefähr ein 
V'iertel der gesamten l^ndgrafschaft verblieb den beiden jüngeren 
Söhnen. Der Erblasser hatte hieraus zwei möglichst gleiche Teile 
geformt. Philipp, der dritte der Söhne, erhält die Niedergrafschaft 



KOr die eUueinen Ortsangaben und fftr die Gruppierungen der Ort- 
»chaAt-n nach Acmtcrn folgen wir der i^u.sanimcnstcllung bei L. Ewald» 
„Historische Ucbcrsichl der Tcrriiorial-VcrÄndcrungcn der Landgrafsoliaft Hessen- 
Darmstadt und des Grossherzogtiims Hessen in den licitrflgen zur Statistik 
des Grossherzogtums Hessen", herausgegebrn von der Grossh. Ccntralstelle 
für die IjHidcs-^atistik H. XIII. iDarmstadt 1872I S. 6 ff. Bereits Band ! „der 
Beiträge zur Statistik" (18621 enthielt unter dem Titel „Beiträge zur laAndes- 
kundc" von I. E wald eine Bearbeitung der Territorial Veränderungen des Gross* 
Iterzogtuins. Dieser Abhandlung ist auch die in Anin. 2 erwähnte historische 
Ucbcrsichtskarte beigegehen. Die Ereignisse des Jahres i866 machten eine 
Neubearbeitung erforderlich. Sic erschien in dem oben zitierten XIII. Bande. 
Die Aemterverteilung Ewalds legt Verhältnisse des Jahres 1783 zu Grunde. 
— Im § 2 wird manches Bekannte wiederholt. Es inass zusanimcngcstdlt 
werden, um im weiteren Verlaufe der Darstellung darauf fussen zu können. 

*) Philipp starb am 31. März 1567 in seinem 63. Lebcrusjahrc. Vgl. hier- 
zu Rommel, Philipp der Gro^mülhige B. I (Giessen, 1830) S. 59a ff. 

•) Das Orginal befindet sich (ebenso wie ein Testament Philipps von 
15601 auf dem Kgl. IVeiiss. Staatsarchiv zu Marburg. Rommel nennt dieses 
Testament (a. a. O. S. 591) „ein das Ganze seines Maates und »einer Familie 
umfassendes bcwunderungswQrdigcs Denkmal seiner Geiste.s-GrC>»sc." 
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KaUenclenbogen mit RheinfcLs und Sr. Goar. Georg, der jOng.ste 
der Brüder, die Obergrafschafl KaUenelenbogen mit Darmstadt. 
Getirg*) ist der Stammvater der Linie Hessen-Darmstadt, die 
Obergrafschaft Katzcnelenbogcn das Kernland des heutigen 
ürossherzogtums geworden. 

’l Georg I. war am lo Si‘pteitiber 1547 in der Ehe Philipps d. 
mit Christina, Tochter Herz<»g C'ieorgs von Sachsen geboren. war da» 10. 
Kind aus dieser am 11. Dezember 1523 geschlo*^nen Vcrbtitdung. Zwei 
KiiKler waren ihrem V'ater im l‘t»de V(»rausgegangen: Agnes, die älteste Toch- 
ter Philipps d. (»rossm. (die (ieinahün des Herz«^ Moritz von Sachsen; in 
zweiter Khe mit llerz<»g Johann Friedrich II. von Sachsen-Gotha vermählt) 
und Philipp Ludwig (geh. 29. Juni 1534, gest. 31. August 1535). KOr die 
Lebcnsgcschichte (.andgraf Georgs I. vgl. Rommel, Hessische Gescliichlc 
IW. V'I 14. Teiles zweite Abu S. 84 IL iH. H. VVcnck), Ge<irg der Krste, 
[..andgraf von Hessen • Darmsladt ; eine hi.«torisclie Skizze (Kd. Steiner), 
Darmstadt (828, audi Steiner, (ieorg I., l^ndgraf von HeHsen-I)annstadt. . . . 
nach s. Leben und Wirken, Gross-Steinheim 1861. 

*) Die Obergrafschaft Katzendenbogen umfasse (nach der AeintervertcUung 
bei Kwald: s. Anm. 4) die Aemter Darmstadl (mit 17 Ortschalten), Lichten- 
berg (mit 30 Ortschaften), ZwingenlM.'!^ und Jägersburg (mit 10 Ortschaften), 
Dörnberg (mit la Ortschaften), KOsselsheim (mit 9 Ortschaften). V'gl. im Kin- 
zelnen Beiträge zur Statistik S. 6 l Zur Obergrafschaü Katzendenbogen gc- 
höitc auch von Anfang an der hessische Anteil an dem Flecken KQrnbach 
im heutigen Grossherzogtum Baden. Einige kurze Hinweise w'crden die nicht 
ganz einfachen lk>sitzvcrhältnissc in Hinblick auf Künibarh aufklären: Bereits 
im 12. Jahrhundert besassen die Grafen von Katzendenbogen im C'raichgau AIUkI 
und Lehen. Vermutlich gründete sich ihr Besitz auf die Abstammung der 
Grafen von Kaucnelcitb<^cn von den Grafen von Hcnnebcrg im Oberrheingau. 
Zu diesen Gütern gchürtc .luch Burg und Flecken KQrnbach. Die (irafen von 
Katzendenbogen waren hieran mit den Herzogen von Württemberg gemein- 
sam berechtigt. Mil dem katzenelenbogischcn Anteil w*arcn durch Generationen 
hindurch die Herren von Stcnifds belehnt (Wenck, Hes.sischc I-andesgc- 
schichte B. I S. 231). Sic vcrzkhlcten am 19. März 1629 auf ihre Lehnsrcchlc. 
Eine Weiterbeiehnung fand nicht statt. Kümbach stand seitdem in ungeteiltem 
Besitz der I-andgrafcn von Hessen-DarmjUadt und der Herzoge von Württem- 
berg. Durch Tauschvertrag vom a. Oktober i8io trat Württemberg seine 
Rechte an Kürnbach an das Grossherzogium Baden ab. Eine Aufteilung der 
Gemarkung hat auch nach diesem Wechsel unter den Interessenten nicht 
stattgefunden. Eine Ausnahme gilt nur für das Domanialeigcntum. Im Übrigen 
hängt das Untertltancnvcrhälinia von dem Besitze bestimmter Häu.ser ab. Der 
hessischen Landeshoheit unterstehen etwa •/*, der badischen Landeshrdicit V« 
der Häuser. Oie LandesangehOrigkeit der Felder, Wiesen, Waiden, Gärten 
u. s. W'. ist vrm der I^ndesangchörigkeit des Hausgrundstückes, zu welchem 
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Der Anteil Hessen-Darmstadts erfuhr noch im i6. Jahrhundert 
eine Reihe ansehnlicher Vergrösserungen. Im Jahre 1577 starben 
die Grafen von Dietz, die Srthne Philipps des Grossmütigen aus 
seiner unebenbürtigen Khe mit Margarete von der Saal aus '|. 
Ihre Besitzungen fallen an das landgrafliche Gesamthaus zurück. 
Hessen-Darmstadt erwirbt aus der Erbschaft der Grafen von Dietz 
das Jetzige Aisbacher Schloss, die Kaplanci Alsbach und ein 
V'iertel des mit Kurpfalz gemeinschaftlichen Amtes Umstadt“). 
Wichtiger war der Erwerb, den zwei weitere Erbschaften an 
1 li-ssen-Darmstadt brachten. In rascher Eolge verkleinerte sich 
die Zahl der von Philipp dem Grossmütigen ausgegangenen Ein- 
zellinien des hessischen Hauses. Die Ehe des Landgrafen von 
Hessen-Kheinfels mit Anna Eli.sabet, der Tochter des Kurfürsten 
Friedrich von der Pfalz war kinderlos geblieben. Am 20. No- 
vember 1583 starb Landgraf I’hilipp von I lessen-Rheinfels. Die 
überlebenden Brüder teilten im Vertrage vom 28. ,\ugust 1584 
den Nachlass. z\n Hessen-Darmstadt fallen die Ämter Schotten 
und Stornfels, die ersten Gebietsstücke der heutigen Provinz 
Oberhessen. Zwanzig Jahre spater endete die Linie Hessen-Mar- 
burg. Landgraf LudwJg der Altere von Hessen-Marburg"), der 
zweite der Söhne Philipps des Grossmütigen , war zwei Mal 
vermählt. Seine erste Gemahlin war Hedwig, die Tochter 
Herzog Christophs von W^trttemberg, — eine zarte Frau, vom 
Landgrafen zärtlich geliebt. Seine zweite Gemahlin war Marie, 
die Tochter des Grafen Johann von Mansfeld *|, Beide Ehen 
waren kinderlos geblieben. Langwierige Streitigkeiten entbrannten 
Ober die Maiburger Erbschalt. Landgraf Moritz I. von Hessen- 



sit gcliörcn, ab)iangig. Vgl. Beiträge zur Statistik Bd. 13 S. 4 (liier werden 
auch nähere Zahlen ftber die Verteilung der Häuser und des Grund und 
Bodens angdUhrti und Z i m m e r in a n n , die Sonderrechte der Provinzen Star- 
kenburg und Olierhcasen des Grosslierzogthums Hessen tllannstadt, 1873} 
S, 60 fg. 

•I Vgl. R o m m e 1 a. a. O. 1 S. 590. II S. 66i ff, 

•| För die einzelnen Ortschaften, welche aus dieser Erbschaft 
an Hessen-Darnistadt fielen, vgl. Beiträge zur Statistik Bd. XIII S. 7 S 8, 

') Er starb am 9. Oktober 1604. 

•) Rommel, Geschichte von Hessen Bd. V'l (4. Teiles zweite Ulf.) S. 51. 
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Kassel*» und Landgraf Ludwig V. von Hessen-I^armstadt^*). die 
Häupter der noch verbliebenen hessischen länien, standen sich 
als feindliche Vettern gegenüber"». 

Lin Vergleich vom 24. September 1627 schien geeignet, den 
Frieden zwischen den streitenden Parteien zurückzuführen 
Dauernden Frieden vermochte er nicht zu schaffen"». 

Zehn Jahre spater brach der Streit von Neuem aus. Land- 
grülin Amalie, die Wiitvve Wilhelms von Hessen-Kassel"», hatte 

•j l^ndKruf Moriu 25. Mai 157a» war seinem 1592 verstorbenen 

Vater Wiiheim dem Weisen Vjfl. über itin Komm ei, llessisrlie 

(«eschichle H<1. V’l S. 3«^ fl'. 

Umdgrar Ludwig war als zweiter Sohn in der Elle Landgral Georgs I. 
mit Magdaicna, Tochter des Grafen Ki rnhard von der Lippe am 24. Sept 1577 
geboren. Sein älterer Hnuder Philipp Wilhelm war nur wenige Monate alt ge- 
w<»rden; er war am 5. Oktober 1576 verstorben. Ludwig folgte seinem Vater 
am 7. Februar 1596. Nach den Vorschriften des väterlichen TcstanieiUes 
sollte Ludwig die Regierung und Hofhaltung führen. 5>ciDc Brüder Philipp (geh. 
1581», Friedrich Igcb. 1585I und Keinrich Igeb. 1590 in der zweiten Ehe l^nd- 
gnif Georgs I. mit Eleonore von Württemberg, gest. 1601» S4^»iltcn bis zu 
ihrer Volljährigkeit v(»n ihm unterhalten und dann zur Miiregk-ning herange- 
zogen werden. Vgl. hierzu Kommcl, Hessische Gc.schichtc Bd. VI S. 102, 
S. 107, S. 113 fg. u. S. 115 ff. 

"I Siehe hierzu Komme! a. a. O. S. lao ff. Die Zahl der zeitge- 
nössischen Streitschriften über die Marburger Erbschaft ist eine ausserordent- 
lich grosse. Ich verweise hierftSr auf Walther. Literärische« Handbuch für 
Geschichte und Landeskunde von Hessen im Allge meinen und dem Grossh. 
Hessen itisliesondcrc (Darmstadt, 1841» S. 96-105 und auf Nick, Verzeichnis 
der Druckw'erke und Handschriften der Bibliothek des histor. Vereins für das 
Grossli. Hessen iDannstadt, 1683I S. a6 fl'. 

"1 Die Kegicrung war inzwischen auf beiden Seiten in andere Hände 
übergegangen. In Hcssen-Darmstadi war im Jahre i&Jb Landgraf Georg II. 
Igeb. 17. März 1605» seinem Vater Ludwig V. gefolgt, ln Hessen-Cassel war 
die Kegiening nach der Abdankung des Landgrafen Moritz iMärz 16371 an 
Wilhelm V. igeb. 14. Februar i6oai gefallen. 

"1 Hessen-Darmstadt erhielt im Vergleiche vi»m 34. September 1637 das 
ganze Oberhessen im Umfange des Besitzes Landgraf Ludwigs von Hessen- 
Marburg, die Niedergrafschaft Katzenelcnbo^n, den I lesscn-Kas^iscIten An- 
teil an Stadt und Amt Umstadl, die Universität Marburg mit ihren (iOtern 
und Geßlllcn. \'gl. Beiträge zur 5katislik Bd. XIII S. 13 und Rommel, 
Hessische Geschichte Bd. VI! S. 730, 740, vor Allem Bd. VIH S. 33—49. 

"l Vgl. Anm. 13. VV’llhelm V. war am ai. September 1637 gesU»rben 
fKommel, Hessische Geschichte 1kl V'lll S. 465» Heber das Leben und 
Wirken der l.andgräHn Amalie, einer der bedcutcnslen Frauen ihrer Zeit, 
vgl. Justl, .\malii- Eltsubeüi, i.nndgiilflii von Hessin, (Giessen 1813.1 
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die Vormundschaft über ihren unmündigen Sohn Wilhelm (l\\) 
übernommen. Im Namen ihres Sohnes erhob sie die alten, nie 
erloschenen Forderungen auf Wiedereinsetzung in den ihrem ver- 
storbenen Gatten abgenütigten Besitz. V'om Friedenskongress zu 
Münster und Osnabrück verlangte sie die Befriedigung ihrer An- 
sprüche. Min Krfolg schien auf diesem Wege ausgeschlossen. 
Ihren Gesanclten wurde Sitz und Stimme auf dem Kongress be- 
stritten. Auch Ferdinand 111 , zeigte sich abgeneigt, die hessisclie 
Krbschaftsfrage in Münster und üsnabrük zu verhandeln. \'on 
latndgraf Georg von Ilessen-Darmstadt endlich war ein Kingelien 
auf diese Forderungen nicht zu erwarten. .Xinalie entschloss 
sich zu gcrwaltsamem X'orgehen. Mit viertaus<-nd Mann rückte ihr 
Oberbefehlshaber Geiso in Oberhessen ein ‘-'l. Butzbach fiel ohne 
Widerstand. Marburg wurde genommen , ein Teil Oberhessens 
und der Niedergrafschaft Kat/enelenbogen durch die Truppen 
Amaliens besetzt '*1. Oberhessen wird der Schauplatz erbittertsti-r 
Kampfi-. Flecken und Dörfer werden verbrannt, die Felder in 
immer erneuten Gefechten zertreten. ICndlich kam am 14. April 
1648 ein neuer Vertrag zwisch»-n den streitenden landgraflichen 
Linien zu Stande”). l>er wenige Monate spater abge.sclilossene 
westphalische Friede bestätigte ihn. Hierdurch sollte .alle Gi'am- 
schaft und Widerwille mortilizirt und zu Gninde aufgehoben, ein 
aufrichtiger ewiger Friede, gute VVrtraulichkeit, Gott und Menschen 
wohlgefällige Freundschaft zwischen beiden fürstlichen Theilen, als 
nahen Blutsvei'wandten . wieiler hergesti-llt und liei ihren Succes- 
soren und Nachfolgern beständig erhalten werden.“ Hessen-Darm- 
Stadl wird zur .Nachgiebigkeit gezwungen. Hin gutes Stück der 
im Vertrage vom 24. September 1627 an Landgraf Georg III. 
übertragenen Besitzungen muss hei'ausgegeben wei'den '“I. Der 

’h OlooliL-r 1645. 

’“) Siclic Rommel a. a. O. S. 6yo fl*. 

'*) Vgl. tiicrübcr Rom m e 1 a. a. O, S. 73a. 

O) Es war von den in Anm. 13 genannten Oeliieien *,'« von Olicriie.s.sen 
mit Marburg, die Nicdergrafseliuft Katzeiietenirogen (mit Ausnahme des Amtes 
Braubach und des Kirchspieles Katzenelenbogenl, der Ilcssen-Kassersche An- 
teil an L'mstadt und das Amt Schmalkalden. Spater gelangen auch die GAter 
und Gelälle der Universität Marburg an Hessen-Kassel zurück. Siche hierzu 
Rummel, llcsscsrhc Geschichte Bd. VIII S. 76511*. und Ewald in den 
Beiträgen zur Statistik Bd. .\lll S. 13. 
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I -amlgiafsrhaft I Icssi-n-l )armstadt verbleiben das Amt Giessen") 
mit dem Kiisecker Thal, die Ämter Aliendorf, GrOnberg. Hom- 
berg an der Ohm, Burg-Gemünden, Alsfeld. Grebenau, Ulrich- 
stein, Nidda, Lissberg, Bingenheim, Butzbach**) mit Bhilippseck, 
Kosbach*'), sowie der hessische Anteil am I lüttenberg *'-’) und die 
Besitzungen der Herren von Kiedesel. soweit Letztere nicht reichs- 
iinmittclbarer Besitz waren “'), Ausserdem verblieben bei 1 lessen- 
Darnistadt die Ämter Kosenthal, Braubach, Königsberg, Blanken- 
stein mit dem Breidenbacher Grund, Biedenkopf, Battenberg, das 
Kirchspiel Katzenelenbogen, die Herrschaft Kpstein, die Hallte der 
Herrschaft Itter und eine Reihe kleinerer Dörfer und Ortschaften. 
-Sie seien gesondert aufgefohrt, weil alle zuletzt genannten Gebiets- 
teile durch spatere Territorialveranderungen von dem heutigen 
Grossherzogtum gelöst worden sind *‘). 



'*) I)a> Amt Giesse» wmfa.'iste die Städte Giessen, Staufenherg, Ornss- 
Linden, »envic die Dört'er Daubringe», Garbcnicich, llcuchclheim, Kirdiberg, 
Lindes | jetzt Klein*Lindcn ), Lollar, Mainzlar, Kuttershausen, Steinbarh, Stein* 

Trohe, Watzenborn und Wicseck. Zu dem ehemaligen Amte Giessen 
gehftrten auch die Orte Kodheim, Fellingshausen, Bieber und Klein-Rerhten- 
hach, wahrscheinlich auch Vollnkirchen ; sic sind durch spätere Abtretungen 
an PrciLsscn bezieh. Nassau gelangt- 

Vgl. hicrOber unten in Anni. 30. 

Für die einzelnen zu diesen Aemtcni gehörigen Ortschaften verweise 
ich auf die Beiträge zur Statistik Bd. 13 S. 13 d'. 

”1 Siehe hierzu unten bei Anm. 31. 

•*| I>ic nicht rcichsunmittclbarcn Besitzungen der Herrn von Kicdcscl 
waren die i'cnt l^iitcrbarh mit Angersbach, Heblns, Maar, Reuters, Rimlos, 
Wallenrod, WArtb iVorstadt von I^utcrbachl, Mol-Saa-scn, ferner das Gericht 
( )btT*< )hincn mit ( )bcr*OhnH’n, Gross-Kichen, KIcin-Eichen, Ruppertenrod, ITnter* 
St ibertenn^d, Zcübach, endlich das (icricht Engelrod mit Kngeln»d, Allmenrod, 
Blitzcnnnl, Dirlammen, Kichelhaln, Eichenn»d, Frischborn, llorgenau, Hopf* 
mannsfcld, Lanzenhain, Kebgeshain, Sickendorf und mit dem Schloss Eisenbach, 
l-eber das Schicksal der reichsunmittclbareii Besitzungen der Herrn von Ried* 
CM'I vgl. unten bei Anrn. 9«. 

Das Amt Roscnthal wurde 1650 an HessemKassel gegen die andere 
Häilte der Herrschad Itter vertauscht, das Amt Hraubach imit dem Kirchspiel 
Katzcnelcnbogen und der Herrschaft Epstein) 1803 an NassmnL'singen abge- 
treten. Die weiteren im Text aufgefbhrtcn Besitzungen gelangten auf Grund 
des Kriedensvertrages >om 3. September 1Ö66 an Preus.scn Ivg). unten bei 
Amii. 14H). 
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Gesondert sei auch einer Erwerbung gedacht, welche gleich- 
falls nur vorübergehend mit Hesscn-Darmsladt vereinigt blieb; 
der Erwerbung der Grafschaft Hanau-Lichtenberg, Im Jahre 1736 
war Graf Johann Reinhard III. zu Hanau, der Letzte des hanaui- 
schen Mannsslainmes gestorben"’’). Beide landgrSflich- hessischen 
Linien, ~ Hessen-Darmstadt, wie Hessen-Kassel — , machen Erb- 
rechte geltend. Hes,sen-Darmstadt stützt sich auf die 1 leirat des 
Erbprinzen Ludwig^*) mit Charlotta Christina Magdalena Johanna *b, 
der TcKhter des ebengenannten letzten Grafen von Hanau. Aus 
der Erbschaft fallt an Hessen-Kas,sel die Grafschaft I lanau-Münzen- 
berg, an Hes-sen-Darmstadt die Grafschaft Hanau-Lichtenberg. 
I herüber vermochten sich beide hessische Linien zu einigen. Ein 
leidenschaftlicher Streit entstand jedoch über das .\mt Babenhau.sen. 
I lessen-Kassel forderte Babenhausen für 1 lanau-Münzenberg, I lessen- 
Darmstadt behauptete die Zugehörigkeit des umstrittenen Amtes 
zu dem ihm angefallenen Teile. Ein späterer Hinweis wird des 
Ausgleichs dieses Streites gedenken**). Kestgestellt .sei hier nur. 
was unbeanstandet mit Hanau-Lichtenberg an Hessen-Darmstadt 
gelangte: Es waren die Ämter Lemberg. Lichtenau, Willstett, 
Buchsweüer, Brumath, Hatten, Ingweiler und Neuweiler, Kuzen- 
hausen , Pfaffenhofen , Offendorf. Westhofen , Wolfisheim und 
Wörth «). 

Keines dic.ser Ämter gehört heute noch zum Grossherzogtum. 
Und doch ist ihr Erwerb für den 1 -änderbestand Hes.sen-Darm- 
stadts von grösster Bedeutung geworden. Ihre erzwungene spätere 

“) Vgl. ))itrzu J. G. Letimann, l'rkundlkhe Gcschictitc der Gra)'- 
M-tiaü Hanau-Lictilcnbcrg Bd. II (Mannheim, 18631 S, ,so6 fl'., auch B. Wille. 
Die Icuten Grafen von llanau-I.ichienberg (Hanau, 1886). 

■“) Des späteren I.undgrafen Ludwig VIII. (geh. 5. April 1691, tritt 1739 
die Regierung an). 

Die Khc war am .> April t7i7 geschlossen worden. Sie war nicht 
von langer Dauer. Am i. Juli 1736 verstarb die Krbprinzessin. 

**) Vgl. unten Anrn. 31. Fdr die StreiLschriftcnlitcratur über diese Krage 
vgl. Nicli, Vcrzcichniss S. 30 ft. 

”) Hiervon lagen die Acmtcr Lichtenau und Will-stctt auf dem rechten 
Rheinufer (über ihr späteres Schicksal vgl, unten in Anm. 54(. Alle 
ohrigen Aemter lagen auf dem linken Rheinufer. Zum deutschen Reiche ge- 
hörten nur die Aemter Lemberg, Lichtenau und WilLstctt. Buchsweilcr. Bru- 
math, Hatten, Ingweiler und Neuweiler, Kuzenhausen, Pfaft’enhofen, Oflendorf, 
Westhofen, Wolfisheim und Wörth standen unter französisi’hcr Obcrlwheit. 
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Ahtrrtung Ri-währt den Anspruch auf Kntschätligungen im Reichs- 
«lepulationshauptschluss des Jahres 1803 und damit den Rechts- 
griind für die Erlangung umfangreicher sacularisicrter Gebietsteile. 

Hinter diesen V'ermehrungen treten die sonstigen Vergrösse- 
rungcn, welche die aufblühende Eandgrafschaft im 17. und 18. 
Jahrhundert erhielt, an Bedeutung zurück. Im Umfange der heu- 
tigen Provinz Oberhessen ist es wesentlich nur der .Ankauf der 
ausstehenden .Anteile, an Butzbach **1 und die Regelung der Bcsitz- 
vcrhaltnisse des I lüttenberges*'!, welche ^Erwähnung verdienen. 
Grösser ist die Zahl der Fälle, in denen ein Zuwachs erfolgte, 
im Umfange der heutigen Provinz Starkenburg. Bedeutung be- 
sitzen aber auch hier nur die Kaufverträge mit den Grafen von 
I.senburg-Büdingen über das .Amt Kelsterbach"*), mit den Grafen 
von Erbach Ober das Amt Seeheim und Tannenberg **( und 
der A’ergleich mit I lessen-Ka.ssel Ober das Amt Schaafheim "). 
Mit gleichem Recht könnten noch genannt werden die Abnmdung 
des Amtes Utnstadt“), die Kaufverträge mit der Familie von 

*•> Aus der Krb.srhaft von Hessen-Marburg waren nur zwei Viertel der 
Stadt Butzbach an Hessen-Darmstadt gelangt. Ks waren die im Jahre 1.478 
fbr 40000 Gulden käuflich von (üpstein und für s6ooo (dulden durch 

Vergleich mit Mainz erworbenen V’icrtcl (siehe Urkunde vom 35. Sept 1595 
bei Lederhose, Kleine Schrillen II! S. 133 fg.) Da» dritte Viertel erwarb 
Hessen-Darmstadt 1639 durch Kaufvertrag von Solms-l.ich (Uiit. d. d. Marburg 
30. Okl. 1639h da» letzte Viertel 1741 durch Kaufvertrag von 5 ^ 1 ms-Braunfcls 
(LVk. d. d. Darrnstadt u. BraunfeU 17. Marz 1741h Vgl. Rommel a. a. O. 
Bd. VI S 31 fg. und unten § 3 bei Bc.«prcchung de» Hutzbaoher Stadtrechts. 

Es ist die Auseinandersetzung mit Nassau^SaarbrOcken vom i6. Juni 
1703. V'gl. oben Anm. 23 und Beiträge zur Statistik Bd. XIII S 16 § uB. 

*•> Der Kaufvertrag stammt au» dem Jahre 1600. 

'*1 Kaufvertrag von 1714. 

Es ist der Vergleich fiber das Sircitobjcct der Ilanau-Lichicnbergischcn 
Erbsi'haft, das Amt KabcnhaiLsen (oben bei Anm. 361. Vgl. die Streitschriften 
bei Walther a. a. O. S. 90 - 96. Die prozessualen Verhai>diungcn vor dem 
Keichskammergericht endeten mit einem Vergleich vom 34. Sept. 176a. Die 
endgültige Teilung erfolgte erst im PiirificatN»n.srecess vom 38.13a Marz 1771. 
|Z im mc r m B n n, die Sonderrechte der Provinzen Starkenburg und Ober- 
hc&scn (Dann.»tadt, 187318,39). Hessen-DariniMadt erhalt das Amt Schaafheim 
mit Schaafheim, Har|)ertshausen. Dietzenbach, Schlierbach und Altheim. 

Vcrgl. oben Anm. 6 und unten Amn. 50 ; auch Beiträge zur 
Statistik IM. Xlll. S. 7 ^ 13. 
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Krankenstfin übt-r KlH-r.stn<lt, Schloss Frankenstein, Ober-, Nieder-, 
Srhmal-Beerbach , Allertshofen und .Stettbaeh"*), und mit der 
Familie von Wallbrunn über sechs C^rtschaften “|, Alle weiteren 
Krwerbungen betreffen nur einzelne Dörfer orlei' Mofe^'i, 

Alle jene k'ermehrungen haben trotz ihrer zeitlich getrennten 
Angliederung an den vorhandenen Kern den Kechtspaitikularismus 
nicht erheblich gesteigert. Spätere Ausführungen werden den 
Beweis hierfür erbringen. 

Ungleich .schwerer wiegen die territorialen Veränderungen 
der l.andgrafschaft seit dem ersten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts; 

Der F'riede von Luneville hatte im Februar des Jahres 1801 
den rühmlosen Kampf des alten deutschen Reiches gegen Frank- 
reich beendet. Schmachvoll hatten Kaiser und Reich in die Ab- 
tretung des gesamten linken Rheinufers an Frankreich gewilligt. 
Deutschland verliert, einschliesslich des belgischen Gebietes, einen 
Länderbestand von 1150 Q-Meilen mit annähernd drei und einer 
halben Million Kinwohnern, Aueh I lessen-Darmstadt war an diesem 
k'erluste beteiligt. Dem Landgrafen -werden alle linksrheinischen 
Besitzungen. — alle Ämter im Klsass und das Amt Lemberg ge- 
nommen Aus der I lanau-Lichtenbergischen Krbschaft blieben 
nur die rechtsrheinischen Ämter Lichtenau und Willstett "’l der 
I-andgrafsrhaft erhalten. In Ziffern berechnet betrug die Kinbiisse, 
welche Hessen-Darmstarlt erlitt, ein Gebiet von 13 Q-Meilen mit 
40000 Einwohnern und ungefähr 400000 Gulden Einkünften, 

Nach dem Friedensschluss beginnen die nicht minder schmach- 
vollen X'erhandlungen über die Befriedigung der geschädigten 
Stäntle, Jeder sollte seine Verluste auf dem linken Rheinufer 
ersetzt erhalten. Dieses Leitmotiv beherrschte bereits tlen Rastadter 
Kongress. \'om Beginn der Regensburger Vi-rhandlungen an 



“) KauCvertraK von i66a. Vgl. Si-riba, Ge-si’hichtc der cliciiialigcn 
Burg und tlerrschalt Frankeicstein (Darm.-aadt, 1853), speciell S. 117 fg. 
Kaufvertrag von 172a. 

So der Ankauf des Hofes Mom-hbruch von Mainz (i6o6), der 
Tausch mit der Kajnilic von Schrauienbach über Kodau (1871), der Abtretungs- 
vertrag mit den Grafen von Isenburg über Konigstädten (1685) u. a. 

"I Vgl. oben bei Anm. 29, 

^*1 .Siehe hierzu unten in Aniu. 54. 
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stand f«*st, dass eine solrhe Kntschadijfunjf nur mit Hülfe von 
Säcularisaiionen i^cleistet werden konnte. Krankreich, welches 
sich iin Frieden vtm Cam(i4> Kormio seine Mitwirkung bei Auf- 
stellung des Knischadigungsplancs vin’bchallen, hatte von Anfang 
an di<‘sem Gedanken oflen Ausdruck gegeben. Schon der Kon- 
gress von Rastatt hatte einen damit üb<Teinstiiiimt:n(ien Beschluss 
gefasst. Die weit überwiegende Zahl tler weltlichen Reichsstände 
verbarg nur schlecht ihre ungetiilte Befriedigung über diesen 
Vorschlag. Ungeachtet der Proteste und Kkigen der Benachteiligten 
billigte dir Reichsdeputation zu Regensburg den Plan einer um- 
fassenden Sflcularisation der geistlichen Herrschaften und einer 
Mediatisierung der freien Reichsstädte *b. Ih*r Keichsdeputations- 
hauplschluss N t>m 25. Februar 1803 *-| brachte die endgöltigi* 
Entscheidung. Sie bedeutete den Zusammenbruch der katholischen 
Kirchenverlassung Deutschlands. Aller geistlicher Besitz — die 
Gebiete des Kurerzkan/Iers, des Johanniter- und des I leutschherrn- 
(Ordens ausgenommen — wurde säcularisiert und als Kompensations- 
mittel vtTwendet. Alk* Reichsstädte (bis auf fünf) wiirdi*n niedia- 
tisiert und zu Landstädten herabgedrOrkt. 

Nur wenige Slaatim trugen einen (lewinn davon, welcher 
«lenjenigen der Landgrafschaft Hessen • Darmstadt überstieg •'*). 

*') Ich vcrvvfi-ic zur n.llicri-ii Oiaractcrisienrng <lrr Kf»grnshnrKtr \’cr- 
han(llun){('n niif die tn-lllichr haotclIuiiK lx?i f 1.1 us-ic r , Ih-ulM-h«' («cs<‘hk'hlc 
voiii T<kIc Kricdnchi. d. Ci. bl?» /.iir (»rnnduiig de.*« deiitHcheii Uuiidr.*». ,\utl. 
H. II. S. ibß n. 

*’) Frankreich und Ku>.'*laiul veniiiUclten ilm! Kr ist am 24. MAiv 1O03 
vom Rt-K-lisUgt-, am 27. April de>selben Jahre» vom KalscT heslAti^'t w*>rdeii. 
- Als «Ix'voUmftrhtij^cr Coiirilialgesandtcr*’ von Hessen-Darmstadt wird iii 
Regeusburg Melwig Leonhard Jaup genannt (vgl. 2. B. Beilage LXXII zu dem 
Protokoll der nicsserordentl. ReidiMicpulatiun zu Regensburg, Beilagenliamt I, 
S. 3041. Vgl. im Qhrigen betrefls dei Landgrafschart die Hinweise im Register 
zu dem eben eiüerten Werke S. XVI. 

KOr alle Kinzelhciten. soweit sie ntciu Hessen betreffen, »ei aurtblgciide 
Werke verwiesen : Protokoll der misserordentlichen Reicicsdeputation zu Regens- 
burg, 2 B.1nde mit vier Banden Beilagen (Kegeiishurg, i6c^), Adam Christian 
Gaspary, der Deputations-Reces» mit kriti-M-hen, geographis4-hen und statisti- 
schen Krlautenmgen und einer Vcrgtciehungstalel (Hamburg, a Teile, J. V. 
Cä m m ercr, I laupt.»chlussder«iu»»erordenüicheii Keichsdepuiation vom25. Febr. 
1803 ncb.st dem Reichsgutachten vom 24. Mürz und dem Kayserl. RatiHcation»- 
dccrete vom 28. ;\pril des nümlicheii Jahres (Kegensburg, 1804), Jo». Ant. 
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Jedenfalls liess nur bei wenigen der Erwerb den Verlust in gleich 
hohem Masse hinter sich. Der K ei c hsdepu t at i uns haupl- 
Schluss be.stinimt: 

„Die Austheilung und endliche Be.stimmung der Kntschadi- 

„gungen geschieht, wie folgt : 

7, Abs. 2. Dem l-andgrafen von Hessen ■ Dannstadt 
„für die Grafschaft Lichtenberg, die Aufhebung seines 
„SchuUrcchls über Wetzlar und des hohen Geleits in 
„Beziehung auf Erankfurt , für die Abtretung der hessischen 
„Ämter l.ichtenau und VVildstadt, Katzenellcn- 
„hogen, Braubach, Kmbs, Kleeberg, Epstein 
„und des Dorfs Weiperfelden : das Herzogthum West- 
„phalen mit Zugehflrden , und namentlich Volkmarsen, 
„samt den im genannten 1 lerzogthunie beKndlichen Kapiteln, 
„.‘\bteien und Klöstern, jedoch mit einer immerwährenden 
„dem Fürsten von Wittgenstein-Berleburg zu zahlenden 
„Rente von fünfzehntausend Gulden; welche Rente jedoch 
„in der Folge auf den Überschuss des HIrtrags von dem 
„§ 39 erwähnten Schifffahrtsoctroi“) übertragen wird, wenn 
„sich nach Bezahlung jener Renten , welche in gegenwär- 
„tiger Urkunde auf diesen Ertrag unmittelbar angewiesen 
„sind, ein hinreichender (Iberschuss ergiebt. F'crner; Die 
„Mainzer Ämter Gernsheim, Heppenheim, Lorsch, 
„F ü rt h, Steinheim, .Mzenau, Vilbel, Rokenburg, 
„Hassloch, Astheim, Hirschhorn; die Mainzischen 
„auf der Südseite des Mains im Darmstädtischen gelegenen 
„Besitzungen und Hänkünfte, namentlich die Hofe: Monch- 
„hof, Gundhof und Klarenberg, wie auch diejenigen, so von 
„den dem Fürsten von Na.s.sau-Usingen weiter unten zuge- 
„wiesenen Kapiteln, Abteyen und Klöstern abhängen, mit 
„Ausnahme der Dörfer: Bürgel und Schwanheim; 

Vahlkampf, Keichaschluss vom 27. April 1803 dem Kaiserl.- und Reicha- 
Kammcrgrriehte mit verschiedenen filaalsacten am 3. August 1803 insinuiert 
(Wetzlar, 1804! Auch (von Schelhassl pragmatische Geschichte der deut- 
schen Reichslagsverhandlungcn von dem neuesten Depuutions-HaupPw'hhtsse 
bis gegen das Ende des Jahres 1804 (Regensburg. 18051 sei genannt 

^*1 Protokoll der ausserordentlichen Keichsdepmation zu Regenaburg 
Bd. 1 S. 907 fi‘. 



Digitized by Google 




5 



„Ferner: die pfälzischen Ämter: Lindenfels, Umstadt 
„und Otzberg und die Reste der .Ämter: Alzey und 
„Oppenheim; dann den Rest des Histhums Worms; 
„dieAbteyen: Seligenstadt und Marienschloss bey 
„Rokkenburg; die l’robstey Wimpfen und die Reichs- 
„Stadt Friedberg. Alles unter der Bedingung, die Oe- 
„putat-Gelder des Landgrafen von Hessen-Uomburg wenig- 
„stens um den vierten Theil zu vermehren 
Bereits eine oberilächliche Betrachtung dieser Bestimmungen 
zeigt, wie viel I lessen-l )armstadt gewann. Zwar waren diese 
rerritorialvermehrungen nicht ohne jegliche Belastung. Auf ihnen 
ruhte die Verpflichtung einer Rente an den Fürsten von Wittgen- 
stein-Berleburg **•( und eine Krhöhung der 1 lesscn-Homburgischen 
Deputatgelder. Trotzdem war der Gewinn ein .sehr beträchtlicher. 
Für den \’erlust von 13 Quadratmeilen erhielt die Landgrafschaft 
fast 100 (juadratmeilen mit einer Bevölkerung, welche die Zahl 
der verlorenen LInterthanen um das Dreifache überstieg — , mit 
Finkunften, welche mehr als das I )oppelte der Aufgegebenen betrugen. 

Fine Verteilung dieser Frwerbungen nach Frovinzen — unter 
Voranstellung der noch heute Im Verband des Grossherzogtums 
befindlichen Gebiete erglebt folgendes Resultat : 

Die heutige l’rovinz Starkenburg erhalt ihre Aus- 
gestaltung durch kurmainzer Besitzungen im l.bnfange des 
Amtes Gernsheim“), des Überamts Starkenburg*’), des 

Abdruck nach dein ,Proiukoll der auAserordcnlUchcn Reichüdcputatioii 
zu Ki'jfcnsburg* lid. I S. 860 ft’ 

Vgl. hierzu unten in Anin. 121. 

Stadt Gernsheim mit Kinsicdel, Fftngenhof, Wildehir*«'hhi*f und Placken* 
hof, ferner Rodau. Wattenheim, Klein-Rohrheim. 

Mit den Anitsvoigteien Henshetm (mit Henshtim und Fchlhciml 
Heppenheim (mit der .Stadt 1 leppt'iihcirn und den Ortschaften Ober-Ham-, 
bach, l'nter- Hambach, Kirschhausen. Krbadi, Sonderbach, Wald • Frlent>ach|. 
Lorsch (mit Lorsch, Klein-Hausen, Biblis, Wrnheim, Bhrstadt mit Boxheimer 
Hof, Scchofi, Förth (Alt*Lechtern, Aschbach, Bromhach, Buch-Klingen, I>Orr- 
Kllenbach, Fahrenbach, FhH'kcnbach, Förth, Gadern, Gorxheim, Gross-Breiten- 
bach, Hartenrod, Klein-Breilenbach , KiM'herbach, Kolmbach, Krbckelbach, 
Krunibach, Lotzelhach, LAhrbacli, Lörzenbach, Mackenhcini, Mörlenbach, Nieder- 
Liebersbach, Obcr-Abaieinach, 01 >er«l,iebersbach , Schnorrenbach, Steinbacli, 
Trösel, Vnter-Absteinach, Unter-Mumbach, Weiher, We*»chnitz mit Leberbach. ^ 
Waldmiclielbach (9 Höfel, H'd* Kichellx'rg, Anteil an Hillersklingenl. 

2 
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Oberamts Steinheini des Amts Hirschhorn und In einigen 
Orisdiaften und Hofen der Kellerei Kastei 

durch kurpfalzcr Besitzungen in Gestalt der Ämter Otz- 
berg und l.indenfels, in den kurpfälzer Anteilen an dem 
Amte Umstadf**">. an dem Orten Brensbach und Nieder-Kains* 
baeh, sowie in dem Hof Kornsand und in Teilen der Knob- 
lot’hsau^M; 

durch das bisher zum Bistum Wonns gehörige Amt 
I^ampertheim und durch das Zimmerhofer Feld '*t; 

durch die Mainzer und Wormser Anteile an dem Amte 
Neckarsteinach "''‘i ; 

durch die Abtei Seligenstadt und durch die Hropstei 
Wimpfen. 



Mit den Amtsvoigtrien Stein heim (mit ürosü- Steinheim <Siaülh 
Klein-Steinheim, Iheteshcim, MQhlheim, Hicbrr, I.Amnim^iel, Klein-Auheim, 
llainstndt], Dieburg, |init Dieburg (Sladtl, Klein • Zimmern, Ober-Koden, 
Nieder-Roden], Seligenstadt (mit S< ligen-*tadt (Stadtl, Kro-schliauscii, Klein- 
Welzheim, Zcllhauscn, Mainflingen, Klein • Krotzenburg, VV’cisskirehcn, I lain- 
hausen, jQgcsheim, ktinbrOekenJ. Zum Uberanite Sicinheim gciiftrlcn auch 
die Orte Grosskrolzenburg, Gro»sauheiin. Oberrodenbach; «e wurden 1816 an 
Kurhessen abgetreten (vgl. unten bei Anm. 1261. Vgl. Beitrage zur Statistik 
Bd. XIII S. 8 fg. 

Amt Hlrsttdiliorn mit Hirschhorn (Stadtl, rnter-flainbninn, Igelshacher 
Huf, Hammelsbacher Hol, ErM-hhcimer Kirche, l'nter-SchCinmattcnwaag mit 
Schönbninn; zum Amt Hirschhorn gehörte auch Eschelbach (vgl. in Anin. 541. 
Von der Kellerei Ka.<tel kam an Hessen Astheim, Hassloch, M(Viichhor, Klara- 
berg, Gundhof. 

**l Vgl. oben bei Anm. 6 [auch Anni. i8| und bei Anm. 35. 

*') Vgl. Beitrage zur Statistik a. a. O. S. 9. Durch 'rauschvertrag mit 
l^aden vom 14. Marz 1803 wurde auch der froher kurpßll/ische Ort Neckar- 
hausen, der auf Grund des Keichsdeputati<ntshaupt»i*hlusses der Markgrafsi'han 
Baden Qberwiesen war, von Hessen eruurbui. 

Amt Lampertheim mit Lamptriheim , Lampertheimer Hütte, Hof 
Neuschloss, Wehrzullhaus, Hui heim, Nordheim und Korsthaus zum Stein, 
Jagerhaus auf der Maulbeer-Au, Bobstadt ; hierzu gehörte auch der Strass* 
heimer Hof (vgl. Anm. 54I. 

^^1 Das Amt Neckarsteinach, umschloss Neckarstcinach, Uarsberg, (irein 
und Lange nthal. An diesen Besitzungen waren Mainz, Worms tuid Speyer 
gemeinsam b<rcchtigt. Der speyerische Anteil fiel in Folge des Keich^epu- 
tationshauptschlusses an Baden, wurde aber mittelst Vertrags vom 14. März 
1803 an Hessen abgetreten. V'gl. Z i mm e r ni a n n , S<mdcrrechte S. 49 fg. 
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In unmittelbarem Zusammenhang mit diesem Ausbau der 
Provinz Starkenburg steht noch der Krwerb der ehemaligen 
Reichsstadt Wimpfen mit Wimpfen im Thal, Hohenstadt, dem 
Helmhof und dem Finkenhof. Die llebertragung der eben 
genannten Gebietsteile erfolgte durch den Staatsvertrag mit 
Baden vom 14. Marz 1803 '‘l. 

Zu der heutigen P r o v i n z O b e r h e s s e n fügte der Reichs- 
deputationshauptschluss die freie Reichsstadt Friedberg ^'l. 
d. h. die Stadt F'riedberg im engeren Sinne. Die Burg 
Friedberg mit ihrem Gebiete'") blieb zunächst noch von der 
Mediatisierung ausgenommen. 

\'on kurmainzer Gebiet gelangte an Oberhes.sen das Amt 
Rockenberg mit Rockenberg ■”), Nieder-Mürlen, Ober-Mürlen, 
0 [»I>er.shofen, Ober-W'rtllstadt, W'isselsheim und dem Klo.ster 
Marien-schloss; überdies die Hülfte der Stadt Vilbel. 

Alle weiteren GebietstTwerbungen, welche der Reichsdeputa- 
tionshauptschluss für die Ijandgrafschaft brachte, sind nur wenige 
Jahre bei Hessen geblieben; Das Herzogtum W’estphalen'*), den 
wertvollsten Frwerb des Jahres 1803. übertrug Hessen-Darmstadt 
auf Gnind der Friedcnsvcrhandlungen zu Wien , an Preussen 
Kinige kurmainzer Orte wurden 1816 an 1 lesstm-Kassel und an 
Bayern abgetreten“). An Bayern kamen auch mittelst Vertrags 

Der Mark^rafM'liaA Baden waren durch den Keichsdepulationshaupt' 
Schluss § 5 die hessischen Ämter Lichteriau und VViMslelt» die Reste der * 
HanaU'Lichtenbergisrhen Erbschaft, zugetcilt worden. Durch Staatsivertrag vom 
14. März 1803 wurden überdies seitens der LandgraCschaft !lcssen>l)ann»tadt 
der zum Amte Hirschhorn gehörige Ort Est'hclbach, sowie die Orte /Xglasler* 
hausen und Bargen (vor dem KeichsdeputationshaupLst-hluss Besitzungen von 
Wr>rms) endlich auch der Strassheimer Hof an Baden abgetreten. 

Vgl. für sie P h. I) i c f f c n b a c h , (Irschichtc der Stadt und Burg 
Kricdbcrg, Darmstadt 1857. 

I>ic sogenannte l^rggrafschari Ericdbcrg. Kür sie vgl. unten Anm. 85. 

Scj heisst es richtiger. l)ic Ausgaben des Rrichsdcpulali«*nshaupt« 
Schlusses schrriljcn allgemein ,Rnkcnburg“ („R«x*kenburg,“ „Rnkkeuburg“). 

Es umfasste 7y Meilen mit 25 Städten» to Krcihciten, 595 Dörfern 
und Ä» Höfen. Hnierabteilungcn bildeten vier (^artalc; das Quartal Werl, 
das Quartal Rüthen, das Quarta) Brilon und das (Quartal Bilstein. 

\'gl. unten bei Aitm. laa fg. 

Vgl. unten bei Anm. 124 ff. 

2 * 
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vom 30. Januar 1816 mehrere mit der Abtei Seligenstadt 1803 
7.U 1 lessen-Darmstadt geschlagene Dörfer*'!. Der Aiiseinander- 
■setzungen mit Baden ist bereits in Anm. 54 gedacht worden. 

Auf den Reichsdepiitationshaiiptsrhluss folgen für Deutsch- 
land Jahre der tiefsten nationalen Krniedrigung. Der deutsche 
Nordwesten erlag der fremden Invasion, ohne dass ein Arm sich 
rührte, um die hier verübten Gewaltthaten zu rachen. Im Gefühle 
der eigenen ohnmächtigen Schwache hatte man es sogar verlernt, 
den Schein der V\'ürde zu wahren und gegen diese Wrgewalti- 
gungen zu protestieren. Auf dem Reichstage stritt man mit Leiden, 
schaftlichkeit um die innere Ordnung eines \’erfassungsgebäudes, 
dessen Stotzen unmittelbaren Zusammenbruch drohten. Schon 
bereitete sich im Süden und Westen Deutschlands jene jmlitische 
Neugestaltung vor, die dem alten Reiche den letzten Stoss geben 
sollte. Unter Frankreichs Protcctorat bildete sich ein neuer ,den 
Zeitumständen angemessener“ "*| Bund. Seine Mitglieder besitzen 
volle Souveränität, sagen sich für immer vom Deutschen Reiche 
los und vereinigen sich als „Rheinische Bundesstaaten“ zu einem 
besonderen Bunde. 

Am I. August 1806 erfolgte die ollficielle Mitteilung des ratifi- 
eierten Vertrages an den zu Regensburg versammelten Reichstag. 

Unter den Rheinbuntlsgliedem befand sich auch Hessen- 
Darmstadt “l. In Artikel 5 der Rheinbundsaktc hiess cs; 



*') Gciscibarh, Hofstftdtcn und Omersbach. 

So lautete die KrkiAning der Gesandten der Kheinbundsstaaten. ln 
der Hingabe an den Reichstag hiess es weiter: Die Rheinbundsglicdcr , hätten 
zwar d«*n leeren Schein einer erloschenen Vcrtas«»Mng beihehalten kftnnen, 
allein sie haben es Im (»cgenthcil ihrer Wurde und der Reinheit ihrer Zweite 
angemessener geglaubt, eine offene und freie Hrklftrung ihres Kntsehlusses und 
der Beweggründe, durch welche sie geleitet w«*rden sind, abzugehen. Ver- 
geblich aber worden sic sich gesdimeichrlt haben, den gewOnschlcn Endzweck 
zu errei»*hen, wenn sie sich nicht zugleich eines mächtigen Schutzes vcfsichcrt 
hätten, wozu sich nunmehr der nämliche Mtmarch, dessen Absichten sich stets 
mit dem wahren Interesse Deutsrlilatids Qhereinstimmend gezeigt haben, 
verbindet. Eine so mächtige Garantie ist in doppelter Hinsicht beruhigend.* 
Siehe Häusser a. a. O. S. 697. 

•*) AI» V’erlreter des Landgrafen bei dem Absdilass der Kheinbund.saktc 
wird genannt „Auguste Banm de Pappenhriin, son Ministrr pknipotentiaire 
pr6.s de S. M. THmpercur des Kram^ais.“ 
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„l.eiirs Altesscs Screnissimes rKlccteur de Bade, le Duc de 
Borjj; et (’leves et le l.andgrave de I lesse- Darmstadt 
prendront le titre de Grand-Duc et jouiront des droits, 
honneurs et pre'rogatives attachees h la dignite royale. I.eur 
rang et la preeminence entrVux sont et domeurent fixes con- 
fomtement a l'ordre, dans lequel ils sont nommi^ au present 
article“ •*). 

Weitere Sonderbestiinmungen wurden für das neue Gross- 
herzogtum in Artikel 21 und 24 getroffen: 

„Art. 21. Son Altesse Sereni.s.sime le Grand -Duc de 
Hesse-Darm Stadt reunira ä ses dtats le Hourggraviat 
de Friedberg, pour le possöder en souverainete seiilement 
pendant la vie de Bourggrave actuel et en tonte proprit‘te 
apres le deces du dit Bourggrave. 

Art. 24. l.eurs Majestes les Rois de Baviere et de Wurtem- 
borg , leurs Altesses Serönissimes les Grands-Ducs de Bade, 
de Berg et de II esse -Da rm stad t; Son Altesse Kniinen- 
tissime le prince Primas et l.eurs Altesses Serenissimes les 
Duc et Princes de Nassau Usingen et VVeilbourg, de Hohen- 
zollern-Sigmaringen, de Salm-Kyrbourg, d’lsenbourg-Birstein, 
le Duc d’Ahremberg exerceront tous les droits de souve- 
rainete Son Altesse Sereni.ssime le G r a n d- 

Duc de Darmstadt sur les seigneuries de Breuberg ct 
Heubach et la seigneurie ou baillage de Klabizheim , le 
Comte d’Krbach, la seigneurie d’llbenstadt, la partie du Comte 
de Künigstein, possifdöe par le prince de Stolberg-Gedern, 
les possessions des barons de KiedescI enclavöes dans les 
Ktats de Sa ditc Altesse Serönissime ou qui leurs .sont conti- 
gües, nommement les juri.sdictions de Lauterbach, de Stock- 



Ciliert nach Winkopp, FHr rheinische KonfMcratinnaAktc, Frank- 
furt a. M. 1808 (Fin Abdruck t'indct sich auch bei Winkopp, Der rheinische 
Bund, eine /Keilschrift hisiorisch-politisch-5tatistisch-i{ef»j{raphi.s4'hen Inhalts Hd. 1 
(Frankfurt a. M., i8o6j S. lo ff.| Eine olliciellc l’ebcfrsruujig ftlr H<*s<w*n 
-Steht im Archiv der Grossh. Hessischen Gesetze und Verordnungen Bd. I S. 
4 tf. FOr die Rheinbundsakte in ihrer (»csaintheit sei u. a. auf Koch, 
llistoire abreg<^c des trait<^s de paix entre les puissances de l'Kurope deptiLs 
la paix de Westphalie (conlinuc par F. Schoelli T. VIII pg. 141 331 ver- 

wiesen. 
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hausen, de Moos et de Kreienstcin, les possessions des prin- 
ces et comtcs des Solms en Wetteravic lä l’exception des 
baillaf'es de 1 lohensolms, Braiinfels et Greifenstein) et enfin 
Ics comtes de Wittgenstein et Herlebourg et le baillage 
d’Hesse-l lombourg possede par la branehe de ee nom appa- 
nagfe d’Hesse-Darmstadt.“ 

Auf alle Bundesglieder beziehen sich die Artikel 25 und 26. 
welche gleichfalls im nächsten Zusammenliange mit unserer Frage 
der territorialen Ausgestaltung Hessen-Darmstadts stehen. Art. 25 
entscheidet Ober die reicbsritterschaftlichen Besitzungen**). Artikel 
26 umschreibt den Inhalt der neuen Souveränität über die Media- 
tisierten "*). 

Wenige Tage nach der olficiellen Mitteilung der Vertrags- 
urkunde, welcher die eben citierten Sätze entstammen, wenige 
Tage auch nach der cindrucksloscn Abdankung Kranz des Zweiten, 
verkündete Grossherzog Ludwig 1 . die Ausführung der Rheinbunds- 
akte für sein Territorium. Der grossherzogliche h>lass atmet in 
allen seinen Teilen den Geist, von welchem die Rheinbundsfürsten 
beherrscht waren, llnverkennbar klingt aus ihm die Befriedigung 
über die letzten Kreignisse wieder. Ohne Zaudern wird die Hand 
auf die der Mediatisierung verfallenen kleineren Staatsgebilde ge- 
legt. Die kleinsten von ihnen werden nicht ein Mal namentlich 
aufgeführt, sondern unter der Bezeichnung ,nebst mehreren Reichs- 
ritterschaftlichen Besitzungen etc." zusammengefasst. Als Regierungs- 

Art. 25. t'Iiacun des Rois et Princcs ronfCdcres possedera cn toute 
snevcrainele ie.s torrcs Cqucstres cnclavdcs d.-ins scs possessions (,>uant aua 
terrcs equestres intcrposces entre dcux des Ktals confcdcrccs, dies seront 
partagt^es quaiU ä la aouverainetC entre les deux Etats aussi cgalctnent, que faire 
se pourra, mais de maniere ä ce qu'il n’en resiilte si moreellement, ni melangc 
des territoires. 

“I Art. a6. i.es droits de souverainetc sont ectix de legislatinn, de 
turisdiction suprCirie, de haute poliec, de ronst-ription niilitaire nti rerrutemrnt 
et d’impot. Ergänzend ftigte Art. 27 hinzu, dass die bisher regierenden Forsten 
und Grafen, welche nunmehr mediatisiert wurden, ihre Domainen als l’atrimo- 
nial- und IVivatgut behalten sollten. Hehahen sollten sie auch alle gutsherr- 
liehen und Ixrhnsreebie, welche nicht wesentlich mit der .Souveränität ver- 
ItnOpÜ seien. Art. 27 zählt hierfhr die mittlere und niedere Gerichtsbarltcit, 
die Forstjustiz und Polizei, Jagd, Fischerei, Berg- und Hnttenwesen, Zehnten 
und Lehnsgcfälle, Patronat und ähnliche Einkünfte auf Die lätcrahu- Ober die 
Kcchtsstcllung der .Standesherrn in Hessen siche hei Nick, Verzeichnis S. 43. 
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princip wird ein „aufgeklärter“ Absolutismus verkündet; seine Durcli- 
führgng nach dem Vorbilde des napoleonischen Staates ist das 
höchste Ziel staatlicher Vollentlung. Gerade hierin stehen die 
Kheinbundsstaaten in schärfstem Gegensatz zu den Reformen, 
welche Stein der preussischen Monarchie vorschrieb, l'berall 
streben die Reformen Steins nach Krhaltung des Nationalen und 
nach Begrüntlung öffentlicher Freiheit. Auf diese Ideale leistete 
man innerhalb der Rheinbundsstaaten auch bei dem Besten, was 
geschah, V'erzicht. Der Wortlaut des hessischen Krla.s.ses vom 
13. August 1806 *•) soll un.sere .\usfOhrungen begründen: 

„Wir l.udewig, von Gottes Gnaden Gros,sherzog von 
„lle.s.sen, Herzog in Westphalen u. s. w. u. s. w. Thun kund 
„und fügen hiermit zu wissen : 

„Zufolge des am 12. Juli dieses Jahres zu Baris zwischen 
„Sr. Majestät dem Kaiser tier Franzosen und Könige von 
„Italien und Uns, in Vereinigung mit mehrern bisherigen 
„höchsten und hohen deutschen Reichsständen, abgeschlossenen 
„Bundesvertrags, ist uns die völlige Souverainetät sowohl Ober 
„Unsre angestammte und durch den letzten Reichs-Depu- 
„tationsschlu.ss erworbene, als auch nachbenannte Lande und 
„Besitzungen heigelegt worden: über das Burggrafthum Fried- 
„berg mit allen Zubchörungen, die Herrschaften Breuberg. 
„Heubach und Habizheim, die Grafschaft Frbach, die Herr- 
„schaft Ilbenstadt, den Stollberg-Gederischen Antheil an der 
„Grafschaft Königstein, die Besitzungen der Fürst- und Grätl. 
„Solmsischen Häuser in der Wetterau, mit Ausschluss der 
„Ämter Hohensolms. Braunfels und Greifenstein, über tlie 
„Grafschaften Wittgenstein und Wittgenstein-Berleburg, das 
„Amt Homburg vor der Höhe, die bisherigen unmittelbaren 
„von Riedeselischen nebst mehrern Reichsritterschaftlichen 
„Besitzungen etc. Die Oberhoheit über letztgedachte Lande 
„und Besitzungen begreift die Gesetzgebung, die Ober- 



“h Ber Kriass vniti 13. Augusi tBo6 ist nicht haufia f-edrtickt. Kr wird 
gewöhnlich nach Wink o pp. Der rheinische Bund Bd. I S. 103 Tg. citiert. 
C'orrecter ist der Abdruck int Archiv der Gri*ssh. Hessischen Geseire und 
Verurdtuingen ltd. 1 | Harmstadt, 1B34I S. 3 fg. 
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„gerichtsbarkeit, die Oberpolizei*’'), die Militarhoheit und das 
„Recht der Auflagen. 

„Vermöge desselben Staalsvertrags und nach der nun 
„förmlich erfolgten Auflösung des deutschen Reichsverbands, 
„haben Wir den Grossherzoglichen Titel mit allen 
„von der Königlichen Würde abhängenden Rechten, Khren 
„und V'orzügen für Uns und l.'nsere Nachkommen ange- 
„nommen und Unsere sammtlichen Uerzogthümer, Kürsten- 
„thümer, Grafschaften und f lerrschaften etc. zu einem 
„souverainen Grossherzogthum erklärt, und machen 
„solches, kraft dieses, zu Jedermanns Nachachtung kund. 

„In der Überzeugung, dass alle Unsere Angehörigen, 
„Üiener und Linterthanen an diesem für Uns und Unser 
„Grossherzogliches Maus, so wie für Unsere gesammten Lande, 
„höchst wichtigen und erfreulichen Ereignisse den lebhafte.sten 
„Antheil nehmen werden, gereicht cs zu L’nserer grössten 
„Zufriedenheit, ihnen zugleich die X'ersicherung zu ertheilen, 
„dass Wir der mit der neuen Würde erlangten unum- 
„schrankten Gewalt auch in so fern einen ganz vorzüglichen 
„Werth beilegen, als sie Uns die frohe Aussicht erölTnet, das 
„Unserm Landesvaterlichen Merzen so theurc Glück Unserer 
„Angehörigen, Diener und Llntcrthanen, so wie die allge- 
„meine Wi>hlfahrt des Staates noch wirksamer, als bisher, 
„erhöhen und befe.stigen zu können. 



Siehe hierzu auch „Deklaraiion aber die staatsreehllielien Verhältnisse 
der Standesherrn des Gntsslierzogthuins vuin i. Auftust 1807“ (Archiv der 
Grossh. Hessischen Gesetze und Wrordnungen Hd. I S. 95 lao) mit Nachtrag 
durch Verordnung vom uo. Juni 1808, ferner das „Standesherrliche Kdict vom 
17. Februar i8ao“ (Regierungsblatt i8ao S. 125- i6o|, die „Declaration, die staats- 
rechtlichen Verhältnisse der Krcihemi Riedcsel zu Kisenbach betr. vom 13. Juli 
1027* I Regierungsblatt 1827 S. 371—373!, das „Gesetz vnm 3. August 1848, 
die V’erhaltnisse der Standesherrn und adeligen Gerichlsherm Ijetrelfend* 
(Regierungsblatt 1848 S. 237 241), endlich das „Gesetz vi>m 18. Juli 185B, Itetrefl'. 
die staatsrechtlichen Verhältnisse der Standeslicrm des Grossherzogthums'* 
(Regierungsblatt 1858 S. 329—343). Von Literatur verweise ich auf KOchler, 
Verwalttmgsgesetzgebimg im (irossh. Hessen (2. Aufl. von Dictz, Dannstadt 
1885) Bd. II S. 58 ff., Zeller, Handbuch der Vcrfa-ssimg und Verwaltung im 
Grossh. Hessen (Darmstadt 1885118861 Bd. 1 S. 24 fg. 
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, Urkundlich Unserer eiji'enhandigen Unterschrift und bei- 
.gedruckten Staatssiegels. Gegeben in Unserer Kesidenz 
, Darmstadt den 13. August 1806 

( 1 - S.) I.udewig. 

Wir würden nur ein unvullkummenes Hild der im Jahre 
1806 erfolgten territorialen Neugestaltung erhalten, wollten wir 
uns auf die Wiedergabe der Kheinbundsakte und des Erlasses 
\otn 16. Augu-st 1806 beschränken. Auch hier bedarf es der 
Uingliedening der Neuerwerbungen in den Kähmen der heutigen 
Provinzen. 

Zur Provinz Starkenburg kommt die Grafschaft Urbach, 
d. h. Krliach-Schönberg mit den Ämtern Kftnig und Schünberg, 
Krf>ach-Erbach mit den Ämtern Krbach und Reichenberg und 
Krbach-Fürstenau mit den Ämtern Michelstadt, Fürstenau, Freien- 
stein und dem Gericht Rothenberg ““l. Ferner werden zu Prr>vinz 
Starkenburg folgende Fürstlich I, Owenstein -VV'erthheimische Be- 
sitzungen geschlagen; Das Amt Habitzheim, der Anteil Löwen- 
steins an Kirch-Beerfurt und das von Löwenstein-VV'erthheim und 
Krbach-Schönberg gemeinsam besessene Amt Breuberg, be.stehend 
aus der Cent Neustadt, der Cent Höchst, der Cent Kirch-Brom- 
bach und der Cent Lützelbach ™(. Das gleichfalls zu den Be- 
sitzungen des bisherigen Fürstentums Löwenstein-Werthheim ge- 
hörige Amt Wörth •’) wurde wenige Jahre später mittelst Staats- 

*'*1 Die Autlährungen der einzelnen Ortschalten vgl. in den Heiträgeii 
zur Statistik Bd. XIII S. 10 fg. Krbach-Sehnnberg umfasste 1 Flecken, 16 
Dörfer und Weiler, a Schlosser und 1 Huf, Erbach-Krbach 1 Stadt, a Flecken. 
33 IWSrfer und Weiler, 3 Schlösser und la Höfe und Mählen, Erbach-Farstenau 
I Stadt, t Flecken, 32 Dörfer und Weiler, 3 Schlösser und 5 Höfe und Mühlen. 
Nach der Berechnung von Winkopp, Der rheinische Bund Bd. II S. 310 be- 
deutete die Erwerbung der gesamten Grafschaft Erbach eine Bevölkerungs- 
Zunahme von circa 23ocxj Seelen. Über kleinere Verschiebungen, welche 
spätere Jahre im Hinblick auf einige erbach'sche Ortschaften | Wildenstein, 
Eschau, Ihrfstädtcn, Unter-Aulenbach und Wildcnsecl mit sich brachten, vgl. 
Beitrage zur Statistik Bd. XIII S. 10 Anm. ". Für die Geschichte der Graf- 
schaft Erbach sei auf G. Simon, Die Geschichte der Dyna.stcn und Grafen 
zu Erbach und ihres Landes (Frankfurt a. M. 1858) verwiesen. 

’*l Im Einzelnen vgl. Beiträge zur Statistik Bd. Xlll S. 10. Winkopp 
berechnet a. a. O. eine Bevölkerungszifler von 4199 Seelen. 

”) Das Amt Wörth mit der Stadt Wörth und dem Dorfe Trenfurt lag 
auf der linken Mainseite. 
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Vertrags vom 30. Juni 1816 seitens des Grossherzogtums Hessen 
an Bayern abgetreten. Endlich unterlag der Aufnahme in den 
Verband der Provinz Starkenburg eine grossere Reihe reich-sritter- 
schaftlicher Bt'sitzungen. Es waren das von Wamboltische Amt 
Birkenau, die von (jemming’schen Herrschaften Fränkisch-Crum- 
bach, sowie kleinere Bi*sitzungen der reiclisritterschafllichen Familien 
von Haxthausen, von Albini, von Dalberg, von Ullner, von Beider- 
busch un<l von Frankenstein 

Nach der Berechnung Winkopps betrug die (»esamt- 
Ziffer der BevOlkerungsziiriahme der l^rovinz Starkenburg in Folge 
der Mediatisierungen des Jahres 1806 ungefähr 39800 Seelen. 
Über das Doppelte, nämlich 83500 Einwohner*"!, kamen zur Pro- 
vinz Oberhessen hinzu. Es waren 3 OMeilen des bisherigen 
FOrstentumsSoIms-Braunfels i* ^DMeilen des bisherigen Fürsten- 
tums Solms-Hohensolms-I.ich 2 □Meilen der Grafschaft Solms- 
Laubach"*), ferner Besitzungen der Grafen von Sedms- Rodel- 



- Siehe zur Sinti'^tik Kd. XIII S. 11 und 12. Winkopp setzt 

a. a. O. Ibr die gesamten reiehsriuersehaftlirhen Besitzungen innerhalb Starken- 
burgs eine Bcvftlkeningszifl’er von 3592 Seelen an. — Zur Mediatisierung der 
Reichsritterschaft in Hessen vgl. unten S. 28 fg. 

”1 Siehe Win ko pp, I)cr rheinische Bund Bd. V' S. 457. Die vi»n 
Winkopp gegebene Zusainiiienstellung zeigt bei genauerer PrQlung manche 
Lücke. Ich mftchie seine Ergebnisse dc-*halb auch nur mit Vorbehalt wieder- 
geben. 

Die 5 kadte Hungen und C«rüningen. Anteile an MOnzenberg und 
Trais-MOnzenberg, sowie die OrUK'haüen BellerHheini, Bcttenliausi'ti, Birklar, 
Dorf'Oüll. Gantbadt. Griedel, Holzheim, Langsdorf, Muschenheini, Nieder- 
Bessingen, Nonnenroth, Kbthges, Villingcn, Wölfcrsheini, Obbornhofen, Weekev 
heim. Für die Geschichte des Hauses Snlins-Rratinfels, wie für die der 
Linien Solms-Hohcnsolms-Lich, Solms-Laubach und Solms-Ködelheim vgl. 
Rudolph Graf zu Soltns-l.aubach, Geschichte des (jrafen- und Fürstenhauses 
Sohns iFrankfurt a. M., 1865!. 

Die Stadl IJch, sow'ie die Urtschaften Kttingsliausen, Hattenrod, 
Münster, Ober-Bessingen, SZkJel, Nieder- WcUcI, Kberstadt, Hausen, Ober- 
Hörgern, Oes und die Höfe Kolnhauscn, Albach, Mühlsachsen. Winkopp, 
l>er rheinische Bund Iki. V S. 450 berechnet für diese Bcsitztuigen eine Ein- 
wohnerzahl von 6025 Seelen. 

Die Stadt l.aubach, Anteile an MOnzrnIxrrg und Trais-Mfinzenberg, 
sowie die OrtÄchaflen Frei« nseen, Gonterskirchen, Solms-Ilsdorf, Lardenbach, 
Ruppertsburg, Wcttcrfcld, Friedrichshorte, L'tphe, Inheiden, Trais-Horloff, 
Wohnbach, den HcssenbrOcker Hammer und die Oberseener, FIcnsunger, 



Digitized by Google 



25 



heim “’K das im Besitze der Grafen von Solms-Wildenfels befindliche 
säcularisierte Kloster Kngelthal'*) und das dem Gesamthause Solms 
gehörige Kloster Arnsburg’'». Der Mediatisierung unterlagen von 
reichsständischem Gebiete im B<»reiche der heutigen Provinz Ober- 
hessen weiterhin die Besitzungen des Grafen von Schlitz gen. 
von Görtz*'», Besitzungen des Grafen von Slolberg-Gedern’“), des 
Grafen von Slolberg Ortenberg , des Grafen von I.einingen- 

Stockhauscr Höfe fvgl. Beitr. zur Statistik a. a. O. S. 17). Winkopp giebt 
a. a. O. S. 450 eine Einwohnerzahl von 5490 Seelen an. 

Es waren die Städte Rödelheim, Anteile an A:»s«nheini, Pcttcrw'cil, 
Praunheim und Burg-Gräfenrode, die Ortschaften Nieder-Wöllstadt, Bauemheim, 
Einartshausen, Fauerbach, O^enlieim, Wickstadt und der Beinhards-Hof mit 
einer Einwohnerzahl von ungef. 5300 Seelen. Beiträge zur Statistik a. a. O. 
S. 17 und 18, Winkopp a. a. O. S. 451. Die 1806 glcichfalU an Hessen* 
Darmstadt gefallenen 5 olms*Rödelheim’sche Stadt Rödelheim wurde 1866 an 
Preussen abgetreten. (Art. 14 des Friedens Vertrags vom 3. September t866; 
vgl. unten bei Anm. 150. Die Anteile an IVatmheim kamen i8t6 an Hes.scn- 
Kassel (vgl. unten Anm. ta6|. 

*•) Das Kloster Engelthal war in Folge des Rcichsdeputationshaupt' 
sehlusse.s an den Grafen von I.ciningcn-Wc^crburg gekommen und von diesem 
an Solms-Wildcnfcls verkauf» worden. 

••) Vgl. Karl Ebel, Geschichte des Klosters Arnsburg (Mitteil. d. 
Oberhess. Gesehichtsver. n. F. B. IV, S. 66 ff.). 

•®) Die Stadt Schliu, sowie 30 Ortschaften und Höfe. Winkopp 
berechnet a. a. O. Bd. V S. 446 fg. fhr die Grafschaft Schlitz 6698 Einwohner. 
Beiträge zur Statistik Bd. XIII S. i8. 

*') Es W'aren Gedern, Glauberg, Ranstadt, Usenborn, Volkartshain, Neu* 
hof, Hof Lcuisenlust, Hof Schönhausen und Anteile an Effolderbach mit unge* 
iähr 3500 Einwohnern. Beiträge zur Statistik a. a. O. S. 17, Winkopp a. a. O. 
S. 45a. SloIberg'Gedem war die zweite Sr^nderlinie der älteren Haupt- 
I i n I e des Hauses .Stolberg. Nach dem Aussterben von StoIberg*Gedem sind 
die eben aufgctbhrtcn Besitzungen an die (»rafen von Stolberg-Wernigcrode 
gefallen. Im Eigentum der Letzteren stehen sic noch gegenwärtig. 

Anteile an der Stadt Ortenberg (zu das letzte Hanauisi'he Drittel 
kam 1810 an Hessen», Anteile an Hcuchclheim (*/n; die fehlenden sieben 
hanauischen Zw'ölftel Helen 1610 an Hessen», Anteile an MOnzenberg, sowie 
Hirzenhain, Ober*, Mittel-, Niedcr*Secmcn, Steinberg und der AltcnfcWcr Hof. 
Beiträge zur Statistik a. a. O. und Winkopp a. a. O. Stolbcrg-Ortrnberg 
gehörte der jQngeren Hauptlinic des Hauses Stolberg an. Auch die 
jOngcre Hauptlinie hat in ihren Speciallinicn manche Wandlungen erfahren. 
Das 1806 unter hessische 5 M>uveränilät gestellte Gebiet der Grafen Stolberg* 
Ortenberg gehört gegenwärtig zu den Besitzungen der (irafen von Dolberg* 
Rossla. Vgl. hierzu Neues prcus-sischcs Adels-l.cxicon Bd. IV S. 240, 241. 
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Westerburg des Malteser*Ordcns’‘M. Mediatisiert wurden ferner 
die Burggrafschaft Friedberg und die Ganerbschaft Staden“"). 

*’) Die ilcrrscliaft l)l>cns(ndl <1603 nach Saculansaiion der PrAnmnstra* 
tenserablei und de.^ Kloi^ten» Ilbenstadt an die (»rafen Leiningen*Wc!(tcrhurg 
2ur Entschädigung fhr ihre Verluste auf dem linken Khcintifer Qbertragrn). 
Beiträge zur Statistik a. a. O. S. 16. 

Die Besitzungen der Ounmende des Malte«cr*Ordens zu Nieder- 
Weisel. , 

Die Burggrafschalt Friedherg bestand aus der Burg Friedberg (mit 
Vorstadt und Jägerhaus), den Ortschaften Altenstadt, Büdesheim, Gross-Karben, 
Heldenhcrgen, Ilbenstadt, Kaichen, Klein-Karben, Oberau, Okarben, Rendel, 
Rodenbach , Rommelhausen. Nach den Bestimmungen der Rheinbundsakte 
Art. 21 (oben S. 19) sollte dem Orossherzogtum bis zum Ableben des damaligem 
Burggrafen nur die 5wuvcrAnitAt Ober die oben aiifgefbhrtcn Be.sitzungen zu- 
sirhcn. Nach seinem Tode sollte da.s volle Eigentum der gesamten Burggraf- 
schaft an He.s.scn fallen. Alle Versuche, auf dem Wiener Ki»ngrcs.s eine 
Wiederherstellung und Erhaltung der Hurggrafst'halt zu erwirken, scheiterten 
(siehe J. I., Klftbcr, Arten des Wiener Kongresses in den Jahren 1814 und 
1815, Hd. II. S. 510, 330, 5ßi, — Gegencingaben des Grossherzogtums 
Kessen Hd. II, S. 510, 518, 558, — Oesterreichs Erklärung Bd. II, Ji. .S58. I>enk- 
Hchnft des Burggrafen Bd. IV', S. 40 f)'.). Am la März 1817 verzichtete um 
deswillen Clemens August Wilhelm Graf von Westphalen zu KDrstenberg 
(kaiserlich bsterr. wirklicher geheimer Kat und Kämmererl. der letzte Burg- 
graf voll Kriedberg, auf Grund eines mit Hessen geschlossenen V'ertragcs auf 
die ihm noch vurbehaltcnen Rechte. FOr seine Lebensdauer (er starb 1818) 
wurde dem Burggrafen die Stellung eines hessLschen Siandcshcrrn unter Be- 
w'ahrung seines Titels zugesirhert. Die Besitzungen der früheren Burggraf- 
schaft wurden mit den hessLschen Domanialländcrcien vereinigt Vgl. Bekannt- 
machung vom 19. März 1817 im Archiv der Grossherz. Hessischen (»esetze u. 
V'erordnungcn IM. II, S. 365 fg., Bekanntmachung vom 28. Dezember 1816 a. a. 
O. 5. 725, Beiträge zur Statistik IM. XIII, S. 16 und ao, Winkopp a. a. O. 
S. 451. Für die Geschichte der Burggrafschaft Friedherg sei auf F. C. Mader, 
Sichere Nachrichten von der KayscrI. u. des heil. Reichs Burg Friedherg 3 
Teile (Laiiterbach 1766- 1774I und Dieffcnbach an dem oben in Anm. 55 
eiiicrtcn t')rlc verwiesen. Siehe auch die I.itcraturnarh weise bei Nick, Wr- 
zeichnLss $. 52. 

Cbcr ihre Geschichte vgl. F. Zimmermann im Archiv für hessi- 
-*che Geschichte u. Altcrthumskunde Bd. XIII S. 1-77 und die dort Citierten. 
Die Ganerbschaft be:^and aus der Stadt Staden und den Orten Siammheim, 
Ober* und Uiuer-Florsladt Im Hinblick auf die Ganerbschaft Staden bestanden 
ziemlich verwickelte Verhältnisse. Seitdem Jahre 1729 waren an ihr Isenburg- 
Büdingen (zu die Burggrafschaft Friedborg (zu und die rcichsritter- 
schaftliche Familie Lftw zu Steinfurth (zu ”y»j) beteiligt. 1806 erwarb Hessen 
Ober die Ganerbschaft zunächst Souveränitätsrechte. 1819 erfolgte eine Auf- 
lösung der (ianerhschaft. Hierbei wurde die Stadt Staden an Isenburg-Büdingen, 
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Kine Reihe weiterer von der Rheinbundsakte und dem Grossherzog- 
lichen ICriass vom i6. August 1806 aiifgcföhrter Gebielsvermeh- 
rungen ist durch spätere Kreigniss«^ von Überhessen losgelöst 
worden. Dies gilt vor Allem von I Icsscn-Homburg'‘‘l und von 



Ofxrr* uml Untcr-Klc»r»tadt an dif Fainiliv l.öw (lUerlnigen. <Über die weiteren 
BeisiLtun^cn der Familie von Löw vgl. unten Anni. 93I. Das Cirn».sher2ogtum 
Hessen erhielt als Rcchtsnaehfolgcr der IJurggrafschafl Friedberg den Ort 
Stammheim. Beitrage zur Statistik Bd. XIII S. 18. — Der VolUtäiuligkcit halber 
sei cr>v. 1 hnt, da-ss sich unter den Krwerbungen des Jahres 1806 auch der An- 
teil der Grafen von F.ltz an Hiirg-Gräfcnrodc befand. Die (irafen von Kllz 
ftihrten diesen Besitz mit in ihrem vollständigen Titel; vgl. z. B. den Titel des 
Grafen Hugo Philipp Karl von Kitz (a. Hälfte des 18. Jahrhunderts) im Neuen 
preussisehen Adels-Lcxicon Bd, II S. 127. 

Das Amt Homburg vor der Hohe war 1584 aiLs dem Krbc der Linie 
Hessen-KheiniVIs (vgl. obim S. 6) an Hessen-DarmMadt gelangt. 1622 war 
es dem dritten Sohne des Lamigralcn f»eorg 1 ., dem l.andgrafcn Fricdrirh, 
als Apanagium gegel>en. Ks bestand aus den Orten Homburg, Oberstetten, 
K^Vppern, Seulberg, Ci«»nzenheim , Kirtorf, Dillingcn; hinzugekommen waren 
die von französischen Kingchorenen ncuangelegten Orte Friedriclisdoii' und 
Dornholzhausen (Beiträge zur Statistik Hd. XIII S. 27 u. Die Rheinbunds- 

aktc stellten Hessen-Homburg unter <lie Se>uveränität von Hessen-Darmstadt. 
Nur 10 Jahre blieb jedoch Hessen Homburg im grossherzoglich hessischen 
Siaatsverbandc. Bereitwilliger, als anderen Medialisicrtcn gegenüber, beschloss 
der Wiener Kongress die WiedcrherNtelliing der froheren l.andgrafschaft (vgl. 
J. L. Klüber a. a. O. Bd. VI S. 548. 550. 557. 560, V'III S. lao fg.). Art. 48 
der Kongres.saktc vom 9. Juni 1815 bestimmt; ,l.e landgrave de Hcs.sc-Hom- 
bourg CSt r6integr6 dans les po.ssessions, revenus, droits et rapports politi<|Ucs, 
dont il a elü prive par suite de la ronfrd^ration rhenanc“. Kinc IhirchfÜhrung 
dieser Restitution Hess sich jedoch nur unter Mitwirkung des fimssherzogtums 
Hessen erreichen. Oesterreich und IVeussen hielten es deshalb Rtr vvonscheiis- 
werl, sich der Bereitwilligkeit der grosslierzoglichen Regierung in einem be- 
sonderen Vertrage zu versichern. Am 'läge nach der Unterzeichnung der 
Kongressaktc verspricht der Grossherzog (unter wörtlicher HerOlicrnahme der 
Hostimrnimg des Art. 48), rdnti^grer le prince de Hcssc-Hombourg dans 
ses possessions, revenus, droits et rapports politiques, dont il a «He priv^ par 
suite de la confiklöration rhönane“ (J. I.. KlObcr a. a. O. Bd. VI S. 578, — 
Wien, den la Juni 1815). Dieses VVrsprcchen war in dir Form eines geheimen 
Sonderarlik eis gefasst, welchem weitere vertragsmässige Abmachungen zwi- 
schen Oesterreich, Preussen und Hesasen über die an das Grossherzogtum 
fallenden linken Rheinlande angcTügt waren. AiLsdrückiich war jedoch herx'or- 
gchoben : ^Lc pri^sent articlc scparc ct scerct aura la mcme force et valeur 
que s’il etait ins^re mot ä mtrt ä la convention patente de cc jour. II scra 
ratifie, et les ratitieatinns en senmt Cchangces rn in^nic temps“. Auf seine 
weiteren Schicksale soll im Zusammenhänge mit den 'rerritorialvei^iKlerungen 
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den Grafschaften VV'ittgenstein-Wittgenstein und Wittgenstein-Berle- 
burg *“l. Geblieben ist dagegen der nicht unbedeutende Territorial- 
zuwachs, welchen Oberhessen durch die Mediatisierung der „terres 
equestres* erhielt. Die Reichsritterschaft war in die Mediatisierungen, 
welche der Lüneviller Friede hervorgerufen hatte, nicht unmittelbar 
verw'ickelt worden. Ihr Fortbestand war anerkannt worden. Ja 
man hatte die Reichsritterschaft im Reichsdeputationshauptschlusse 
sogar mit Aussichten auf Entschädigung vertröstet, — freilich mit 
.Aussichten recht zweifelhafter Art. Man hatte ihren Mitgliedern 
einen Ersatz aller Verluste auf dem linken Rheinufer in der Form 

des (.irossherzogtums nach dem Wiener Kongress hingewiosen werden. Es 
sei nur kurz bemerkt, dass durch Patent vom la JuJi 1816 betr. die Wieder- 
einsetzung des Landgran. Hauses Hessen-Homburg in seine früheren Verhält- 
nisse (Archiv der Grossh. Hessischen Gesetze und Verordnungen ßd. US. laofg.) 
vom Grossherzog Ludwig 1 . die Bewohner Hessen-ftoniburgs ihrer bisherigen 
Dienst- und Unierthanenpnichlen entlassen wurden. — Am 24. Marz 1866 fiel 
Hessen-Homburg nach Erlöschen «Hfines Mannsstanimes von Neuem an die 
grossherzogliche Linie. Bereits im Kricdensschlussc vom 3. .September 1866 
wurde }edoch Hessen-I>arinsta<U zur Abtretung des eben angelaJIenen Besitzes 
an FVeussen gezwungen. Art. 14 AIjs. i des Kricdcnsverirags bestimmt: »Sc. 
König!. Hoheit der Grossherzog von Hessen und bei Rhein etc. tritt an Sc. 
Majestät den König von Preussen mit allen Souveränltäts- und Domanialrechlen 
ab: I. Die LandgrafschalX Iles^n-Homburg, einschliesslich desOberamtsbezirites 
McLscnhcim, jedoch ausschliesslich der beiden, in der Königlich Prcus.sischen 
f^rovinz .Sachsen bclegcnen Hcsscn-Homburgischcn DomanialgQter Hötensleben 
und OcbLsfelde* (Regierungsblatt des Grossherzogtums Hessen 1866 S. 406K 
.Siehe auch unten bei Anm. 147. 

**) Die (irafsebaft VV'^ittgenstein-VV'ittgcnsrcin besas.s einen Umfang von 
circa 5 Meilen mit 740a Einwohnern (vgl. Winkopp, Der rheinische Bund 
1 kl. III S. 238, Bd. XIV’ S. lasff.l, die Grafschaft VV'ittgcnstcin-Berlcburg einen 
Umfang von 3V1 “l Meilen mit 6300 Einwohnern (Winkopp Bd. Hl S. 238,* 
Iki. XII S. 289 (L). Hessen-Darmstadt trat beide Grafschaften zu Folge des 
V’ertrags mit Oesterreich und Prcu.s.sen vom 30. Juni i8i6 an Preussen ah : 
»Art. II. S. A. B. Ic Grand-Di«' rrnoncc en faveur dr S. M. Ic Roi de Prxissc, 
pour lui, scs dcsccndans et succcsscurs, ä toui droit de souverainelC et de 
hkidalito sur les comt^ de Wiilgenstein-VV'jtlgcnstein et VV^ittgenstein-Borle- 
bourg. Ccs possessions seront placees envers la monarchic Prussienne dans 
les relations, que la Constitution föderative de l'AlIcmagnc regle pour les tcr- 
riloircs mödiatisös*' (Martens, Nouveau Rcaicil de trartes T. UI (Göttingen 
18181 pg. 74I. Vgl. hierzu das Patent vom 8. Juli r8i6 bctrc(T. die Abtretting 
des Herzogthums VVestphalen und der Grafschaften Wittgenstein an Preussen 
im Archiv der Grossh. hessischen Gesetze und V'erordnungcn öd. II S. 245 
und unten bei Anm. 123 und 142. 



Digitized by Google 




29 



von Rentenbvstcllungen versprorhen ‘"l. Nur zu bald zeigte es 
sich, dass auch die Reichsritterschaft das Opfer dieser grossen 
deutschen Fürstenrevolution werden sollte. Bereits unmittelbar nach 
dem Reichsdeputationshauptschluss begannen in Bayern, I lessen *") 
und Na.ssau die Versuche einer gewaltsamen Occupation der reichs- 
ritterschaftlichen Gebiete. Zwar erreichten zunächst die l.andes- 
herren nicht ihr Ziel. Der deutsche Kaiser nahm sich der 
Ritterschaft an. Auch Frankreich billigte nicht, wie man hatte 
erwarten können, die eigenmächtigen Mediatisierungsversuche *'(. 
Immerhin musste bereits damals jeder Weiterblickende ein.sehen, 
dass die Reichsritterschaft durch die nächste \\\-lle hinweggespült 
werden würde. Diese W'clle brach im Jahre 1806 herein. Was 
hierbei innerhalb der Provinz Starkenburg an reichsritterschaftlichcm 
Besitze mediatisiert wurde, ist oben S. 24 aufgefOhrt worden. 
Innerhalb der Provinz Oberhessen überstiegen den Umfang dieses 
Besitzes bereits die mediatisierten Gebiete der Freiherm von Ried- 
esel um ein beträchtliches”). Das gleiche Loos der Mediatisierung 
traf die reichsrittersehaftlichen Besitzungen der Freiherrn Löw zu 
Steinfurth*"), der Freiherrn von Frankenstein”), der Freiherrn 



Reich)K)epiitationshaup(»ch]uss § aß (siche an dem in Anm. 45 citierten 
Orte S. 890 fg.). 

*") SpecieN In der VVetlerau. 

Vgl. hierzu Hflusser a. a. U, Bd. II S. 484 fg. 

**) Es waren die relchsunniittelbaren Besitzungen: Stadt Lauterbach mit 
1^9 Ortschafkeii und Höfen (Wernges, l^ndcnhauscn, Stockhausen, Rixfeld, 
RudK»s, Schadges, NiederndoH', Vietmes, Altenschlirf, Bannerod, Hewters, 
Nösberts, Schlechtenwegen, Steinfurl, Veitshain, Weid-Mo«»*, Wönsch-Moos, 
Zahmen, Nieder*Moos, Obcr*Moos, Guiizcnau, Metzlos, Mctzlos^Gehag, Freien- 
steinau, Fleschenbach, Holzmühl, Kcichlos, Salz und die HälAe von KadmDhll. 
Vgl. Beiträge zur Statistik Bd. XIII S. 18. Wlnkopp gieht a. a. O. Bd. III 
S. 238 fg. den Gcbictsumfang auf 4 (Juadratmeilen an und beret'hnct a. a. O. 
Bd. V' S. 455 fg. die Einwohnerzahl auf 9136 5>oclen. Cber die bereits früher 
unter die Souveränität Hessen-Oarmsstadt gefaiienen nicht reichsunmittelbaren 
Ikrsitzungcn der Freihcrrn von Riedesel vgl. oben in Anm. 23, 

”’) Steinfurth und Wisselsheim. Nach W i n k u p p a. a. O. Ud. V S. 456 
mit ungef. 650 FZinwohnem. Über die Anteile der Löw zu Steinhtrth an der 
Ganerbschaft Staden vgl. oben in Anm. 86. 

**) Ockstadt und Ober-Stra-ssheimer Hof. , VV' i n k o p p giebl a. a. ü. für 
Ockstadt 753 Bewohner an. 
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von Wetzcl’''^, der Freiherrn Rau von Holzhausen“), der Frei- 
herm von GOnderode ""j, der Freiherrn von Specht”"). 

Die unmittelbar folgenden Jahre brachten für da.s Grossher- 
zogtum nur geringe Territorialveränderungen. Die Zeit der Säeu- 
larisationcn und Mediatisierungen war vorüber. I )ie Gebiete „der 
Kleinen im Reich" waren verteilt. Nur die AuOicbung des Deut- 
schen Ordens, welche Napoleon am 'J4. April 1809 verfügte "•). 
verschaffte dem Donianialgute des Grossherzogtums einen Zuwachs: 
den Ort Kloppenheini, mehrere Besitzungen des Ordens in Okar- 
ben und die Ordenscomthurei Schiffenberg "“'). Kinige tiefergreifende 
territoriale Verschiebungen riefen dagegen zwei Staatsverträge 
hervor, welche im Jahre 1810 von Hessen abgeschlo.ssen w'urden. 
Fs waren der Staatsvertrag mit Frankreich vom 11. Mai 1810 und 
mit Baden vom 8. September 1810. 

Der an erster Stelle genannte Staatsvertrag wurde unter 
dem angegebenen Datum (dem ii. Mai 1810) zu Baris abge- 
schlossen'“'), jedoch erst am 17. Oktober 1810 von Napoleon zu 

Mclhach. Winkopp a. a. O.; 415 IJcwohncr. 

Bcirnhcim. Winkopp a. a. O.: 344 Einwohner. 

Höchst an der Nidder. Winkopp: 447 Einwohner. 

'**» IJndheim. Winkopp; 534 Einw'ohner. 

“■^1 Abgedruekt bei Winkopp a. a. O. Bd. XI S. 450 fg. 

Vgl. hierfür von neuerer Literatur Kady, Geschichte der Klöster 
Schiffenberg und C'elJe in den Mitteilungen des Oberhessischen Geschichts- 
Vereins in Giessen und And. Andersen, Der lieutsche Orden in Hessen bis 
1300, Königsb. Dissertat. 1891. KUr die spAteren Urkuiidcn des Schiffenbergs 
sei auf das Drkundenbuch der Deutschordens-Baliei Hessen ll’ublicationeii aus 
den K. preussischen Staatsarchiven U. Ul u. XIX: Hessisches Urkundeiibuch, 
I. Abt. herausgeg. von Arthur Wyss, Leipzig, 1870, 1884) hingewiesen. 

'*') Der Staaisv'ertrag mit Frankreich vom 11. Mai 1810 ist bisher unge- 
druckt. Ich verdanke die Mitteilung seines Wortlautes, den ich naclistehenü 
(nach einer beglaubigten Al>schrill) wicdcrgcbc, der Güte des Grossherzog* 
liehen Sluatsininisteriums und des Grossherzoglichen Staatsarchivs zu Darmstadt: 
Sa Maje^le l’Einpereur des Kranvais, Roi d’ltalic, I*rutccleur de la C'onfedcra* 
tiun du Khin, Mediateur de la ConfcdcTution Suisse vcmlunt procurer A S. A. 
K. le Grand-Dnc de Hesse*Darmstadt lui accroissement de territoire, des plcni* 
potentiaires ont nomtnt^s, savuir 

Par Sa Ma}estt^ Imperiale et Royale, 

M' Jean Hapitste Noinpere Comte de Champagny, Duc de Cadore, Grand 
Aigle de la legion d’honneur, Commandeur de l’ordrc de la Couronnc de fer, 
Chevalier de l'ordre de S. Andre de Kussie, Grand Croix dr l'ordrc de 
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lxM>pold d’ Auirichc, Grand Cninmandciir de l’ordre royal de VVestplialie, 
Grand IHgiiitaire de celui des Dcux Sicilcs, Grand L'roix des Ordres de 
l'Aigle m»ir et de i’Ai^le rouge de i*russe, de St. Humbert de Bavi^re» de la 
Cour«>nne verte de Sa.xe, de l’aiglc d'«r de Wurtemberg, des Ordre» de 
St. Joseph de Wtirtzbinjrg, de )a tidelnö de liadc et de Hesse*l>anii»tadl, soll 
Ministre des Kelaüons extrrieurc», 

et par Son Altessc Royale. 

M<' Auguste <*ui]laumc Haron de Pappenheim, General Major, Grand Croix 
de l’Ordre de Ilessedkamistadt sfm Knvoyc extraordinaire et Ministre Plenipoten« 
tiairc pre» Sa Majeste rEmpermr rt Roi 

l.c»qucls npres 4*rhangc leiirs plcins-p<»uv(>irs, sonl ixinvemu* dr» Artiele*» 
suivans: 

Article i»’ . 

Sa Majc>itr f'Knipcreiir des F ran«;ais, R<m «ritalic, Prtilerlciir de la Omfed^ra* 
tirtn du Rhein, Mediateur de la L'onfederation Suisse, donne et erde en loute 
MMiveraincte Stin Älteste Royale )e tiraitd'Duc de Hesse •I)armstadt les 
partirs ci*apre» nonimee» de» Prinoipaute» de Hanau et de Fulde, savoir: Ics 
BaillagcH de Hobenhausen, Ikirheim, lletichelheim. Munzenberg, Ortenl>crg, 
R<Klhrim et d'Merbstein. 

Artide a. 

Ne som conipris dan» la präsente ceftsüui lc»hiensdomaniaux»itneHdai>»le» 
haillagcs »itsdibs losquel» bien» sont et demeiirent en tolalite reserves A Sa Majeste 
hnpt'i'iale et Royale. 

Articlc 3. 

Les donations des dits bicii» dnmaniaux faites ou ä fain* par Sa Majeste 
TEmpereur et Roi sont rec‘<»nnucs et guranücs par Son Altcssc Royale. 

Les donataircs j<mirr»nl de leurs biciis en tonte propriete, sans que ocs biens 
puissent, pendant rcspacc de dix annees, etre charges d’aueuu nouvel iinp«»t. 
lls p^mrront vendre les biens ä enx appartenans, sans qiic la vente m soll 
assujetie ä auouri droit qucironque. 

Artide 4. 

Sa Majerste TEnipereur et Roi cedc ä Son Altcssc Royale les terriloircs 
«’ontigucs au Grandd Hidic de Darmstadt ct mntenant unc populatüm de quinzc milic 
Arnes qui doifent dre mis a la dispositkm de 5 va Majeste Imperiale et Royale 
par Son Altcssc Royale Ic (iramMXic de Bade. 

Artide 5. 

Son Altesse Royale le Grand-Duc de Hesse-Dannstadt conviendra avei ta 
ctHir de Bade de la destgnalion des limitcs du Territ«>ire qii' eile doit poss^der 
en C4m»<k|uence de l’artide precedent. 

Articlc 6. 

Cct arrangemenl termine des Commissaircs de 9a Majeste l'Empcreur rt Roi 
remettront ä Sem Altessc Knyale les pays qu'Elle acqiiiert par le present Traitc. 

Artide 7. 

Los dits Pays seront possed^ par Son Altcssc Royale aiix minies titres, 
tir«»its, diargt*» rt oh)igati«»us qur |>ar raudrii PtMscsseur. 
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F'ontainehlt'au bestätigt und unterzeichnet Seine Ausführung 
erfolgte hierauf gleichzeitig mit dem sofort zu besprechenden 
hessiscivbadischen Slaatsverlrage durch \\‘i*trag vom 1 1. November 

Artiric 8. 

Lcs dfUfs de louie natiire, demt ces pays peuvent eire git'ves ser»mt 
ä la charRc* de Son Alte<se Royale et arquittecs sans reslrklMHi ni reserve 
aurunc5. 

Artide 9. 

I.rs dettrs provenaiit des possessions p<»ur lesquelles Äm AUense Royale 
le («rami Dne de Hesse a tHe indciimise ä la rive dnäie d« Rhin et ermtraeiecs 
soll pcrsonneUrnient par les aneiens pi>»scsseurs , ou en leur nom, par Icurs 
diamhrcs des tinam'es et notanmiciu par la Chambre de Buehsweiler, les 
rentrs soit viagcrcs soit prq>etue]les eonstituees, les peiisioiis soit dvÜes, soll 
miliiairi's, assignres sur les doinames, hiciis el reveiui» des diles possessions, 
ainsi qm; ic's traiteim iLs qiu, ä repoque de la paix de Luneville, pouvnient 
elrr dus aux anciciis fonctü>nnaircs ct Kmploy^s dans les susdites p<isses8tons, 
en totalite ct sans exeeption ä la churge de Son Allesse Royale. 

Est pnrcillcmcnt »r»n Altcsse Royale exelusivement diargee 1. des dettes 
c<tiUraeleos par la t’hambre des Kinances de \Vf>rrns; 3. des dettes 

eontractees fm conscntics par les Etats de rancieii KIcelorat de C'ologne ct 
ayant iine hypothi'qiic spts'iale sur lcs {xirtics du dit Electoral reunies au («raml* 
Diiehc de Hesse. 

Son Alles.se Royale arquiltera roncurremmcnl avec lcs Etats de la rive 
droiic ayant comme Elle s»mis leur S 4 *uvcrainrte de» partie» de raneien Elcc* 
torat de Mayence proptirtionnclleinent ä ec qu'ellr cn possirdc cl »ans auciin 
eoneotirs de la pan de la Franco, les dettes oonlrartccs par la Chambre des 
Hnaiues de Mayencc, ou rcsultaiit d'enipnmts oon.scntis par Ic (irnnd I hapitre 
de celte vjllo, iiotammcni celles qui elaiciit hyp<*thCqueis sur la renle I.olmtvk 
et le IVagc de Wib 4 >ack au dit Mayenee. 

Les dettes des Comimuu^ du Departement du Mont 1 ‘ounere, qui |>ossc- 
daient ä la rive droite des biens conniiunaiLX, lesqiiels oiU eie rCunls au («rand* 
Durhe de Hesse, seront h la eharge de Son Altessc Royale, au.prorata de la 
valcur de ccs biens. 

Enfin S<in Altesse Royale »’oblige ä roiicuurir pro[)orlionnrllement avec 
la France et les Etats de la rive droite, ayant sous leur Sniverainete des 
panies de l’ancien Eleelnrat de Colognc, au payeiiient des dettes du dit Eiet*« 
torat, ayant, une liyputheque gencVrale sur Ic» deux rives du Rhin. 

Articic 10. 

Le prösent Traitc sera ratific ct lcs ratibcations en seront cchangccs a 
Inaris dans le delai de quinzc }our$ ou plut 6 t si faire sc pruc. 

Fail ä Paris le 11 Mai 1810. 

sigiic: Chainpagny Duc de Cadorc, A. G. de Pappenheim. 

Akten de» (iros.sherzoglk'hcn Staatsarchives : i!usatz zu «It'in in der 
vorigen Anm. wicdcrgcgcbciicn Staatsvertrage. 
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i8io. Das hessiscli«! Besitzergr<-ihinf;spaU-nt datii'rt vom lo. No- 
vember 1810 '"‘I. Der Urkunile vom 10. Mai 1810 war ein in 
Vertragsform besonders ausgefertigter mul untersrliriebener Sepa- 
ratartikel beigefögt. Ks ist der in Anm. 1 14 am Schlüsse des 
Vertrags vom 11. November 1810 veröffentlichte „Article separe“. 

I )ie GebieLserweiterving. welche der \'ertrag vom 1 1 . Mai 
1810 dem Cirossherzogtiiin ziiwies, bestand in den Ämtern Baben- 
hausen ""l, Dorheim, Rodheim, I leuchclheim, Münzenberg, ürten- 
berg und Merbstein. \’on ihnen wurde das Amt Babenhausen 
der Provinz Starkenburg einverleibt. Die Übrigen Ämter fielen 
der Provinz Oberhessen zu. Ein Vorbehalt hinsichtlich der in den 
abgetretenen Gebieten belegencn Domänen welche Napoleon 
ausdrücklich vt>m Anfall an I lessen ausgenommen batte, i.st später- 
hin weggefallen. Mittelst Patentes veröffentlichte zwei Jahre später'"'! 
die hessische Regierung den Verzicht Frankreichs auf diese Do- 
mänen und den Erwerb des Eigentumsrechtes durch den Gross- 
herzog '""l. 

"**t VertSffcntlirht in der Itarmstädter Zeitung vom 17. Nov. 1810 Nr. 138; 
ab^cdrui'kt im Archiv drr r»ro?wh. He««, (jesrlzc und VcrtfrdnfinRcn Bd. I 
s. 5'7 Os- 

‘•‘J Zum Anilf Mabcnhaaseii Stadt liilKMihauscn. di«.- Ort- 

-st'halWn I larrcshawicn, luingstadt, Klcc.stadt und lhidcnh<>rcn. Hicmi kamen 
dir lles5rn"KasNcr.«trheii Anteile au Hergernhausru und Sickenhofen. IHr 
gesamten eben aufgettihrten fieWctsleile waren bisheriger Besitz v<m Hes.scn- 
Kassel ( Krwerbung<"n aus der ManaU'Lichtenl>ergischen Krh^ichalt, vgl. oben in 
Anin. 54) gewesen. 

*•') Zu dem Amte Uorbeim gehörten der bisherige Hanatiisehe Anteil an 
As.senh<*im, sowie die Orte l)«>rbeim, Nauheim, S«'bwalheiin und Ködgen. Die 
vier letztgenannten wurden 1816 an Kurhessen abgetreten, i 066 aber zurtick- 
erworben fvgl. hierzu in und bei Anm. 135, sowie unten S. 46 unter Nr. al. 
I)aa Amt Rodheim bestand aus Rt»dheim, Holzhausen. Nieder* und Otkcr-E-irh* 
iKieh und Steinhach, - das Amt Ortenberg aus Bergheim, Bleichenhach, Enz- 
heim, Hainehen, Selters, Wippenbach, dem Hofe Conradwlorf, sowie den 
Hanatiischen Anteilen an Urtenberg und Gelnhaar. Bet MonzenlKTg und 
Heuchelheim handelte es sieh um den Anfall der bisher Hanaui«tchen Anteile 
tKeiirftgc zur Statistik Hd. XIII S. 19I. Herl>stein (Stadt! summte aus Euldi* 
schem Besitz. 

"^1 Vgl. Art. 3 des Vertrags vom 11. Mai 1810. 

Die Verrtflentlichung erftdgie in der DarrnstAdter Zeitung vom 
24. Juni 1613. 

V. d. N ahme r, HaiidlHicIt des rheinischen Particularrechls 111 S. 40 

Anm. *1, 
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(^bcr den mit Baden abgeschlossenen Slaatsvertrag vom 
8, September i8io sind in der Literatur durchaus unklare Mit- 
teilungen verbreitet. Lancirolle lässt ihm unter I^Tiifung 
auf Koch-Schoell» Histoire abreg^e des traites de paix, einen 
Vertrag zwischen Frankreich und dem Grossherzogtum Hessen 
vom 7. September i8io vorausgehen, welcher „Hessen-Darmstadt 
von Baden eine Abtretung von 15000 Seelen sicherte*. Pacis- 
centen des Vertrags vom 7. September waren jedoch nicht Frank- 
reich und Hessen sondern Frankreich und Baden Das 
Grossherzoglum Baden stellte darin zur V^erfOgung Napoleons 
eine Reihe von Gebietsteilen , über die dann zu Gunsten des 
Grossherzogtums Hessen verfügt wurde'**). He.ssen schloss hier- 
auf mit Baden einen Sondervertrag Ober die Abtretung der von 
Baden zu gewährenden Territorial.stückc. Der Vertragsschluss 
selbst erfolgte zu Paris einen Tag nach dem Vertrage zwischen 
Baden und Frankreich, — d. h. am 8. September 1810 "•). Auch 
hier liess jedoch die Ausföhning einige Monate auf sich warten; 
sie brachte erst ein zwischen Frankreich und Hessen am n. No- 
vember 1810 zu Mannheim Unterzeichneter Vertrag Wie bereits 

'**) Übersicht der deutschen KdchsslandschaÜs- und Terrilorial-V’erliaU- 
ni«»c S. 105. 

“*l Diese KcHi.stclIung wird mir durch den Direclor des Hessischen Staaiv 
archives Herrn Preiherrn 5 Vhenck zu .Schweinsberg bestätigt. 

‘"J Der Vertrag ist bisher, so viel mir bekannt, nicht gedruckt. 

Zum ftelege vg], die Kingangswt»rte des hessischen Ucsiuergreifungs> 
IMitcntes vom 13. November 1810 im Archiv der Grossh. Hess. Gesetze und 
Verordnungen Ikl. II S. 513. 

Der Vertrag vom 8. September i8jo ist abgedrut'kt bei Martens 
Nouvctiu Kccueil T. I pg. 380 383, sowie bei Winkopp a. a. tJ. Bd. XVH 
S. 30a ff. Sein Wortlaut ist auch irn •Anhang* zum hes'iischcn Patente vom 
13. NovciiiIkt i6iO (Arvhiv l S. 314 ft'.) wiedergegeben. 

"*) Auch dieser V'erirag ist bisher ungedruckt. Auch sinn W<*rtlaiit ist 
mir mit Kriaubnis des Grossherzogfichen .Siaatsministcriums in dankenswertester 
Weise vom hessischen Staatsarchiv in )>eglaubigter Abe«*hrirt zur Verfügung 
gestellt worden: 

Sa Majeste L’Knipereur des Fran^ais Koi d’ltaiie Prolecteur de ia 
Confederation du Rhin, Mediateur de Ia Cnnfed^ratlon Suis.se, dCsirani voir 
mettre ä exd.nition le Traitc signe a Paris Ic 11. Mai i8to entre l.ui et S<m 
Allesse Royale Lc (irand-Duo de Darmstadt a nommc ä cct cflet, commc 
commissairc sf)n Knvoye extraordinaire et Miiustre pi6nipotctiüairc prb» Ia 
cour de Kaviere, biniis Marie Jacques Amalric de Narbonne l^ra, General de 
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[Hvnion» Bamn de nCmpirc, Mrnihrr de la Kegion d'Hnitnrtir et Grand'C'ri^ix 
de rOrdre de S. Ilut>crt; 

Kt Soll AIicxkc Royale Le Grand-Duc de Hesse- Oaniistadt a noiniii6 de 
sitn cöte, cn qualitc de sc»n Commts<>uiirc, l.c Rarem de Turkheini d*Altorf, 
ronscillcr intime actuel, &»n Ministre DIcnipotcnliairc pres S. A. R. le Prince- 
l*rimat, Grand-Duc de Kranrforl, Grand-oroix de l'ordrc de Hesse; 

Lesqucls apres avoir tait Icchangc de Icur Plein-pouvnir: 

Le (nnunissairc de Sa Majeste Imperiale et Royale, cn vertu de ccux qui 
lui ont etc confi«^ a ddclarf^, 

1 . remettre en cxecmlon de l’arlicle 4. du Traite du 1 1 . Ma» ile ce«e anncc et 
remeltre prt^nteinent a. S. A. R. le Grand-Duc de Hessc-Darmstadt Ics terhtoircs 
d(Signes dans TArticIc Premier du Traite du 8. Septeinbre i8io conclu enire 
Lcurs Aitcs.ses Royales les Grands-Ducs de Bade et de Darmstadt, duquel artirle 
la 'l'cncur suit: 

Articlc K». 

S. A. R. Le Grand-Duc de Bade cedc a S. A. R. Ic Grand-Duc de Hesse 
Ics districls ci-apres dr^signCs: 

I.) Le baillage d' Amorbacb, du Prince de Linangc, contcnant les 
Coinmunes Huivantes : Amorbadi, ville avcc la ferme d’Arnors- 
bruim et Ic Amorshof ou Schafbof. 

IV’iichen, village, Kirchzell, btnirg Si'lineeberg, Ixiurg 

Borbrunn, village avcc le Neudorf, viltagc Waltcrbach, village 

Neidhof, Ohrenbach, village Werkbach, village 

Ikeitcnbach, village, (Xlcrbach, village Wcilbach, bourg 

Hreitcnbuch, village, CXtorfzell, village Wicsenihal, village 

Buch, \nllagc. Prcunschcn, village Zuttcrfelden, village 

DOrnbach. \nllagc, Reichertshausen, village 

Gnnz, village avcc le avcc la part de M' de 
Sansenhof Reibclt 

Haminbrunn ou Haim- Rauenthai, village 
brunn. village 

a,l Le baillage de Miltenberg, dn Prince de Linange, situc sur Ic Mein 
et composC des comtimncs siiivantcs: 

Breitendiel, village Heppdiel, village avcc ic Richelbach, village 

BourgsUidt, bourg Berndielerhof Rudenau, village 

Kiclienbuhl, village avcc McinbrOnn ou MonnbrOnn, Si'liippach, village avcc Ic 
le Kbenlieklcrlu»r et Ic village Geisenhof 

village de Pfollbach Meinbullaii, village Weusclidorif, village 

Guggenberg et Riedern, Miltenberg, ville avec les 
villages avec le Schob tnoulins GaiinQhle et 

lailcrhof OttcnmQhle, ct avcc le 

Mangclhof 
Neukirchen, village 

Witidischbuchcn, village, y compris la moitie appartenant aux Comies 
d'Ingclheim et de Sickingeii avec le Siorchhof. 
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I-c haillnj;c de llenbarh; du Priiui’ de I-Awenstciii Wertlicim, 
rgalcincnt siuio sur tc Mein et rnii5iNtnnt d.inH tc hmir^ de Klein* 
hi-uhaeh. 

|J l.c viüagc de l.midcnbii«*h, *<ur Ic Mein, du liaron <le Feclienbm li ; 
enfin 

5.I l.c village dTniptcnhael) du Prinec de Traulinannsdorf' cnelave 
dans Ic baillage de Miltenberg. 

2. I.C ComnÜMairc de S. A. K. l.c (irand^lHie de I lesse* l>HrmMadt, 
cn aci'eptant rette rcmisc au nom de Son Ämvcraln, reconnoit que Ics lerri- 
inircs ri-dessi»s dMigm^.s devront <Krc poss^dc^s ronfnnnement aux clauses et 
ronditions portees au Traite du hu« Scpteinbrc de rette anncc entre Ics 
Grands'Durs de Hcasc et de K*ide. 

3. L'artirle 1' du 1 ‘raite du 11. Mai iBio pnrtaiu cession cn tnuie s<>u* 
veraincl^ cn faveur de S. A. R. Ic (frand-lhic de He?w>e*l>arinsiadt, des parties 
ei-apres nnn>mees des Pniicipau(6s de Hanau et de Fulde; savoir; Ics baillages 
de Hal>enhausen, l>orheim, Heuchdheini, Munienberg, (Jrtemberg, KiKlIieim ct 
d’lleriwtcin, le commissaire S. M‘* j. ct R. declare faire la remise des dites 
Tcrrit'Hres au commissaire de S. A. K. le (*rand*I>uc de Hesse aux conditiiMts 
eeaprtfs Cnnm^cs savoir: 

<^€ Sa Majrste rKmpercur rt Roi cn redant ccs parties de Hanau ct 
de Fulde, s'cst reserve la totalitd des biens domaniaux qu’eltes rcnrertneiU, ainsi 
que Ics revenus arriCrrs de res dits bims. 

Qu’il CSt entendu qiic Ics sniirres salecs cxistanics daiis le baillagc de 
iMrheim, onl reservres ä Sa Majesle J. et K., commc unc drpcndanec de 
la Saline de Nauheim et que le Proprictaire de la Saline (>rut tant qu’il le 
juge ronvenabic exploiier ccs s*iurres et en a seul le droit, 

4. l.es ressioos ri dessus laites ö S. A. K. le Grand*l)ur de Hesse* 
Harinsuidt. Tayant ete sous des runditums exprimees dann les artirlcs 3, 7. 8. 9. 
ct dans rarttrie s<!’pare du traiie du (i. Mai 1810 desqueh Artirles ia teneur 
suit : 

Arliric 3. 

l.es dnnalions des dhs Biens domaniaux faites oii ii faire par S. M. 
l.’Ernprreur et Roi snnl rcci>nnucs et garanües par S, A. R. 

l.es Donataires jouirnnt de Icrirs Biens cn toutc propricte, san.s que ccs 
Biens puissent, |K*ndanl l'cspacc de dix annres (^tre rharges d'aurun noiivrl 
iinp6t. lls pourront vendre les biens ä cux appartenant, sans <(ue la vciite 
cn soil assujrtie ä aiicun droit quelconqiic. 

Artirle 7. 

Lcs dils Pays seront ))ossed<bi par S. A. R. aux niemes tiires, dnuLs, 
charges ct obligations que par l'anricn pussessctir. 

Article 8. 

1 -cs dettes de toutc nature dont res Pays pt*uvent rtre greves, senmt a 
la rliargc de S. Altessc Royale ct arquittees sans resiriclioii ni reserve auimne. 

Article 9. 

l.es dr*ttes pn»venani des possessioiis ^xuir lesquelUrs S. A. R. le Grand- 
Duc de Hesse a etc indemnise ä la rive droite du Rhin ct rontractecs sott 
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bemerkt, schloss dieser l’act gleirhzcitig die Realisienmg des 
zwischen Frankreich und Hessen stipulierten Staatsvertrages vom 

pcnuinnclicmrnt par )c8 aiicicns po^sedrurs, ou cn leur neun par Icur chambre 
des Kiiiani'cs el mitanmient par la Chambre de Hijchswrilcr, Ics rentes S4»it 
viagerrs soit prrpetuelles l'••l\9litutees les pensions soit eivilcs soit niiliiaircs 
assignees sur les domaines, biens et revenucs des dites possessions, ainsi que 
les traitements qui, ä l’epoque de la paix de l.uncvilic, pmivaient etre du» aux 
nneirns roiu*tionnaires et etnploycs dans les susdites p«i4kscssions. sont cn totalite 
c't Sans cxccption ä la ebarge <lc S. A. K. 

Ksl pareillement S. A. Koyale exelusiveineni ehargee, i. des dettes ctm* 
ti*actc‘(s par la Chambre des finance» de W«»rin», a. des detles eontrartccs ou 
i’onse-nties par les Ktats de ratieien Klcelorat de Cologne et avant unc hypo* 
tlieque speeiale sur les parties du dit Klectmai reunies nu CraiuM>uche de 
Hesse. 

S. A. Royale acquittcra foucurremment avcc k*s Etats de la rive droiie 
ayant coinnie Elle sous leur s«>uvci‘ainctc des parties de randi-n Electurat de 
Mayence. pro}>orti<inncllemcnt ä ec qu’ Elle cn {x»ssede et saus auouti eoncoiu*s 
de la part de la France, les dcUrs contracU-cs par la Chambre des Hiiaiices 
de Mayence, ou rcsultans d‘cmprunts conscnlis par le (irandH'hapUro de rette 
ville, iiotarnmcnt celles qui etaient hypiHhequces sur la rente l.ohneck et le 
IVage de Wilsbach au dit Mayence. 

Les dettes des coinmunes du departemcnl de Mont-Tonncre qui posse- 
daient ä la rive dn»ite dti Khin des biens comnuinaux, Irsquets ont <^c reunis 
au Ctrandduchd* de Messe, seront h la Charge de S. A. Royale au pro rata 
tle la valeiir de ees Wiens. 

Knfin S. A. Royale s’oblige ä eoiicourir prop<»rtionnell<rmcnt avec la 
France et les Etats de la rive drohe, ayant sous leur s«niverainete des parties 
de rannen Electornt de Cohigne au payement des dettes du dJt Electorat, ayant 
nne hypk>lheque generale sur les deux riv(*s du Rhin. 

Articic scparc. 

S. A. Royale le (iraudd)uc de Messe declarc qu'il ne ronnera nucune 
re|M-tiii<»n ou demande, pour ralM>n d’avances, prestations <ui founiitures faites 
ou «I faire aux Troupes fram^ntscs ju.squ*ü Tepiiqiie de leur pn»chain retour cn 
France. 

Lc Commisjiaire de S. A. R. Ic (irand-I)uc de Mcs.se-Mamistadt reconnah 
cn fton nom les obligatinns rcsultanlcs de ccs claiLscs ci cn prtHnet l'enlier 
accomplissement. 

5. Kt il d<^clare et reconnait cn outre, qii'au moyen de la remLse qui 
CSt faite des territoires ci*des.sus d^sigiu^s ä S. A. Royale le (irand*I)uc de 
Hesse par le Commlssaire de .S« Majestc rEmperetir et Roi, sa ditc A. Royale 
esi en possession de la 'rotalite des 'rerriioircs qu'KlIc devait recevnir cn con- 
scquencc des Articles Premier et tjualrc du Traitc du 11. Mai precite. 

I)e loul-ce que dessus Nou» avons dresse Ic present proces-vcrbal. 

Fait h Mannheim le n. Novembre mil-huit-cent-dix. 

<1.. S.l signe L. Nai1>«»nne |L. S.l signe Ia* iiamn de TOrkheim. 
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II. Mai 1810 in sich, (ilcich dem hessischen Bcsitzergreilungs- 
l>atent in letzterem Kalle, datiert auch das hessische (Ibcrnahnie- 
patent für die badi.schen Gebietsabtretungen vom 13. November 
1810 

Die Krwerbungen selbst bestanden in den bisher der badi- 
schen Souveränität unterworfenen fürstlich I.einingen’schen Ämtern 
Amorbach und Miltenberg, in dem fürstlich Löwenstein-VVerthheimi- 
schen Amte lleubach, und aus den Dörfern l^udenbach und 
l’mpl'enbach "‘1. Sie sind sämtlich nur wenige Jahre 'l'eile des 
Grossher/.ogtums 1 le.ssen geblieben. Bereits der im weiteren \'er- 
laufe unserer Darstellung mehrfach erwähnte Vertrag vom 30. Juni 
1816 brachte die Ämter Amorbach, Miltenberg |mit Ausnahme 
zweier Dörfer) und Heubach an Bayern"’). Den Rest der badi- 
schen Krwerbungen löst von Hessen ein (ibereinkonimen mit 
Bayern vom 29. Januar 1817"“). Insofern besitzen der hessisch- 
badische Vertrag vom 8. September i8io und die ihn begleitenden 
Umstände nur noch staatsgeschichtliche Bedeutung. Kine nähen- 
Behandlung schien mir jedex-h im 1 linblick auf die gerade hierüber 
bestehenden Unklarheiten doppelt notwendig. 

Die Kreiheitskriege hatten die Übermacht Frankreichs ge- 
brochen. Sie hatten Deutschland von schmachvoller, drückender 
Fremdherrschaft befreit. Der Rheinbund war aufgelöst, das linke 
Rheinufer zurtlckerobert. Auf dem Kongress zu Wien beriet man 
über die territoriale Gestaltung und Neuordnung der europäischen 
Staaten. Auch das Grossherzogtum Hessen wurde in diese Neu- 
gestaltung hineingezogen. Man erkennt die Vergrösserungen, 
welche ihm die Säcularisationen und Mediatisierungen der letzten 
zwölf Jahre gebracht hatten, an. Nur Hessen-Homburg, hierauf 
wurde bereits oben hingewiesen "”), — wird der Souveränität des 
Grossherzogtums entzogen und als unabhängige I.andgrafschaft 



'") Aroliiv I S. 51a fg. 

"•) Laudenbach war Hesitz der Freiherrn von Kechenbach, — Umpl'en- 
bacli nirsüich Trautmannsdoiüacbcr Bc.sitz. — Die näheren Einzelheiten aller 
den Umfang dieser Abtretungen siehe im Vertrage vom 8. Septemlrer i8io 
selbst iVgl. Anm. l la). 

'") Vg). hierzu unten )>ei Anm. 124. 

"•) Siehe bei Anm. tts. 

"•) Siehe auf S. 27. 
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restituiert. Die Wiener Kongressakte vom 9. Juni 1815 und der Wiener 
V'ertrag vom 10. Juni 1815'®’), in welchen die Wiederherstellung 
Hessen-Homburgs ausgesprochen wurde, enthielten aber daneben 
ungleich wichtigere Festsetzungen Ober den künftigen Territorial- 
bestand des Grossherzogtums. Art. 47 der Kongressakte bestimmt 
unter der Überschrift ,lndemnitc‘s du Grand-Duc de Hc-sse“ : 

,S. A. K. le Grand-Duc de Hesse obtient en echange du 
duche Westpbalie, qui est cede ä S. .M. le Koi de Hrusse, 
un territoire sur la rive gauche du Khin, dans le dtpartement 
du Mont-Tonnerrc, comprenant une population de 140,000 
habitans. S. A. K. posst'dera ce territoire en toute souve- 
rainete et propritft^: eile obtiendra de meine la proprietc- des 
.salines de Kreuznach situee sur la rive gauche de la Nahe; 
le souverainete en restera ä la l’russe. 

Der Vertrag vom 10. Juni löst diesen dispositiven .\rtikel in 
die Form wechselseitiger Versprechungen der interessierten Mächte 
auf. Hessen verspricht die (Jbergabe des Herzogtums Westphalen 
an Preussen. Oesterreich und Preussen sichern dafür die Ciewähr 
eines Territoriums auf dem linken Rheinufer mit der in Art. 47 
der Kongressakte angegebenen Kinwohnerzahl zu. Zur Ergänzung 
wird hinzugefOgt: ,Cc territoire sera en contiguite parfaite et 

comprendra les villes de Worms, Frankenthal et Oppenheim. 
Des Commissaires seront nommes sans delai, de la part de S. M. 
l'Empereur et celle de S. A. R. , pour fi.xer lY-valuation et les 
limites du dit territoire et pour regier tout ce qui a rapport ä 
Tcxecution du present article“ (Art. 21. Für die Rechtsstellung 
des Grossherzogs in Hinblick auf die Salinen von Kreuznach 
aber wird bestimmt, dass die Ausbeutung und die Ausfuhr der 
Salinenproducte „sera libre de tout impot ou redevance quelconque“ 
(Art. 3). Am 15. Juli 1810 sollte die übergäbe des Herzogtums 
Westphalen erfolgen. Zu gleicher Zeit siillte der Grossherzog 
in den Besitz der im Art. z genannten 'I'erritoricn eingewiesen 
werden (Art. 41. Bis zum 15. Juli des Vertragsjahres sollte Hessen 

IDcses V'ertragc-s (atjgcdruclu tiei J. I.. KlOber, Acten des Wiener 
Kongresses (Sd. Vi S. 57a ff.) ist (>ercit.s in .Anin. 87 gedarlit. Die I’acis- 
ernten waren Oestenvicit, ('reussen und Me3sen-Darm.stadt, Al.s (lessisetien 
BcvoIlmAchtigten nennt die VertragHurkunde „le sieur Jean tiaron de Tupck- 
(»cim d’Altdiwff, ministre dVtai et envoye extraordinaire an congres*. 
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die Hinnahmen von Westphalen , vom gleichen Tage an die Ein* 
nahmen der ihm als Kompensationsobject versprochenen Gebiete 
beziehen (Art. 5> 

Freilich wurde dieser für die Ausführung des Vertrags vom 
IO. Juni 1815 bestimmte Termin nicht eingehaltcn. Neue kriege- 
rische Unternehmungen gegen Frankreich Hessen den V^ollzug 
der getroffenen Vereinbarungen zurücktreten. Erst am 30. Juni 
1816 rückte man ihrer Veru'irklichung näher. Zur ^Vervollstän* 
digung und Ausführung“ der Wiener Kongressakte und des 
Vertrags vom 10. Juni 1815 schliessen Oesterreich, Preussen und 
Messen am 30. Juni 1816 eine neue Konvention'”). Den Gegen- 
stand Letzterer bildeten zum Teil diejenigen Territorial Verände- 
rungen, welche wir kennen gelernt haben. Die neuen Frankfurter 
Verhandlungen gingen jedoch über diesen Kreis beträchtlich hin- 
aus. An l^reusst*n wird nunmehr seitens des Grossherzoglums 
nicht nur das Herzogtum Westplialen (Art. i), sondern auch die 
Grafschaft Wittgenstein-Wittgenstein und die Grafschaft Wittgen- 
stein-Berleburg abgetreten Bayern erhält die Ämter Amorbach 

'*') Die folgenden Artikel eiUlialten Hc^tinimungen aber die Ikamtcn, 
dos Militär, die Verteilung der auf dem Herzogtum Westphalen nihen* 
den V'crpniclUuJigen. V'on Wichtigkeit ist hierbei, dass Preussen skh ver- 
pflichtete, die auf Westphalen liegende Rente von 15000 Gulden zu Gunsten 
des Forsten von \Vittgenstrin>Hcrieburg Ivgl. oben S. 14 fg.) zu übernehmen. 
Am .Schlüsse des Vertrages wird dem (irossherzogtunj von Oesterreich umi 
Preussen die volle 5 M>uvcranitat und Unabhängigkeit seiner Besitzungen gewAhr* 
leistet. Hieran wird das Versprechen geknüpft, dem (imsshcrzogtuin diesellM' 
Garantie von Seilen Russlands zu sichern. 

Ihc Verhandlungen und die Irnterzeielimmg di>r VertragsurkiinUe 
fanden zu Frankfurt a. M. statt. — Abdruck des Vertrags vom 30. Juni 1816 
.siehe hei G. F. Martens, Nouveau recucil de traites d’allianec, de paix . . . 
des puissances et C'tats de rRurope .... depuis 1B08 jusqu* A präsent T. III 
((jüttingen 16181 pg. 73 auch bei Koch, Histoire abri^gee (vgl. oben Anm. 
64) T. XI pg. sÄS' 588. I>ic Beitrage zur Statistik Bd. I S. 67 und Hd. 
Xni. S. 29 sprechen auf Grund eines Druckfehlers vorn Staatsvertrag vom 
30. Juni 1806. 

***| Art. II. ,S. A. B. ie Grand-Duc reitoncc en faveur de S. M. le Ri*i 
de Pnisse pour lui, ses dcsccndans et successeurs, ä tout droit de souverainete 
et de fcNxialitc sur Ics comtds de Wittgenstein-Wittgenstein et Wittgenslcin- 
Berleburg. Ces posscssions seront placees envers !a monarchic Prussienne dans 
Ics relations, que la Constitution föderative de rAilemagnc röglc pour les 
lerritoircs mödiaüsös.“ Vgl. hierzu oben Anm. 88. 
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und Miltenberg Imit Ausnahme der Dörfer Reichartshau-scn und 
Windischbuchen), sowie den Flecken Klein-Heubaeh ”*), — Kur- 
hessen das Amt Dorheim, bestehend aus den Ortschaften Dorheim, 
Nauheim, Schwalheim und Rödgen, sowie Grosskrotzenburg, 
Grossauheim. Oberrodenbach und die bisher dem Grossherzog- 
tum untergebene Hälfte des solms-rödclheimischen Dorfes Praun- 
heim Endlich versprach der Grossherzog von Neuem die 
Restitution der Landgrafschaft Hessen-Homburg 

Allen diesen Gebietsabtretungen standen umfangreiche Er- 
werbungen gegenüber. Die bedeutsamste unter ihnen bildete der 
Erwerb der heutigen Provinz Oberhessen: 

,Le Crand-Duc de Hesse — so bestimmt Art. V'IIl — et 
aprös lui ses descendans et successeurs possederont en toute 
propritfte et souverainet^: 

I. Le Cercle d’Alzey, ä l’exception des Canton de Kirchheim 
Polanden et les Cantons de Pfeddersheim et de Worms 
dans le cercle de Spire, tels que ces pays se trouvoient 
ä l’epoque du 3. Nov. 1815 sous l’administration etablie ä 
Worms et de fayon i)ue les limites des ^tats prus.siens, 



'**) Siehe Art. III und hierzu Beiträge zur Statistik Bd. XIII. S. 31. 
I>a» hes»isehe Abtretungspatent vom & Juli 1816 (An'hiv II S. 246 fg.i nennt 
unter den Abtretungen an Bayern noch das Amt Alzenau. Für Rcicharts* 
hausen und Windischbuchen vgl. unten in Anni. 145. ßrtrrfTs der Abtre- 
tungen an Bayern siehe auch in Anm. 71. 

Siehe ohert in Anm. 46 und in Anin. 105, überdies unten 5 . |6 unter 

Nr. a. 

’*•) Mit Kurhessen hatte Hrssen-Darmstadt bereits am 29, Juni 1816 
einen eigenen Slaatsvcrtrag zu Frankfurt geschlossen. I>er Vertrag vorn 30. 
Juni ,i8t6 nahm nur nochmals die zwischen Kurhessen und Hes.sen-I>arm.stadt 
frsige.srtzlen Territorial verändeningen unter seine Bestimmungen (Art. IV) auf. 
Kirren Abdruck des V'crtrages vom 29. Juni 1816 vgl. bei Martens a. a. O. 
T. III pg. 64 s. Dorheim, Nauheim, Schwalheim und Rödgen sind 1866 an das 
(irossherzogtum zurQckgelangt (vgl. unten S. 46). 

An. V. Mes.sen-Dannstadt erhielt nur die hornburgische Hälfte des 
Ortes Petterweil. Vgl. in Anm. 77. 

'^'1 An Hcs.scn gelangten demnach die Kantone Alzey, Bechtheim, 
langen, NIeder-Olm, Ober- Ingelheim, Oppenheim, Wöllstein und Wörrstadt. 
Über die Zu-samniensctzung dieser Kantone und Uber ihre einzelnen Ortschaften 
vgl. IkritrAgr zur Statistik Bd. XIII S. ao fl‘. 

***) Vgl. Beiträge zur .Statistik a, a. O. S. aa. 
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lä oii ils confinent au ccrcle d’AI/i‘V. restent lellcs (|u'elles 
som fix^cs par l’art. 25 de Tacte du Congr^ de Vienne 
du 9. Juin 1815. 

2. l.a ville et le territoire de Mayencc, y compris Castel et 
Koätheim '•“*> ä Texception de lout ce qui constitiic sa 
forleresse, la<)uelle esideclaree fortero>se de la ronft^eration 
gcrmanique“ '*M. 

Eine weitere WTgrösserung erhielt das Grossherzt)glum durch 
die Besitzungen des Fürstentums Isenburg*^*». Art. 52 der Wiener 
Kongressakte hatte Isenburg , w’clches bisher als Mitglied des 
Rheinbundes seine Selbständigkeit bewahrt hatte ***), mcdiatisierl 
und de!r Souveränität Oesterreichs unterstellt*^*). Hessen trat jetzt 
an Oesterreichs Stelle ‘*'1. Nur eine kleine Zahl iscnburgischer 



I>rr Abdruck bei Martens «ipricht unrniitigcr Weisr von .Cassel 
ct Korstheim.“ 

’**) BcitrÄKc zur Slatistik a. a. (>. S. 21. 

'**) Art. VII Nr. 1 dw Vertrags vom 30. Juni 1816. 

l>pr Korsi von Isenburg •lüerstein halte narh der (irendung des 
Kheinbimdcs über Uetiburg'Hüdingcii, Lscnburg-Meerholz, lM.'nburg> Wächters* 
bach, sowie einige reichsrittcrschafüiche Besitzungen (vgl. Anm. 135 unten Nr. 5) 
Souvcränitatsrechte erlangt. Vgl, hierzu Manfred Mayer, Geschichte der 
Mediatisiruiig des FOrstenthumes Isenburg (München, 189M S. 56. If. Die Besitz- 
ergreifungspatente vom a6. Juli und a. September 1806 siehe a. a. O. S. 178 
Nr. 3, S. 180 Nr. 4. Die Angaben über den Umfang und die Einwohnerzahl 
des Fürstentums schw-anken zwischen 11 und 17 Meilen sowie 35000 und 
4500Ü Einwohner. 

“h M. Mayer a. a. U. S. 74 ! 1 . specicll S. 124 fl. 

Die Erwerbungen bestanden aus den Besitzungen: 

1. ) der Fürsten von Isenburg-Bicrstcin: aus den Städten OH'en- 

bach. L>reieichcnhain (in Starkenburg) uiuj Wenings (in <)i>crhes.sen), 
den Ortschaften Neu*Isenburg, Sprendlingen, (ibtzenhain, Utrenthal, 
Münster, Urberach, Bürgel, («cinsheim. Schloss FhUippseich, den 
llbfcn Ciehspitz und Nniihof (sämtlich in .Starkenburg), den OrtM'haftcn 
ßindsachsen, Bn.s*(»esäss, (diesseits der Brach), Hurg-Bracht, iliiz- 
kirchen, Illnhausen, Kefenrod, Merkenfritz, Wemings und dem 
isenburgischeti Anteil an («clnhaar; 

2. ) der Grafen von Isenburg-Büdingen |ciiaiigcn den C/rossh. 

hessischen Fürstenstand durch I)ipIom vom 9. April 1840. Für die 
Cieschichte des Hauses Iscnburg-Iiüdingen, sowie für die (fc.schichte 
der unter 3 und 4 aufgeführten I..inien vgl. Simon, die Geschichte 
des reirhsständisrhen Hauses Ysenburg und Büdingen, 3 Bdc. Frank- 
furt a. M. 1865.), mit der Stadt Büdingen und den (Msehaften Aulen- 
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Ortschaften war im Vertrage vom 29. Juni 1816 dem Kurfürstentum 
I lessen vorbehalu-n worden Kurhtrssen verzichtete hierfür, 
sowie als Gegenleistung für die S. 41 aufgefOhrten Abtretungen, 
auf alle seine Ansprtlche hinsichtlich des .Amtes Babenhausen und 
der früheren hanau-mOn/enbergischen Besitzungen. Alle diese 
Besitzungen befanden sich bereits seit 1810 im Besitze des Gross- 
herzogtums wurden jedoch von Hessen-Kassel bis zum Ausgleich 
vom 29. Juni 1816 als frühere Gebietsteile in Anspruch genommen. 
Kine thatsächliche Neuerwerbung bildete für das Grossherzogtum 
nur die Übertragung der kurhessischen Hälfte an V'ilbel 

W'as dem Gro.ssherzogtum Hessen sonst auf Gnind des 
Vertrages vom 30. Juni 1816 zugebilligt wurde, besass geringere 
Bedeutung; Ks war der frühere reichsritterschaftliche Bt;sitz der 
Grafen von Ingelheim ' "t, sow'ie der Anteil der Grafen von Solms- 
Rödelheim an Nieder-Ursel ""l. Beide Besitzungen hatten während 

BQchcs Calbat'h, Diiiharh am Haag. Dudenrod, DAdcUhciin, GrosMüi- 
dorf, Hain*(irflndau, Heegheim, Lorbach, Mlttel-GrOndau, Nieder- 
und Ober-Mockstadt, Orleshausen, Ptcrdsbach, KinderhOgen, Rohr- 
bach, Stockheim, V'onhauscn, Wolf, Anteil an Kft'oldcrbach sowie mit 
zwei Höfen; 

3- 1 Der Grafen von Isenburg * Meerholz: Alt • Wiedermus, 

Bcunde-Hof, F.ckaitshausen, Himbach, Langcn-Berghcim. Marienborn, 

4- 1 Der Grafen von Isenburg- Wachlersbach: Bönstadt Bnw'hen- 

hrOcken, Michelau, Ronneburg, Anteile an Assenheim. 

5.1 ln die mit Isenburg an Hesscn-Darmstadt Ohertragenen Gebietsteile 
wurden seitens des Vertrags vom 30. Juni 1816 (Art. VII Nr. 1) aus- 
drQrklich «les viliages de Hetisenstamin et d’Kppertshausen'* eingc- 
.schlossen. Mit «Heusenstamm“ ist das bis 1806 zu den reichsrittcr- 
schädlichen Besitzungen gehörige Amt Heusenstamm der Grafen von 
.Schönbom gemeint. E-s umfasste die Orte Heusenstamm, Oberts- 
hausen, Hausen hinter der Sf>nnc und die Höfe Patershausen und 
Grnfenbruch. Eppertshausen gehörte der früher rekhsritterschadlichen 
Familie von (»rossschlag. 

'*“1 Art. II Nr. 3 des Vertrags vom jg. Juni 1805 (Martens a. a. O. 
pg- 851 ; « . . . . Die SouverAnilAt über die Fürstlich und Gräflich Isen* 
burgischen Gerichte Diebach, Laugcnseldlx>ld, Meerhol2, Lieblos, Wftchtersbach, 
Spielberg und Keichenbach und der Ort Wolfcnburn.“ 

‘**1 Vgl. oben S. 33. 

"*1 Die andere (kurtiiaiiizcrl Hftlde war bereits durch den Kciclisdepu* 
tHiionshauplM'hlu8.s vom Jahre 1803 an f lessen-Darmsiadt gelangt. Vgl. oben S. 17. 

‘*’'i Der Ort Ober-Krlcnbach. 

1866 an Preussen abgetreten. Vgl. unten bei Anm. 151. 
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der Rheinbunciszeit zum Departement Frankfurt gehrtrt. Ferner 
wurde nochmals die Cbereignunu der Salinen von Kreuznach an 
die Grossherzogliche Regierung Itetont. Wie bereits hervorge- 
hoben. handelte cs sich im letztgenannten Falle nur um die Über- 
tragung ries Kigentumsrechtes. Die Souveränität über Kreuznach 
übte Preussen “'I- 

Die .-Xusfahrung dieses neuen Vertrages wurde mit voller 
Hnergie in Angriff genommen. Bereits am 8. Juli i8i6 entliess 
der Gro,ssherzog von Hessen in drei Patenten die Bewohner der 
an Preussen, Kurhessen und Bayern abgetretenen Gebiete ihrer 
Unterthanenpflichten “*l. Unter dem gleichen Tage ergriff er 
mittelst zweier Patente von den an das Grossherzrrgtum gefallenen 
Gebieten Besitz "'‘l. Durch Patent vom lo. Juli l8i6 erfolgte die 
Restitution der l-andgrafschaft Mes.sen-Homburg Alle sechs 
Urkunden wurden am ii. Juli i8i6 amtlich veröffentlicht. 

Mit den Veränderungi-n des Jahres 1816 wurde der Territorial - 
bestand des Grossherzogtums für eine lange Reihe von Jahren 
abgeschlossen. Das Souveränitätsgebiet des Grossherzogtums 
blieb, — von einem minderbedeutendem Tauschvertrage mit Bayern 

VrI. oben S. .'19. Art. XXll und XXIII dc5 Vrrlragts vom 30. Juni 
11)30 trcD’cn nähere IWstimmimgcn in liinbliik auf Kreuznach, die Stellung 
der hofwlschen Beamten da.«iclbst, die Ausfuhr dtr Pn>ducte, die Zufuhr von 
Holz und Kohlen u. a. m. Auf die weiteren, in hohem Maasse intcrc<tsanten 
Artikel des Vertrages vom 30. Juni 1830 kann hier nicht eingegangen werden. 
Sic tUM*i*H4'hrciten das von uns behandelte Ciebiet. 

Ks sind die Patente vom 8. Juli 1816: 1. „betrrfl'. die Abtretung <le» 
I lerzogthums VV'estphalen und der (frafM'haftcn Wittgenstein an Preussen* 
(Archiv der Grossh, hcs-sisch. fies. 11. Verordn. Bd. II S. 245), 2. „betr. melirere 
Territorialabtretungen an Kurhes.sen“ |a. a. O. S. 2|6; in dem Patent wurde 
gleichzeitig die Besitzergreifung der kurljcssi-srhrn llältfc von Vilbel au**ge* 
spriH'hrnb 3, .ober Territorialabtrclimgcn an Baiern" la. a. <). S. 246 fg.). 

**■1 Patent vom 8. Juli 1816 brtreft'. die (.'bernahme der Stadl Maiiu 
mit Kastei und Kostheim, des Kreises Alzci und der Kantone Wurms und 
Pfeddersheim (Archiv Bd. II S. 247 flf.l, Patent vom 6. Juli 1816 betreff, mehrere 
Tcrritorial-l 'bernahmen und Abtretungen, insbesondere die l'l>cmahme der 
Hoheit über die Ftirstl. und Gräfl. isenburgischen Bt'siizungen etc. clc. (a. a. 
(.>. 2)9 fg.f Cbcr die Besitzergreifung selbst giebt ein Bericht in <lcr Darm- 
Städter Zeitung vom 26. August 1816 (abgedruckt bei v. d. Nahmcr III S. 64 
Anm. *l .Vaehrieht. 

‘**1 Vgl. oben in Amn. 87 und in Anm. 127. 
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abgesehen*^*». bis zum Jahre 1866 unverändert '**). Der Sieg der 
preussischen Munarchie ini Kampfe gegen Oesterreich und seine 
VerbQndelen legte auch dem Grossherzogtum Messen Opfer auf. 
Im Friedens vertrage vom 3. September 1866 wird Messen zur 
Abtretung der wenige Monate froher erworbenen l^ndgrafscliaft 
Messen-I lomburg gezwungen (Art. 14, Messen verliert über- 

dies nach dem Wortlaut des Friedensvertrages**') von bisherigen 
(Gebietsteilen der Provinz Oberhessen : ,1. den Kreis Biedenkopf; 
„2. den Kreis Vöhl, einschliesslich der Fnclaven Fimelrod und 
„Höringhausen; 3. den nordwestlichen Theil des Kreises Giessen, 
„welcher die Orte Frankenbach, Krumbach, Königsberg, Fcllings- 
„hausen, Bieber, Haina, Kodheini, Waldgirme.s, Naunheim, und 
„Mermannstein mit ihren Gemarkungen umfasst**“); 4. den Orts- 
„bezirk Rödelheim 5. den unter Grossherzoglich Hessischer 
„Souveränetät stehenden 1 'heil des Ortsbezirks Nieder- Ursel 

Auf der anderen Seite stand für das Grossherzogtum eine 
Reihe von Gebietserwerbungen. Freilich wogen Sie den Umfang 
der hessischen Gebietsabtretungen nicht auf. Der N’orteil dieser 

IkT Vertrag mit Bayern datiert vwin 39. J.'utuar 1817. I)ie \'cr- 
handiiutgcn, wie der Vc-rtraKsabsdiluss, erfolgten in Frankfurt a. M. l>a» 
l>rosKherz<'igtum tritt an Bayern die bUher zur Provinz Surkenburg 

gehörigen, auf dem rechten Mainufer gelegenen Orte t'mpfenbach, Laudenl>ach, 
Windiscliburhen und KcicharUhaiisen (vgl- ol>cn S. und oben bei Anm. ia4l 
ab. Dafür erhalt Hessen von Bayern die im Bachguu gelegenen Ortschaften 
Dormliel, Kadhcim und Mosbach mit vollem llolicits- und Kigcntumsrccht 
übertragen. Das hessisi-he V\d]zugs)>att nt dieses l'ausehvertrags wurde am 
I f. April 1817 ausgefertigt, am 15. .\pril 1817 publieicrt (Archiv der hess. Ges. 
it. Verordn. IW. II 8.383 fg.; das Patent ist atiffirund eines Dniekfehlers vtim 
Jahre 1816 statt von 1817 datiert). Dorndie), Kadheim und Mosbach wnirden 
mit dem Justiz- und Rentamt Umstadt vereinigt. 

’*•) Die Änderung in den Keclusverhalinissen der früheren Burggraf- 
schaff Kriedberg im Jahre 1817 (vgl. in Anm. 8f^i und die TeiUmg der Ganerb- 
schaft Staden im Jahre 1619 (vgl. in Anm. 86> riefen keine Verschiebung in 
den Grenzen des hessischen Suuveränitätsgebiets her\'or. 

Vgl. oben in Anm. 87. Der Kriedensvertrag ist abgedruckt itn 
Groash. Hess. Regierungsblatt von 1866 S. 404 fl'. 

>*•) Art. 14 II. 

Hesscn-Darinstadt hatte alle diese Besitzungen aus der Lrbschafl 
Hessen-Marburgs erworben. Vgl. oben S. 9. 

•*•) Oben Anm. 77. 

'**) Siehe oben bei Anm. 140. 
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Zuwendungen lag einmal darin, dass sie die V'erluste weniger 
eniptindlich erscheinen liessen. Anderseits schlossen sie auch 
positive Vorteile für das Grossherzogtum in sich. Sie beseitigten 
eine grössere Zahl störender Enclaven und Gebictszerreissungen 
und stellten so eine gesteigerte Abrundung des hessischen Terri- 
torialbestandes her. Gerade der letztere Gesichtspunkt wird von 
den einschlagenden Artikeln des Kriedensvertrages betont. 

„Seine .Majestät der König von Preussen, so be.stimnit 

Alt. 15, tritt an Seine Königliche Hoheit den Grossherzog 

von Hessen und bei Rhein etc. behufs Hersti-lhing territorialer 

Einheit in der Provinz Oberhessen folgende Gebietstheile mit 

allen Souveränetats- und Domanialrechlen ab: 

1. <len vormals kurhessischen District Katzenberg mit den 
Ortschaften Ohmes, üoekenrode, Ruhlkirchen, Seibelsdorf; 

2. das vormals kurhessische Amt Nauheim, mit den sämmt- 
lichcn landesherrlichen Eigenthumsrechten und den in Nau- 
heim befindlichen Bade-Anstalten und Salinen, sowie den 
Ortschaften Dorheim, Nauheim, Schwalheim und Rödgen; 

3. das ö.stlich davon belegcne vormals nassauische Amt 
Reichelsheim mit den Ort.schaften Reichelsheim und Dom- 
assenheim; 

4. Die vormals Kurhessische Enclave Trais an der I.umda; 

5. Den vormals Kurhessischen zwischen den Grossherzoglich 
Hessischen Ortschaften Altenstädt und Bönstadt bidegenen 
Domanialwalddistrict ; 

6. die vormals Erankfurtischen Ortsbezirke Dortelweil und 
Nieder-Erlenbach ; 

7. den vormals Kurhessischen Ortsbezirk Massenheim ; 

8. den vormals Nassauischen Ortsbezirk Haarheim ; 

9. den vormals Kurhessi.schen, etwa 1700 Morgen umfassen- 
den Gebietstheil des Ortsliezirks Mittel-Gründau '•'*). 



*“) Die genauen Maaäsverhältnisse der Abtretungen an Preussen und 
der Erwerbungen des Grossherzngtums siehe in den Hi-itrflgen zur Statistik 
bd. Xlll .\bbandlung Ul |l>cr FlAehengehalt des Grossberzogthums Hessen, be- 
arbeitet von L, Ewald) S. 4. Insge.samt betrugen die hessiehen Gebietsab- 
tretungen lausschliesslich der {.andgrarsehalt Hessen-Homburg] 8aa66,i5 
Heetar, die Erwerbungen gfi4i,ao Heetar. 
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Diese Gebietstheile (zu i— gi treten in die Provinz Oberhessen 
und in die für dieselbe geltenden staatsrechtlichen V'erhältnisse 
(Art. 13! ein. Nächstdem wird der auf dem linken Mainufer 
gelegene, vormals kurhessische Gebietstheil mit dem Orte 
Rumpenheim ebenfalls an Seine Königliche Hoheit mit allen 
Souveränitats- und l.)omanialrechten abgetreten. Die betreffen- 
den Grenzbeschreibungen liegen bei.“ 

Die Ausführung der Artikel 14 und 15 erfolgte tlurch zwei Gross, 
herzogliche Patente vom 27. September i866'”(. — ln dem zweiten 
Patent, welches die Besitzergreifung der Neuerwerbungen aus- 
sprach, war besonders hervorgehoben, dass die neuen l.andcsteile 
an der V'erfassung des Grossherzogtums teilnehmen und auf sie 
die im Grossherzogtum gelten<len Gesetze und Verordnungen 
baldigst ausgedehnt werden sollten. Bis zur Regelung der erfor- 
derlichen Vollzugsmassregeln sollten „die jetzt geltenden gesetz- 
lichen Bestimmungen in den obengenannten Gebictstheilcn einstweilen 
und soweit cs mit den landesherrlichen Rechten vereinbar sei“ 
aufrecht erhalten werden. 

Nach dem Jahre 1866 sind keine Änderungen im Territorial- 
bestand des Grossherzogtums zu verzeichnen. .Als Gliedstaat des 
Deutschen Reiches steht Messen unter einem stärkeren Schutz, als 
Je zuvor. Auch seine Interessen sind andere geworden, als die 
der l.andgrafschaft oder des Rheinbundsstaates ini ersten Jahrzehnt 
unseres Jahrhunderts. 

§ 3. Die Rechtsentwickelung. 

Im Beginn des vorangehenden Paragraphen wurde behauptet, 
das bürgerliche Recht des Grossherzogtums Messen entrolle dem 
Beschauer ein Gesamtbild der deutschen Rechtsentwickelung Ober- 
haupt. Wir schulden den Beweis dieser Behauptung! Um ihn 
zu erbringen, sollen näher nur solche Belege herangezogen und 
verwertet werden, welche ihre territorialen Grenzen in denjenigen 
des heutigen Grossherzogtunis finden. Wir verfolgen die Rechts- 
entwickelung der Einzelteile, welche gi-genwärtig das Gesamtgebiet 
des Grossherzogtums bilden, vor ihrer Eingliederung in den 

0*1 KcgicrunizsHlatt i8ö6 S. 411 fg„ 412 fg. 
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hessischen Slaatsverband. Wir fixieren weiterhin das rechtliche 
Schicksal dieser Einzelteile nach ihrer staatsrechtlichen Vereinigung 
mit dem älteren Territorialbesitzc Hessen-Darmstadts. 

Der Länderbestand des Grossherzogtums Hessen gehört in 
seiner heutigen Gesamtausdehnung zum fränkischen Stammes- 
und Kechtsgebiet ’l- Die rechts des Maines gelegenen Sitze der 
chaltischen Kranken reichten ostwärts bis zur Grenze der Thüringer. 
Im Nordwesten trennte sie der Westerwald von dem ribuarischen 
Gebiete. Gegen Sachsen bildete das von Werra und Fulda ein- 
geschlossene Land die äusserste Grenzmark. Wie in allen übrigen 
Teilen des fränkischen Reiches, wird auch hier die älteste l'eriode 
des reinen, mündlich überlieferten Gewohnheitsrechts abgelöst durch 
eine Periode des ge.sehriebenen Rechts. Neben dem aufgezeich- 
neten Volksrecht steht die Reichsgesetzgebung der fränkischen 
Monarchie, — neben der lex Salica ■( die grosse Zahl der Kapi- 
tularien. Beide Quellenkreise beginnen im lo. Jahrhundert mehr 
und mehr zurOckzutreten. Im u. Jahrhundert geraten sie völlig 
in Vergessenheit. Ihre Rechtssätze widerstritten vielfach den ver- 
änderten Rechtsanschauungen. Vor Allem entsprachen sie nicht 
mehr den neuen \'erhältnissen, die auf allen Gebieten, — dem 
des Staates, wie auf ständischem und wirtschaftlichem Gebiete, — 
Platz gegriften hatten. Diese Vorwürfe mussten besonders die 
lex Salica als eins der ältesten Volksrechte treffen. Je weniger 
die karolingische Zeit an ihr geändert hatte, um so eher musste 
sie den Gedanken einer neuen Zeit weichen. Trotzdem lassen 
sich die Nachwirkungen ihrer Rechtssätze bürgerlichen Inhalts für 
Hessen noch in weit späterer Zeit verfolgtrn. Der .salische MOn- 
rligkeitstermin von la Jahren gilt während des gesamten Mittel- 
alters im Hausrecht der Landgrafen von Hessen Wir begegnen 

*1 Vgi. hierzu u. a> Rieh. Schroeder, Die Franken und ihr Recht, in 
der ZeitschriD für RcehtisgeM'hichte lid. XV S. 37 tT. 

*) Sic galt, obwohl sic zunAchst die Aufzeichnung des Staminesrcchts 
der salischcn Kranken darstcllt, auch bei den chatUsH’hen Kranken. Kurzer Hand 
sei hierfür auf fiei nrich Brunner, Deutsche Rechlsgeschichle Bd. 1 S. 393 fl'. 
und Richard Schroeder, Lehrbuch der deutschen Kcchlsgeschichte S 234 fl‘. 
verwiesen. 

*) Kr wird 1254, 1395 und i469bczcugt. Siche Rieh. Schroeder, Die 
Ausbreitung der salischcn Kranken, in den Forschungen zur Deutschen Ge- 
schichte Bd. XIX S. 14a- 
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der gleichen Altersgrenze u. a. isfa in der Stadt Friedberg •(. 
Auf salfrankische Wurzeln geht auch das l’rincip der Errungen- 
schaftsgemeinschaft zurück*). Freilich darf bei dieser Feststellung 
nicht übersehen werden, dass «las mittelalterliche eheliche Güter- 
recht innerhalb der fränkischen Kechtsgebiete Deutschlands seine 
Ausbildung weniger dem salfränkischen, als dem ribuarisch-frän- 
kischen Hechte verdankt. Jedenfalls ruht auf ribuarischem Recht 
die Gestaltung der Wittumsehe das Princip der gesamten I land, 
nicht minder dasjenige der V'erfangenschaft ’l. 

Batir, l’rkundcnbuch des Klosters Arnsburg Nr. 95 S. 62 fg.; Per 
Friedberger Borger Guntram und seine Khefrau Melildis ftbertragen Güter 
an da.s Kl«>i»ter Arnsburg. Ihrer Schenkung fügen sic die Bedingung hinzu, 
wenn sie nachtrflgUch «pueros genuerint, et iidem ad annos discrctionis, 
id CSt ad annum duodccimum sue etatis peruenerint, apud cf>s* 
dem pueros si-pi- memorate curtis ct iurnalLs iure hereditarin cum u.Hufriu'tu 
liberaliter permanebit. V'gl. auch die Urkunde I^andgraf Ludwigs des Fried- 
fertigen v«>m Jahre 1421 Ihr die Schenken zu Schweinsberg bei Kopp, Auv 
thhrUche Nachricht von der älteren und neueren Verfassung der Geistlichen 
und Civil-Gcrichtcn in den FOrstlich*Hcsscn-Ka.sselischcn I..anden Teil I S.a6fg. — 
Gewiss ist richtig, dass der MOndigkeitstermin von 12 Jahren auch in anderen 
Rechten erscheint [siehe u. a. Arthur Schmidt, l^iträge zur Rechtsgc* 
schichte der Provinz Oberhessen m den „Mitteilungen des Oberhcssischen 
Ck'schichtsvcrcins* Bd. II (1890) S. 141 Anin. 3). Ich mochte at>er doch den 
Ausihhrungen Schroeders a. a. O. S. 142 fg. Recht gcl>cn und seine spe- 
cicllc Verwertung für den Gegensatz von salisrhcm und ribuarischem Rechte 
ini vorliegenden Falle billigen. 

‘)Hcuslcr, Institutionen des deuLschrn Privatrechts Bd. 11 S. 310, 
Schrneder, Geschichte des ehelichen Gftlcrrechts 1 S. 92. L’ber die Ver- 
breitung des im Text genannten Gotcrrcchtsprincips in (Miirhcsscn vgl. Carcis, 
Die KrTungcnschaftügcmcinschaR in den althcssischen Gebietsteilen der Provinz 
t)berhciwcn (Gicssener Universitätsprogramm 18851. Verwiesen sei auch auf 
Neubauer, das in Deutschland geltende eheliche GtUcrrccht (Berlin, 18791 S. 53 fr. 

*\ llcusler, a. a. O. II S. 317. FOr ihre Verbreitung ini fränkwhen 
(spcciell hessischen! Rechtsgebietc vgl. Arth. Schmidt a. a O. S. 142 Anni. 

Heusler, a. a O. I S. 22, 23, Gareis, a. a. (). S. 6. Vgl. hierzu 
Euler, Fränkisches eheliches GOterreeht in Rcyscher und Wilda, Zeit- 
schrift S. 1-62, Roth in Bekkeru. Muther, Jahrb. III, 313, Kothu. 
V. Meibom, Kurhessisches Privatrecht Bd. I S. 37^ Sclirocder, Geschichte 
des ehel. Goterrechls 11 , 2 S. 19 ff. Die Verfangenschafc kann nf»ch in der 
zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts in Oberhessen als herrschendes Ro'hts- 
institut bezeichnet werden. Sie gilt zu der angegebenen Zeit u. a. in den 
Rechten von llombcrgk a. d. O.. Alsfeld, (iiessen, Staufenlicrg, Tlrichstcin. 
Siehe Saiidliaas, Fränkisches eheliches Goterrcclit S. 264. 
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Nach dem Absterben der in fränkischer Zeit geschriebenen 
(Quellen beginnt für Deutschland eine zweite Periode mündlicher 
Rechtsüberlieferung und gewohnheitsrechllicher Kechtsenlwicke- 
lung"K Die Gesetzgebung des Reiches schweigt fast völlig. 

*) Unsere Kenntnis des bürgerlichen Rechts im la bis zum Ikrginn des 
13. Jahrhunderts verdanken wir wesentlich den ITrkunden über einzelne Rcchts- 
gesctiäfie. Ich verweise für flössen specielt auf II. B. W c n c k, I Icssischc Landes- 
gcschichtc mit einem l'rkundcnhuch, 3 Bde. 178301803. L. Haur, Hessische 
Urkunden aus dem Grossherzogi. Hessischen Hau.s- und Staatsarchive 5 Bdc., 
Darmsudt 1&46— 1873. ( 1 . Bd. umfassend Urkunden aus den Jahren 1145 — 1399; 
II. Kd. 1,2 Urkunden aus Rheinhessen 963— 1335; III. Hd. Rheinhessen 1326-1399; 

IV. Hd. 1400— ly»; \'. Bd. 1070— 1499; Register zu 1 — IV von Fr. Ritsert). Sicht 
auch H. K d. S c r i b a , Regesten der bis jetzt gedruckten Urkunden zur Landes- 
und OrLsgcschichtc des Grossherzogtums Hessen 4 Abt. I Darmsladt 1847—1^» 
mit Generalregister (i86o>, 3 SuppleinenlheÜcn (1853-18601 und einem a. Er- 
ganzungsheft zu dem Register der Provinz .Starkenhurg (ges. u. bearbeitet von 
E. VVorncr, 1870h Von Urkundcnsamitihingen mit lokal beschränktem 
(hcs.stschcn) MiUelpunkte seien vor Allem Steph. Al. Würdtwcln, Diploma- 
taria Maguntina 2 Tom. Magum. 178B, 1789, einiges auch bei J. P. Schunk, 
Beytragc zur Mainzer Geschichte mit Urkunden 3 Teile 1786- 1790h 

V. F. de Gudenus, Oxiex diplornaticus exhibens aneedota Moguntlaca Gülüng. 
1 743 sequ., Codex prlncipis olim Laureshamensis abbatiac 
diplomattcus (ed. Acadcinia Tcodoro Palatinal 3 Tom. Mannheim 
1766 1770, L. Baur, Urkundenbuch des Klosters Arnsburg (Darmstadt, 1851 1 
und 11 . Boos, Quellen zur Geschichte der Stadt Worms a Teile |i886, 1890, 
3.TeilimDruck)gcnannt Auch das Corpus trariitionum Fuldensium vonSchanna t 
(Lips. 1724h der Codex diploinatirus Fuldensts, hcraiLsgeg. von Dronke, 
Cassel 1^3 (mit Register von Schmincke, Cassel 1862), das l'rkiindcnbuch 
der Abtei Kbcrbach, herausgeg. von K. Rossel 2 Bde. (Wiesbaden 1862. 1865!, 
der C<idcx diplomnticus Nassoicus, herausgeg. von K. M c n z c I und W. Sauer, 
(I. Kd., Wiesbaden 1886), das Urkundenbuch zu Jos. Aschbaeh, Geschichte 
der Grafen von Wertheim, (2, Teil, Frankfurt a. M. 1843), das Urkundenbuch zur 
Geschichte der Herren von Hanau und der ehemal. Provinz Hanau (Publicaüoncn 
aus den K. prcus.sichcn Staatsarchiven Bd. XLVIll und LI : Hes,si5ches Urkunden- 
buch, a. Abteilung, hcrau.sgcg. von Heinrich Reimer. I.eipzig 1891, 1892; Ober 
die Bde. III und XIX der Fublicationen aus den K. prcussischcn Staatsarchiven 
vgl. oben $ 2 in Anm. S. 100), endlich auch der Codex diplomaticus Moenofranco- 
furtanus, Urkimdcnbuch der Reichsstadt Frankfurt, herausgeg. von Joh. 
Fried. Boehmer 1. (einz.) Teil (Frankfurt a. M. 18361 greifen vielfach auf 
gegenwärtig hc5.slschcs Gebiet herüber. Geschlossene IVkundenpublikationen 
enthalten ferner die Srndcrbcarbcitungcii der Geschichte des Hau.scs Solms 
(oben § 2 in Anm. 74) S. 461 IT., der Grafen zu Erbach (oben § a Anm. 69) III. Teil, 
des Hauses Uenburg-Büdingen (oben § a Anm. 1351 Bd. 111 , der Stadt Oppenheim 
(unten § 3 Anm. 11: ZweilcrTcil, Urkundenbuch S.227— 560I, der Stadl Alzey 
(C. W j m m c r, Geschichte der Stadt Alzey o. J., Urkundenbuch S. 215- 392,1. 
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Durchaus umhätig ist sie jcdenralls auf dem Gebiete des bürger- 
lichen Kechts. Diesen Mangel der Reichsgesetzgebung tilgen auch 
nicht Gesetze der Einzeltcrritoricn. Die landesherrliche Gewalt 
steht im Beginn ihrer Bildung. Die volle Eintscheidung der Eint- 
Wickelung, welche die ursprünglichen Ämter in I.ehen, die früheren 
Amtsbefugni.sse in nutzbare, erbliche Rechte verwandelt, erfolgte 
erst in der zweiten Hälfte des zwölften Jahrhunderts. E'Or die 
Aasbildung einer wahren l.andeshoheit mo.ssen wir sogar noch 
ein Jahrhundert weiter greifen. So wird es erklärlich, dass auch 
von territorialer Seite nichts geschah , um neue Rechts-yuellen 
an die Stelle der V'eralteten und überlebten zu setzen. Das 
Recht ist auch jetzt noch, wie in der fränkischen Zeit, überwiegend 
Stammesrecht”). Die Stamme sind die wichtigsten Rechtsträger. 
Mit heiliger Scheu betrachtet man das überkommene Recht. Man 
betont mit Vorliebe sein hohes Alter und seine Geltung in zurück- 
liegenden Generationen. Gern knüpft man es an die glanzenden 
Namen eines Karl d. Gr. oder Otto 1. an. Rechtskundige Männer 
üben die Vermittelung. Sie sagen und bestätigen, was bi-sher in 
ihrem Kreise gegolten. In ihren I fänden ruht zugleich die E'ort- 
entwickelung des bürgerlichen Rechts. Als Beisitzer in den Gerichten 
schaffen sic für neue E'älle neue Sätze aus ihrem RechtsgefOhl 
heraus. .Neben dieser Rechtsbildung in der E'orm von Schöffen- 
sprüchen geht eine bescheidene Rechtschaffung in kleineren Krei-sen. 
Die Interessenten eines Rechtskreises vereinigen sich zur E'est- 
stellung des ihre gemeinsamen Beziehungen und Verhältnisse be- 
herrschenden Rechts. Der Grund- und Vogteiherr umgrenzt unter 
Mitwirkung seiner Hintersassen die .Ansprüche, welche er erheben 
darf“). Lehns- und Dienstherrn pactieren mit ihren Vasallen und 

•) Waitz, Itcutsche Vcrias.«mngs(;cs<-hk-htc. Hd. V. S. 14Q fl*. 

'•) Die WVistOmer, .Öfl'mmgen" aus den Gebieten des heutigen r.roaa- 
herzogtum-s Hessen entstammen in ihren uns erhaltenen Niederschriften samt- 
lieh einer spateren Zeit. Beispielsweise datiert das älteste von Grimm aus 
der WeUerau veröffentlichte Weistum erst vom Jahre 1371. Es ist ein Weis- 
tum für Nidda iGrimm, WeistOmer Bd. V. S. apa ff.). I>er Inhalt dieser 
Wei-stümer reicht jedoch vielfach in ungleich frühere Zeiten zurück. Ich vco 
weise für diese Quellen auf die bereits citierte Sammlung von Grimm. Für 
die Wetterau kmnmt namentlich in Betracht Bd. III S. 394 - 503, Bd. V S. 
245-337, (vgl. hierzu vor Allem Kr. Thudichuin, Rtsrhtsgeschiehtc der 
Wcttcraii Bd. 1 I1867I, Bd. 11 Heft 1 (1874), Heft 3 (1865) und Fr. T hudichum, 







Ministerialen Ober wechselseitige Leistungen "I- Stadtherm oder 
städtische Obrigkeit regeln die eigenartigen Rcchtsbedürfhisse einer 

Geschichte des freien Gerichts Kaichen in der Wcttcran (Giessen, 1857h zu dem 
Weistum von Manzenberg vgl. Arth. .Schmidt a. a. O. S. 156 ft.|, fttr andere 
Teile Oberhessen.s Bd. 111 S. 34a, 349 u. A, fUr Starkenburg Bd. 1 S. 463 t 1 '., 
Rheinhessen z. B. Bd. I S. 798 u. A. Nicht of> genug kann der Blick 
des Rechts- und Kulturhistorikers auf diese Kreise der bäuerlichen Rechts- 
quellen gelenkt werden. (»leich einem Spiegel reflektieren sic die bunt- 
farbigsten Bilder in einer Frische und 1 'r.sprtinglichkeit, wie nur wenige andere 
Rcchtsaufzeirhnungcn Bcutsc hlaiuis. Ks sind keine starren, abstracten Sätze, 
welche dem, der sic aulsclilägt, entgegentreten. Warmes pulsierendes Leben 
glänzt ihm entgegen. Greifbar .steht vor ihm HcrrschaA und Gesinde, Haus 
und Hof, Wald und Feld in ihren mannigfachen Rcchtsbezichungeii. Zur Be- 
arbeitung solcher Fragen de» bäuerlichen Rechts bieten gerade die Weistämer 
der Wettcrau (Quellen, die noch nicht zum klein.steii Teile ausgeschöpft sind. 

"I Den von uns gezogenen territorialen (»renzen entstammt eins der 
rechtshistorisch wichtigsten Dicnslrcrhlc : l>a.s Hofrecht Bischof Kiirchards von 
Worni-s aus d. J. 1024. Die volle Bezeichnung ist: «Burchardi cpiscopi Wor- 
matiensis lege» et .statuta familiae s. Petri.“ Abdrucke finden such bei 
Schannat, Hist cpisc. W'ormat Cod. prob. Nr. 51 und hei Grimm a. a. 
O. I S. 804- 808. Verbesserungen in den Lesarten teilt Bob m er im Archiv 
fbr hess. Gcsch. Ikl. II (18411S. 148. 149 mit. Eine corrccterc Ausgabe (gleich- 
zeitig mit einem eingehenden Commentar) bietet Gcngler, I>as Hofrcehl des 
Bischofs Burchard von Worms (Gralulationschrid der Erlanger jurUtcnfakultät 
fbr Mittermaicr 18591. Zuletzt Ist das Wormser liofrecht bei Boos, l'rkundenbuch 
der Stadt Wurms Bd. I (1886I S. 39—45 abgednickt. Interessant Ist, dass da.s 
Hofrecht Burchards die Ministerialen m>ch nicht als einen eigenen Stand be- 
handelt. Vielmehr w’crdcn sie noch zu der »familia S. Petri“ im Allgemctncn 
gerechnet und empfangen mit ihr zusammen eine getndttsame Rechtsaufzeichnung. 
V'gl. hierzu Arnold, Verfassungsgcschichtc der deutschen Freistädte Bd. IS. 638. 
Roth von Schreckenstein, Das Patriziat in den deutschen Städten (Tü- 
bingen, 1856I S. 56 8., Stobbe, Geschichte der deutschen Rcchtsqucllen ßd. I 
S- .^83- - Auch die Aufzeichnungen der .Hurgmannenrcchte“ sind zu dem im 
'l'czt aufgefohrten Qucllenkretsc zu zählen. Sie stehen m. E. zw'isi'hcn 
den eigentlichen Dicnstrcchtcn und den Lehnrechten: Cberw'icgcnd gehören 
die Burgniannen dem Stande der Mini-stcrialen an. l'nter ihnen befinden sich 
aber auch nicht selten angesehene, mit einem Burglchcn bcwidmctc Dyna.sten 
(Vgl. Schroeder, Rcchtsgcschichte S. 500, 394 Anm. 56, Arth. Schmidt 
a. a. O. S. 162 Anm. a). Wir sind Uber die Rechtsverhältnisse mehrerer dieser 
Rechtsverbände innerhalb der Grenzen des heutigen Grossherzogttims genauer 
unterrichtet: beispielsweise ttber die Hurgmannen der Reichsburg Friedberg 
vgl. Mader an dem im § a Amn. 85 citierten Orte, auch Dicffenbach oben 
$ a Anm. 55 und Fr. ' 1 ' h u d i c h u m , Gt'st'hichtc des freien Gerichts Kaichen 
in der Wettcrau 1857 S. 73J und der Burg Mttnzcnberg (A r t h. Ö c h in i d t 
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Stacltgpmeindc durch Privilegien. Statuten und WillkOren '*). Vielfach 
handelt es sich auch bei diesen Aufzeichnungen nur um die Nieder- 

a. a. O.K Für die Hui^manncn zu Fricdbcrj;, Gicisacn, Müfucnberg und (jrOn* 
bcrK würden sich Sondcruntcrsuchungcn noch lohnen. Am günstigi^tcn liegen fbr 
die rcchtshi-storische Forschung die KechusvcrhAltniiMC der Uurgmannen zu 
Oppenheim. Wir besitzen hierfür eine umfasNende, in dieser Ausführlichkeit 
seltene Sondcraufzcichnung aus dem Jahre 1375 (publiciert bei Mone» Anzeiger 
fiir Kunde der icut-schcn V'orzeit 6. Jahrg. 1837 S. ein Abdruck findet 

sich auch in der Zeitschrift Ihr die (icsrhichte des Oberrheins Bd. II 1850 
S. 309— 314h Siche hierzu W. Franck, (icschichte der ehemaligen Reichs* 
-Stadt Oppenheim (Uarmstadt, >859! S. 103 IT. 

“I Hierzu gehören z. H. Ihr Worms die Privilegien Heinrichs V. vom 
16. Oktober 1113 (Boos, l.Tkundcnhuch der Stadt Worms Hd. I S. 53 fg.| 
und vom 30. November 1114 (a. a. O. S. 53 fg.l, Friedrichs 1 . vom ao. Oktober 1 156 
|a. a. O. S. 59 fg.l und vom 3. Januar 1184 la. a. (>. S. 73 fg.), Ihr Oppen- 
heim die Privilegien Friedrichs II. vom 14 Juni 1336 iFranck, Ocsehichte 
der chenial. Reichsstadt Oppenheim S. 339 fg.l und vom 9. Mai 1330 (a. a. O. 
S. 331 IT.), Ihr Mainz die Urkunde Frzbischof Siegfrieds III. vom 13N0V. 1344 
lO e n g 1 e r , Deutsche Stadtrechie des Mittelalters S. 376t u. a. m. Ein grosser 
Teil der Stüdte des heutigen Cirossherzugtums Hessen hat erst ini 14. Jahr- 
hundert Stadtrechl erworben. Dieffenbach giebt in seiner •Oeschichie 
von Hessen mit besonderer BerOcksichtigung des Gros.sherzogthums“ (Darm- 
Stadl, 1831) S. 53 eine Übersicht aber die Sudte Starkenburgs und Oberliessens 
mit Angabe des Jahres, in weichem sie Stadtrecht erhielten (»der zum ersten 
Male als Städte erwähnt werden. Das VVrzeichnts ist nicht vollständig. Het- 
spielsweise fehlt die Angabe für l^ubach, Staufenberg, Friedberg. Lieh, Gross- 
Linden, Kirtorf, l'lriclistein u. a. Quellen- und Literaturnachweise finden sich 
in reicher Zahl bei G erigier, Deutsehi* Stadtrechte des Mittelalters, Lrlangcn 
1852 und bei Gen gier, Codex iuri.s municipalU Gennaniae medti aevi 
1 . (einz.l Hd. Leipzig 1863. Auch Ph. A. F. Walther, Litcrärischcs Hand- 
buch ihr Gesidiichte und Landi'skunde von HcTuen im Allgemeinen und dem 
(irosslterzogtuin Hessen insbesondere [Dannstadt, 1841; mit drei Supplementen 
(die Literatur bis 1867 umfassend) Darmstadt 1850, 1855. i8^9| bietet unter den 
Namen der einzelnen Städte zuverlässige Ciiate der eiaschlagenden Literatur. 
M. t. wäre e.s eine dankbare Aufgabe der historischen Vereine des Gr<kss- 
Herzogtums Ihr die Fürtlhhrung und Erp^ünzung des Wallher’schen Hand- 
buchs zu sorgen. Nur weniges sei hier zu Walther nachgetragen : Zu 
Alzey ist bereit in Amn. 8 auf Wimmer, Geschichte der Stadt Alzey, 
zu Oppenheim in Anm. it auf W. Franck, Geschichte der ehemaligen 
Reichsstadt Oppenheim verwiesen worden. Zu Worms ist in Anm. 8 Hno's, 
Quellen zur Geschichte der Stadt W’orms, citiert Für Worms siche über- 
dies C. Koch ne, der Ursprung der Stadt Verfassung in Worms, Speier 
und Mainz (Breslau, 1890; a.u.d. Titel: Untersuchungen zur deutschen Staats- 
und Rcchtsgeschichte, heraiu^geg. von Gierkc, Hcfi 31) und Kolmar 
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Schaube. Die Entstehung des Rates in Worms, in der Zeitschrift für die 
Geschichte des Oberrhrins n. F. Iki. III S. 257 flf., sowie Schaube, Zur 
Entstehung der Stadtverfassung von Worms, Speier und Mainz, Wissenschaft!. 
Itcilagc zum Jahrt^brricht des Elisabet*(iymnasiums zu Breslau 1892. FOr 
Mainz vgl. von neuerer Literatur C K oe h ne a. a. t). imd K. Scliaube 
a. a. O., weiterhin aber Hegel, WHassungsgcschichtc von Mainz im Mittel« 
alter (Leipzig, i88al, abgedr. aus Hegel, Chroniken der deutschen StAdte 
XVIII (1882I, a. Abt. S. 3 d'., Leop. Hallein, Mainzer Civilrecht im 14. und 
15. Jahrh., dargestellt auf ('irimd mehrerer (icnchtsformeln (Worzburg, 18911, 
A. Wyss, Die Weisihümer des KÄinincrers, des Waltboien und des 
Marktmeisters zu Mainz (Archiv f&r liess. Geschichte und Allerthumskundc 
ltd. XV S. (44 199I, K. G. Bn c k e n h c i m e r , Beiträge zur Geschichte der 

Stadt Mainz 1874 ft‘. (erscheint in Heften; Ober weitere Schriften Bocken« 
li e i tn e r s zur Mainzer Ge.schichte siehe K a y se r, Index k»cupletissimns libroruni 
Leipzig 1877 Hd. ( S. 163). FOr Alzey liefert (auv«4er dem bereits ritierten 
Werke W i in m c r sl Sc h e n k zu Sc h w e i n s b erg, Weisttiin des Pfalz« 
grAllichcn llofcH zu Alzey (An*hiv fhr hess. (ieschichte Hd. XIV S. 711 — 717! 
einen Beitrag, Ihr Darm Stadt: Ph. A. Walther, Alte Lokalrechte und 
polizeiliche Anordnungen von Darnisiadt (Archiv Bd. XIII S. 513— 522I, fhr 
Giessen: F. Kraft, Geschichte von Giessen und der Umgegend . . . his 
1265, Darm^adt 1876, Ibr Nidda: von der Ropp, Zur Geschichte der 
Stadt Nidda, in den Mitteilungen des ( )bcrhcssischeii Gcschichtsvcreias 
n. F. Bd. III (1892) S. lai ft', fhr Lieh: von der Ropp, Urkundliche 
Beiträge zur (ieschichlc der Stadt Lieh (a. a. O. B. I S. 114 fT.). Für 
Wimpfen ist !.. Frohnhäuscr, Geschichte der Reichsstadt W'impfcn 
(Darmstadt, 1870) nachzutrngen ; betrefls des von Gcngicr nicht citierten Weis« 
tiim.s von Kbcrbach fbr Wimpfen v. J. 134 t vgl. M onc, Zeitschrift fQr die Geschichte 
des Oberrheins Bd. IV (1853! S. 165 fl'. Über die Geschichte von Staufen« 
borg in Oberhessen handelt H. v. Hitgcn, Geschichte der Grossh. Hessi« 
sehen Stadl Staufenberg und ihrer l>cidcn Burgen (Ludwigspn»granim der 
Universitflt Giessen, 1883!. Zur Geschichte von Münzcnlxrrg vgl. Artlu Schmidt 
Hcitrftgc zur Rcchtsgeschichtc der Provinz Oberhessen in den Mittcil. des 
Oberhess, (ieschichtsvcrcins n. F. Hd. 11 (1890) S. 138 ft', und (H. lrlc| Ge« 
schichte und Beschreibung von MOnzenberg in der Wettcrau, Giessen 1879. 

Der grösste Teil der hessi.schen Städte bcsass Frankfurter Recht. V'icl« 
fach hatte eine bcs^mderc Bewidmung mit dem obengenannten Rechte statt« 
gefunden. Auch w^o dies nicht der Fall gewesen, gingen die hessischen StAdte 
in Frankfurt ,zu Haupte^, d. h. sic erblickten in Frankfurt ihren Oborhof. 
Beispielsweise seien Aliendorf an der Lumda, Alsfeld, Assenheim, Beerfelden, 
Bensheim, Bingenheim, BQdingen, Darmsiadl, Dieburg, Friedberg, Giessen, 
(iross*Gerau, GrDnberg, Heppenheim, Herchenhain, Hirschhorn, Homberg L H., 
llungen, Lauterbach, Lindenfels, Michelstadt, Mnxstadt, MOnzenberg, Neckar« 
Steinach, Nidda, Oppenheim, Onenberg, Keinheim, Rosbach, KQsselsheim, 
Schafheim, Seligenstadt, Ulrichstein, Umstadt, Wünpfen, Zwingenberg genannt 
[vgl. Thomas, Der Oberhof zu Frankfurt a. M. (1841! S. 119 ftf.). Auerbach 
besass Hen-sheimer Recht (Thomas a. a. O. S. 121), in Lichtenberg, Odem« 
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Schrift des gellenden Rechts, ln solchen Fallen greift man zur 
schriftlichen Aufzeichnung also nur, um den Inhalt des Gewohnheits- 
rechtes sicherer und reiner zu bewahren. Daneben aber wird manche 
Lücke, deren Beseitigung das Rechtsbedürfnis verlangte, mittelst 
autonomer Satzung ausgelüllt. Eine erschöpfende Rechtsauf- 
zeichnung — erschöpfend auch nur im bescheidemsten Sinne — 
stellt keine dieser wenigen Niederschriften dar. Keine dieser Auf- 
zeichnungen will dies darstellen. 

Zweifellos ist diese Periode der deutschen Rechtsentwickelung 
die Zeit der reichsten Rcchtsentfaltung Deutschlands überhaupt. 
Sic ist zum mindesten die Zeit der reinsten nationalen Rechts- 
gestaltung auf privatrechüichem Gebiete. In immer neuer Fülle, 
neuen Formen offenbart sich der Reichtum des deutschen V'olks- 
geistes. Noch giebt es für Deutschland keine fremden yuellen, 
gegen welche das heimische Recht zu kämpfen hätte. Wenigstens 
sind weder das wendische Recht zwischen Oder und Elbe, noch 
das polnische und preussische Recht in den östlichen Teilen eben- 
bürtige, geschweige denn überlegene Gegner. Man Obersehe aber 
diesen V'orteilen gegenüber nicht die Nachteile, welche mit einem 
ausschliesslichen oder doch weit überwiegenden Gebrauche gewöhn- 
heitsrcchtlicher Normen verbunden sind. Nur ailzuleicht haftet 
dem konkreten Gewohnheitsrecht das Muttermal des Unsicheren, 
Verschwommenen an. Nur allzuleicht unterliegt das mündlich 
Überlieferte der Gefahr willkürlicher Abänderung. Man braucht 
hierbei nicht nur an bewusste Fälschung zu denken. Auch Miss- 
verständnisse schufen Abweichungen vom Bisherigen. Gegen 
diese Gefahren gab es keinen festen Damm. Weder bot ihn mit 
Sicherheit die Volkstümlichkeit des Rechts und der Gerichte, noch 
die ungeschwächte Kraft des V'olksgcdächtni-sses. So strömte die 
Rechtsbildung des deutschen Rechts dahin gleich einem Waldstrom, 
der mühelos seine Ufer überschreitet und seine Wasseradern hier- 
und dorthin sendet 

heim, Hfcüdersheiin und Alzey galt Oppenheimer Recht (Thomas a. a. O. 
S. 149 fg. und Mone, Zeitschrilt for die Geschichte des Oberrheins Bd. IV 
S, 1661, in Bisrhofsheim und Eberbach das wimpfener Recht (Thomas a. a. 
O. S. 159, Mone, a. a. O. S. 165 lg.; so auch Gengier, deutsche Stadt- 
rechte S. 54a). Auch hier steht der Specialforscimng noch ein weites Feld 
olTcn. For die noch gbltigen Stadtrechte von Wimpfen und Butzbach wird 
unten eine Reihe genauerer Mitteilungen gegeben werden. 
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ln diese Verhältnisse tritt ein Mann mit dem Gedanken einer 
umfassenden Codification des geltenden Rechts seines Stammes. 
Ein Mann sucht das überreiche Rcchtsmaterial in der Sprache 
seines Volkes in seiner Gesamtheit zu fixieren, bemüht sich sichtend 
und ordnend die verschlungenen Faden gewohnheitsrechtlicher 
Überlieferung zu lO.sen, arbeitet ein Rechtsbuch aus, welches er 
der Welt wie einen Schatz '“) Obergiebt. Es ist Eike von Repgow, 
ein deutscher Gaius, — sein Werk : „der Sachsenspiegel.“ Gleich- 
zeitig mit einer Revolution in der bisherigen Weise mündlicher 
Rechtsüberlieferung wird eine Geistesthat ersten Ranges geschaffen. 
Der Sachsenspiegel wird der Lehrmeister für die Rechtsaufzeich- 
nungen der nächsten Jahrhunderte. y\uf ihm fusst mittelbar und 
unmittelbar Jene weitverzweigte Rechtsliteratur, die wir mit dem Ge- 
samtnamen der „Rechtsbocher“ bezeichnen. In Nord- und Mittel- 
deutschland entsteht eine reiche Fülle glossierender und excerpieren- 
der Arbeiten. Sie alle gruppieren sich um Eikes Werk. — DerSachsen- 
spiegcl hat im Umfange des heutigen Grossherzogtums keine unmittel- 
bare Anwendung gefunden. Sein Geltungsgebiet ist vor Allem die 
grosse norddeutsche Tiefebene, überdies der Osten Deutschlands, 
Mit Sicherheit ist dagegen für hessische Gebietsteile die Gültigkeit 
eines anderen, mittelbar auf dem Sachsenspiegel ruhenden Rechts- 
spicgels nachzuweisen : die Gültigkeit des „Schwabenspiegels*''). 

Nicht nur hierdurch allein ist die Periode der Rechtsbücher für 
Hessen bedeutungsvoll geworden. Hessen ist selbst die Heimat 
eines „Rechtsbuches*: des „Kleinen Kai.serrechts*, des „lüttiken 
keyserrechts", des „keyserrechts, dat konnink Karell makede“. 
Was der Verfasser des Kleinen Kaiserrechts schreiben will, geht 
aus seinem Werke deutlich hervor. Sein Plan ist auf die Auf- 
zeichnung einer universellen, für die gc.samte Christenheit be- 
stimmten Quelle gerichtet. Sein Werk nennt sich „Kaiserrecht“, 
weil dem Kaiser als höchster irdischen Gewalt die gesamte Christen- 
heit unterworfen sei'*). Sehen wir freilich naher zu, so ergiebt 

*•) Praefado rhytmica Vers 155 fg. 

**| Vgl. Kopp, He^^sche Gerichte 1 S. 43 ff., Roth und v. Meibom, 
Kurhr*i.sbM;hc5i Privalrecht I S.ßsAnm. 18, Stob be, Geschichte der deutschen 
RechtsqucUcn I S. 43a, von Gosen, Das Privatreeht nach dem kleinen Kaiser- 
rechte S. 10. 

FQr alles Nähere vgl. Arth. Schmidt, Rcilrflgc zur Rechtsgeschichte 
der Provinz Oberhrssen S. 139 fg. 
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sich, dass der uns unbekannte Verfasser dieses Vorhaben nicht 
erfüllt hat, — nicht erfüllen konnte. Auch ihm ist so wenig, wie 
dem Verfasser des Deutschenspiegels, eine Trennung von dem 
partikularen Boden, auf dem er aufgewachsen, gelungen. Soweit 
er nicht aus fremden Quellen schöpfte, kennt er nur das Recht 
seiner Heimat. Es ist das Recht der Gegend, in welcher der 
Verfasser lebte und schrieb. Was er darstellt, ist fränkisches 
Recht, — teilweise enger begrenzt : hessisches Recht. Im Kleinen 
Kaiserrecht tritt neben den Sachsen- und Schwabenspiegel ein 
„Frankenspiegel“ “I. Dass speciell Hessen als engere Heimat 
anzunehmen ist, ergeben innere und äussere Gründe. Sie liegen 
in dem materiellen Rechtsgehalt des Kleinen Kaiserrechts''). Sie 
beruhen ferner in der Geschichte seiner Handschriften und seiner 
Verwertung in der Praxis '"). 

Fast schien es, als ob der deutschen und damit auch der 
künftigen Rechtsentwickelung in unseren engeren Grenzen durch 
die RechtsbOcher festere Bahnen gewiesen seien. Da wird die 
Fortentwickelung des deutschen Rechts durch einen Anstoss von 
Aus.sen unterbrochen, — einen Anstoss, der fast ziim Todesstoss 
für das heimische Recht geworden wäre. Gleich einer Sturm- 
flut unaufhaltsam, wie mit elementarer Kraft dringt ein fremdes 
Recht in Deutschland ein. Von neuen mächtigen Impulsen getragen 
hatte die Codification Justinians die wissenschaftliche Welt Italiens 
in wenigen Jahrzehnten erobert. An den Hochschulen von Bologna, 
Padua, Perugia war ein neuer Frühling des römischen Rechts 
erblüht. Die Ersten der Nation widmen dem Gesetzeswerke 
Justinians ihr Leben und ihre Studien. Unter dem Schutze kaiser- 
licher und päpstlicher Privilegien wächst die Zahl und Bedeutung der 
als wissenschaftliche Pflanzstätten römischen Rechts begründeten 
Universitäten. Nach Tausenden zählen die Scholaren. Es kommen 
nicht nur die Söhne Venedigs, Genuas, nicht nur die Söhne der 
Florentiner Geschlechter. Von fern her lockt der Ruhm der 
neuen Lehre die Angehörigen fremder Staaten und Nationen. 

Arth. Schmidt a. a. O. S. 141. Siche zu den da5wlbst /Vnm. a 
AufgcHihrlen noch Ga reis, Kmingenschaf^sgemeinschaft S. 9 Anm. 

'*) Arth. Schmidt a. a. O. 

*•) Die Belege hierfür sind von mir a. a. O. S. 143 (vgl. besonders 
& 143 Anm. 0 /usamnicngcstcllt und durch die Ivrgebnisse einer Untersuchung 
der MOiizenberger ilandschiirt des Kleinen Kaiserrecht» vermehrt worden. 
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Erschien doch dem Deutschen des 12. und 13. Jahrhunderts Italien 
nie so entlegen, wie den Zeitgenossen Gustav Adolfs oder des 
Grossen Kurftlrstcn. Enge Beziehungen zu den mächtigen Handels- 
emporien des adriatischen und mittelländischen Meeres förderten 
einen engeren Austausch, als vier Jahrhunderte später. Noch 
bestand eine politische V'erbindung der nord- und südwärts der 
Alpen gelegenen Länder. Die Römerzüge der deutschen Könige 
hatten Hunderte und Tausende hinabgeführt. Jetzt zog der Student 
die alten Heerstrassen. 

Nicht lange, so zeigen sich die Wirkungen der Lehre Bolognas. 
Bereits in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts lassen sich 
-Stärkere Einflüsse römischer Kechtskenntnis in deutschen Quellen 
nachweisen. Römische Sätze erscheinen vor Allem in den beiden 
grossen Rechtsspiegeln SOddeutschlands, im Deutschen- und 
Schwabenspiegel. Und dann beginnt im 14. Jahrhundert das alte, 
aber nie veraltete Gesetzeswerk Justinians seinen Triumphzug 
durch die Cuiturstaaten Europas. Es ist der dritte grosse Sieg, den 
Rom über die Welt davonträgt, — der Sieg Roms in seinem Recht. 

Auch Deutschland erliegt dem eindringenden stärkeren Gegner. 
Der Sieg des fremden Rechts ist hier sogar vollkommener, als 
in Frankreich oder England. Mehr und mehr weichen die einfachen 
Sätze des deutschen Rechts dem an Weltcrfahrung und juristischer 
Scharfe überlegenen römischen Recht. Eine vernichtende Macht 
schien in diesen metallnen Sätzen zu liegen , durch welche das 
heimische Recht wie mit Sicheln niedergemäht wurde. Dem zer- 
splitterten Rechte Deutschlands steht das Corpus iuris als fest 
geschlossene Aufzeichnung gegenüber. Als kai-serliches Recht, 
als „Gesetzbuch der Vorfahren am Reich“ fordert es Eingang und 
Beachtung. Doctores iuris , gebildet in Bologna und Padua, un- 
bekannt mit dem Recht ihrer Heimat, sitzen im Rate der Fürsten 
und Städte Romanistisch geschulte Juristen richten in den 

’*) Uiitrr den hessischen Kanzlern und Räten kann als erster Doctor 
Icgum der Kanzler Johann Schickcbcrg 1460 nachgewiesen werden. 
1.^67 und 1468 wird als Kanzler des Landgrafen Ileinrich in Marburg 
I)r. Dietrich von Kube genannt. (M) er Legisl oder Canonist, bezieh, 
beides zugleich war, Ut nicht fcstzustcllen. Sein Nachfolger ist der 1477 zum 
Kanzler cmamiic l>r. tur. utr. Johannes Stein. Als Kanzler des Landgrafen 
Wilhelm fungirte 149g der Lic. iur. utr. Johann H u t e m a c h e r in Maiinirg 
(vgl. Stölzel an dem in Anm. ju angeiUhrten Urte S. 405 Ober die 
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höchstem Gerichten Sie dringen mit zunehmender Zahl auch 

rechtsgelchrten K.ltc der l^ndgrafen vgl. a. a. O. S. fta fl'.K Am Kaiser- 
hofe begegnen «ns I)o«tores iuris ungleich froher iSiobbc* (»cschichic der 
deutschen Rechtsquellen fVI. [ S. 631 ff., auch Bd. II S. 44 ff.l. 

In dem kAniglichen Hnfgericht bereits seit dem ik'ginn des 15. Jahr- 
hunderts. Für die spätere Kniwickelung vgl. die Reichskammcrgerichlsnrdnting 
von 1495 § I und die von 1521 Titel I (hierzu u. a. Slohhe a. a. (>. ßd. II 
S. 84 ff.). Nach dem Vorbilde des Rcichskammergerichts erfolgte auch In 
Hessen eine Reform des justizwesens. Kin ständiges hAchstes Tcrritorialgcrichf 
wird eingesetzt. Ks ist das Mofgerichl zu Marburg. Wilhelm II. errichtete es 
unter dem 24. August 1500. Die Hrteilcr besi'hworen auf Grand der Hofge- 
richtsordnuiig, zu richten »nach gcnicynen kcyserlichcn be-schriebrnen rechten, 
Auch nach rcddcUchcn und Erbani Statuten ordenungen und gewonheyten 
iinsers FOrstenthuinbs und landt.schadt wo die für sic bracht werden* (Ober- 
einstiinmend die Hofgerichtsordnung von 1524!. Das ,gcmcync kcysciiichc 
recht* ist das rhinischc Recht, des.sen Beobachtung bereits die Kcichskainmer- 
gerichlsordnung von 14^ ausdrücklich forderte. Kopp (Herrische Gerichte I 
S. 65, S. 257- 265! behauptet in Hinblick auf die Hessische Hofgerichtsordnung, 
das» luilcr dem ,geiiicyncn kcy.scrliehcn beschriebenen rechten“ auch der 
Sachsen- und Schwabenspiegei satnt dem kleinen KalserTcehtc zu verstehen 
sei. Es bedarf dieser Irrttim nicht erst der Widerlegung. — Bei der tirOndung 
des Hofgerkhts zu Marburg wurde bestimmt, dass von den 12 Urteilern, die 
zur Erledigtmg jedes IVozesscs vorgeschricben waren, drei Doctores sein 
.sollten. Die Übrigen sollten der Ritterschaff entnommen werden. In dem 
Grünberger Erbschaffsvertrag vom 8. Juni 1567 gingen die vier Söhne Philipps 
des Grosstnütigen von diesem Zahlcnvcrhälinis ab. Sic verstiessen damit 
nicht nur gegen die bisherige Übung, sondern auch gegen die ausdrückliche 
Ictztw'iilige Be:^immung ihres Vaters. (»Sie sollen das Hofgericht zu Marburg 
mit dreien Doctores erhalten, dazu mit andern Personen von Adel*.) Ihre 
Vereinbarung ging dahin, neben dem adligen Hofrichtcr sechs i^chlsgclehrtc 
Hofgcrkhtsasscssnrcn zu ernennen. Ihnen wollte man, — dies behielten sich 
die Paclscentcn vor, — luu'h einen oder zwei Beisitzer voti Adel hinzuftlgen, 
wenn die» möglich sei. .Seit dem Jahre 1567 führt das Ihr die vier Union 
gemeinsame Hofgericht zu Marburg den Namen „Sammthofgericht". Diesen 
Namen hat cs bi» zu .seiner Aufhebung im Jahre 1810 behalten. Vgl. hierzu 
die Abhandlung von Ledderhose über da.s .Sammthofgericht und f^mmt- 
rcvTsionagericht in Hes-sen fl.eddcrhosc, Kleine Schriften IV) und Stölzcl 
(siehe Anm. 22} S. 427 ff. — Noch eine» anderen Hofgerirhts innerhalb der 
Grenzen de» heutigen Grossherzngtums kann gedacht werden. Es ist das 
Hofgericht, welches 1516 im Erzbistum Mainz errichtet wurde. Nach der 
Hofgcrichtsordnung vom gleichen Jahre Tit. 2 (entworfen von dem Mainzer 
Kanzler Johann Förderer) soll das Gericht mit einem Hofrichtcr, 5 Mitglicdcni 
der Ritterschaft und 5 thKtorcn oder l.iccntiatcn der Rechte besetzt werden 
(Saur, Fasciculu» judiciarii urdini» stngulari» P. 1 f« 4 . 23b). 

*') Lbese Zunahme tritt besonders »eit der Mitte des 15. Jahrh. ein. Sie 
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in die niederen Gerichte, in denen bisher das „ungelehrte Richter- 
tum“ geherrscht”). 

Was bisher als Grundzug der deutschen Gerichtsverfassung 
gegolten, erscheint jetzt als UnglOck. Volksgerichte und Laien- 
richtertum werden als schmachvoll bezeichnet. Wo sich beide 
noch trotz aller Anfeindungen erhalten, führen sie doch vielfach 
nur ein Schattendasein. Hin rcchtsgelehrter Amtmann oder ein 
halbgclehrter Schreiber bildet dann die Seele des Gerichts. fJei 
der geringsten Schwierigkeit entzieht man sich der V'erantwortung 
eines eigenen Urteils und versendet die Akten zum Spruch. 

Jede nähere Darstellung der Reception und ihrer Gründe 
würde ausserhalb des engen Rahmens der vorliegenden Abhandlung 
fallen. Unsere kurzen skizzenhaften Satze wollen nur in die Zeit 
jener tiefgreifenden Umgestaltung einführen, deren Geschichte noch 
geschrieben werden soll. Als ihr Krgebnis ist festzustellen, dass 
formell die Reception am Ende des 15. Jahrhunderts vollzogen ist. 
Seitdem gilt in Deutschland das römische Recht als subsidiär 
gemeines Recht. Die Folgezeit rechnet mit dieser Thatsache. 
Für sie handelt es sich nur um das Ma.ss der Durchführung 
des aufgenommenen fremden Rechts. Dieser Durchführung dient 
vor Allem das 16. Jahrhundert. In seinem V'erlaufe vollziehen sich 
auch jene bedeutsamen ,\endcrungen, welche durch die Reception 
bedingt wurden : die Umwandlung der Gerichte, die Umgestaltung 
des Prozessverfahrens. 

Die Rcchtszustände, welchedurch die Aufnahme des römischen 
Rechts in Deutschland geschaffen wurden, waren keine glücklichen. 
I >er rumanistisch geschulte Jurist kannte nur das römische Recht. 
Nur ihm sprach er bereitwilligst volle Berechtigung zu. Ein 
heimisches deutsches Recht bestand für ihn nicht, oder besass doch 
nur völlig untergeordnete Bedeutung. Vor Allem erblickte der 
Jurist jener Zeit in dem ungeschriebenen deutschen Gewohnheits- 



wird nicht zum kleinsten Teil durch die Md|tlichkeil eines Studiums des 
römischen Rechts an deutschen Universitäten hervorgerufen. 

••I Speciell hessische (wenn schon wesentlich auf den Umfang des ehe- 
maligen Kurlhrslentums Hessen beschränkte! Verhältnisse berOcksichligt das 
stoffreiche Werk vttn Adolf Stolzel, Die Entwickelung des gelehrten 
Richterthums in deutschen 'ferritorien 3 Bde. (Stuttgart, 1873I. Siehe auch 
Kopp a. a. O. 'feil l. S. 391 fg. 
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rechte .schädliche, bose Gewohnheiten“, die auf das Entschiedenste 
zu bekämpfen und zu unterdrücken seien. Er ist als Richter geneigt, 
die Verw-ertung eines deutschen Statutar- oder Gewohnheitsrechts 
mit allen Mitteln zu erschweren, indem er der Partei, welche sich 
auf einen nicht im Corpus iuris enthaltenen Satz stützt, den Beweis 
seines Bestehens auferlegt, ja man geht noch w'eiter. Man be- 
streitet die Zweckmässigkeit und Gerechtigkeit altcingelebter aus 
deutscher Quelle stammender Sätze Nur die rümisch-recht- 
lichen Bestimmungen schienen das Ideal des .iustum et ae<|uum“ 
zu verkörpern. Auf allen Punkten greift das römische Recht Ober 
die ihm durch die geschichtliche Entwickelung gewiesenen Grenzen 
der Subsidiarität hinaus. Dem deutschen Recht droht die Gefahr 
voller Vernichtung. 

Dringend that hier Hilfe Not. Sie konnte nur durch Rechts- 
aufzeichnungen erreicht werden, in denen man die Grenzen zwischen 
dem heimischen und dem fremden recipierten Rechte zog, — in 
denen man gleichzeitig das zusammenfasste, was man erhalten 
wissen wollte. Auch anderen Misständen war nur mit dem Mittel 
der Codificatiun zu steuern. Eine Cudification vermochte wenigstens 
einige der zahllosen Controversen zu lösen, die mit dem römischen 
Rechte in Deutschland eingezogen waren und die Rechtsprechung 
verwirrten. EineCodification konnte durch F’opularisicrung römischer 
Satze die Versöhnung mit mancher Bestimmung vorbereiten, die 
im Rahmen des Corpus iuris, in der Ausdrucksweise der römischen 
Juristen deutsches Rechtsgefohl und -Verständnis erschreckte. 

Eine der ersten dieser Coditicationen innerhalb der Grenzen 
des heutigen Grossherzogtums sowohl, wie innerhalb Deutschlands 
Oberhaupt, ist eine Quelle, tleren Gültigkeit spätere Ereignisse 
beseitigt haben : die Wormser Reformation von 1 498 

FCinen Hcicg hierfllr hicten beispicLsweiMC dir Au.sla««sungcn des Kur* 
p^izischen Landrccht*» Teil IV Tit. ii. Hier wird der dcut^^ihrrchtlichc Satz, 
dass ,wrrm rin Kindt nur die vier WAndt bcschricn, dass alsdann die Khcleut, 
obschon die Kinder vor ihnen sterben, einander denn<H'h one alle Mittel und 
durchauss erben. Item in errungenen und gewunnenen (iOlem, dess Schwerdl 
vnd SpindelthciU halben,* wird da.s WrfangcnschafLsrechl als 
theils bdse, vbermiböige Gcbrftuch* bezeichnet. 

Über ihre Ausgaben vgl. Slobbc, Geschichte der deutschen Rechts* 
quellen II 5 . 33t Anm. 1. Kinr nflhere Untersuchung der.W<»riiiser Rerormation 
mQsste vor Allem mit einer genaueren irntersuchung dc.s Textes und der Ge* 
schichte der Ausgaben beginnen. 
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Kaum eine der zeitgenössischen yuellen zeigt so die veränderte 
Rechtslage, als gerade sie. Mit Recht sagt Richard Schroeder, 
sie habe .durchaus den Charakter eines amtlichen Lehrbuches 
des gemeinen Rechts ohne deutschrechtliche Beimischung“ ■'). 
Auffallender Weise sind wir Ober ihre Geschichte bisher noch 
nicht mit derjenigen Ausfohrlichkeit unterrichtet, die man bei 
einer Quelle von der Eigenart und Bedeutung der Wormser 
Reformation erwarten dürfte. Wir kennen nicht den Namen ihres 
Verfassers. Wir vermögen bisher nur vermutungsweise die un- 
mittelbaren Gründe ihrer Aufzeichnung in der V'erlegung des 
Reichskammergerichts nach Worms zu suchen Wir besitzen 
endlich noch keine Sonderuntersuchung, welche eingehender die 
Quellen der Reformation fcststellte. Für die Quellcnfrage wäre 
m. E. vor Allem die V'erwandtschaft der Wormser Reformation 
mit derjenigen Nürnbergs vom Jahre 1479 festzustellcn. Der Ge- 
danke, hierüber Klarheit zu verbreiten, ist durch Otto Stobbe**( 
angeregt worden. K reilich können die näheren Ausführungen S t o b b es 
nicht auf unbedingte Zustimmung rechnen. Es soll zunächst nicht 
in Abrede gestellt werden, dass sich Beziehungen zwischen der 
Wormser Reformation und derjenigen Nürnbergs nachweisen lassen. 
Offen ersichtlich gleichen sich z. B. die Vorreden beider Quellen in 
einer ganzen Reihe von Sätzen *“). Jedenfalls sind aber diejenigen 

R. Schroeder, RcchtsigeAchichtc S. 83p. Auch Stobbe a. a. O. 
II S. 335 nennt die Wunnscr KefonnaCion „ein zum Gesetz erhobenes 
Lehrbuch.“ 

Wie mir geschrieben wird, soll der in VNorbereitung bchndiidie dritte 
Hand der Quellen zur Geschichte der Stadt W'orms Iheraiisgegeb. von 
H. Uoos) mehrere wichtige Mittriliingen über die Abfassung der Wormser 
Kefürmatiun bringen. Das Ausführlichste bietet über alte diese Punkte rnnrh 
immer Stobbe a. a. O. II S. 331 ff. 

*") Stobbe a. a. O. II S. 333 fg. 

*•) Vgl. die V'orrede der Nttntberger Reformation (In der Ausgabe von 
148BI: „Hicruinb get zu lobe vnd zu hailsamer vnd saeliger merung gcmayncs 
nutzes diser erbem stat, vnd auch der gantzen gemeinde halt ein erber Rat 
In krafl^ gemayncs rechten, Auch au.ss gewalt kcy.scrlichcr vnd kunigklichcr 
freyheit, vnd dcsshalb jrcr oberkeyt vnd regiments, so man czu latein Jus 
magistratus nennet, mit gutem verrate wolbcdechtüch, vnd auch mit Rate der 
hochgelerten gemeiner gcschribner recht, erkant, gesetzt vnd geordenl, die 
hernach geschriben gesetze vnd ordnung zu gemainen statrecliten vnd andern 
gcrichten gemailter siat vnd den jren vnderworften dienende*. Die V'orrede 
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von mir verglichenen Bestimmungen der Nürnberger und Wormser 
Kefurmalion. welche in Korm und Inhalt auffallend mit 
einander übereinstimmen, nicht der Nürnberger Reformation 
entnommen. Sie sind vielmehr umgekehrt aus der Wormser 
Reformation in die Neubearbeitungen der Nümlwrger Reformation 
übergegangen Sie finden sich nicht in den ersten Ausgaben 
der Nürnberger Reformation. Sie stehen dagegen bereits in der 
Originalausgabe der Reformation von Worms "’i. 

Das (ieltungsgebict der VWirmser Reformation umfasste nur 
das Gebiet der freien Reichsstadt Worms. Ihre Bestimmungen 
umschlossen um deswillen auch ein relativ kleines Gebiet. Sie 
grififen vt>r Allem nicht auf das rechte Rheinufer hinüber. So 
verschwand ihre Gültigkeit mit der Kinführung des Code civil auf 
dem an Frankreich 1801 abgetretenen linken Rheinufer für immer. 
Was später noch von „Wormser Recht“ auf dem rechten Rhein- 
ufer galt, war eine kleine Zahl von Verordnungen des Bistums 
Wtu-ms 

<lcr Wonnser Ker«*rmntN>n lauU't (in der OriginalimsK^lx* von 1499I: »So haben 
wir Hurgi-TmeiMer vnd Kau- der alten ert>am Stat Wormbt» mit hohem lly»s 
vnd zytiger Vorbetrachtung» auch mit gutem Vorrat der rechlgrlerten got zu 
lobe vnd crc zu lurdermisji vnd riierung gemein» nuizi*\ vnd vflhemmen ege- 
nantcr vnnscr Stat vnd aller gemeinde, daruff alle vnnser vorsorg vnd trachten 
«eot, krafl\ des gemeinen rechten vnd Ki^misch«T keyaerliclu r vnd königlicher 
fryheiten, Auch vss oberkeit vnnsersH Kegiments genant Jusmagistratus dise 
hicnachgeM'hriben vnnscr stat recht gesetz, nrdenung, Statuta. Polucy. atther> 
kommen vnd gut gewonbeiien, ernftweret reformirct . . . 

Man vgl. bcispieUwcLsc Worms. Ref. Bd. I Tit. 3 mit der Ncii- 
rr<laction der Nürnb. Rcf. T. I 'Pit 2 (»cSs a. Worms. Kcf. Hd. 11 Tit. 1 mit 
Nünib. Ref, T. I Tit. 10 tie«, 2, Worms. Rcf. IW. IV 'I'. i 'l'it. 1 und 2 mit 
^ümb. Ref. Tll. 39 Ges. i und 2. Hierauf Lst binher nicht aufmcrk.sam ge- 
macht Worden. Die Kntcrsitchung des etw’aigcn Kinflusscs der ursprOnglichen 
NOmberger Reformation auf die Wifrinser Reformation muss einer Stmder- 
untersuchung Vorbehalten bleiben. Letztere hisst sich in. L. erschbpfend mir 
mit Hülfe der Handschriften der Nürnberger Reformation oder d«M'|i zum 
mindesten nur unter Verwertung ihrc-s ersten Dnickes vi*m Jahre 14dl an- 
stellen. Mir selbst stand bisher durch Vcrmittliuig der Stadtbibliothek zu 
Nürnberg nur die Ausgabe von 1488 zur Verfbgtuig. 

Ich verdanke die Oberlassung dieser ausserordentlich seltenen 
Originalausgabe dem Kntgegenkommen des Paulus-Museums zu Worms. Vgl. 
über die editio princeps von 1499 Panzer» Annnalen I. S. 2^)9. 

Siebe üben in ^ 2 bei Anm. 52. Lin alphabetisches Verzeichnis dieser 
Wonnser Wrordmingen. welches sich bei den .\ktrii dt-s frfilieren Hofgerichu 

.■5 
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Die Zahl der umfassenden Codificationen steigt im i6. Jahr- 
hundert. Vor Allem sind es süd- und westdeutsche Landesherrn, 
welche dem entschlossenen, von Nürnberg und Worms gegebenen 
Vorbilde folgen. Ks waren nicht nur die immer schärfer hervor- 
tretenden Misstände, — die hoffnungslose Unterdrückung des 
deutschen Rechts, die Unsicherheit des heimischen Gewohnheits- 
rechts, die Unzahl der Controversen — , welche hierzu drängten. 
Alle jene Codificationen erschienen zugleich als Prüfstein der zur 
vollen Staatsgewalt entwickelten Landeshoheit Nicht wenige von 
ihnen, darunter die rechtshistorisch bekanntesten, stehen in nahem 
Zusammenhänge mit dem Kcchtsgebiete des heutigen Crossherzog- 
tums Hes.sen. 

Hereits der Vater Philipps d. Gr„ Landgraf Wilhelm II., war 
dem Plane der Abfa.ssung einer Landesordnung für die he.ssische 
Landgrafschaft näher getreten. Die geschriebene Chronik des 
hessischen Regierungssekrelärs Lauze berichtet hierüber: 

narnistadt befindet, Hihrt folgende KinzelMOrko aut: Ganth*Proccssordnung 

Verordnung betreff, die ClewAhrletstung im Handel des llonivichcs, (Iriind- 
bimen*Zehntverordnung, Verordn, betreft'. die llAtcrObcrgaben von ICIteni an 
Kinder, Verordn. Inveniariswlionen und Vonnundschaften betreff.. Verordn, 
betreff. Kaub, *l'au»ch« und Obügationcn'Ausfcrtigiing (narh einer MiUeiitmg 
des (iros.sh. Staatiarchivs v<iin lo. Mai 1831 hat sich die wormser Regieiung 
nur mit der Ausarbeitung dieser N'erordnung beschäftigt Eine Veröffentlichung 
liabc nicht stattgefunden; die Sache »ei der Kriegsunruhen halber liegen ge- 
blieben.l, Landesordnung im Ihndistiffe Ihr den Beamten (1. Juli 1747K Vcrortln. 
Lotterie und Gluckshafen betreff., Vemrdn. puncto pravitati» usurariae (nach 
einer Auskunft des Grossh. Staatsarchiv» vom 10. Mai 163t haitdeit cs sich 
auch hei der letztgedachten Vcmrdiumg nur um einen Kntwurf; es sei «keine 
^ur zu finden, da.ss solcher genehmigt worden*!, Pönalordmmg wider die* 
jenigen, welche an Häusern, Gärten, Obstbäumen pp. Mmh willen aiLsdbcn, 
Pupillenvcrordnung, Verordn. Stehlen und Rauben durch Abhauen \*on Obst* 
bäumen beir., Steigerungsordnung, Verordn, betreff, die herrschaftlichen 
Schuldigkeiten bei Verganthungen, Vichordnimg, Wrordn. betreff, dk Wechsel* 
ausstellung (v. 4. Sept. 1747 und v. ii. Juli 1771!, Zehntenverordnung (vorn 
1. März 1757), Zehnten von I)ickwuri:c]n (v. 1 Juli 1763.) Inwieweit diese 
Verordnungen noch gcgcnw'ärtig Goltigkcit besitzen, soll im 
§ 4 fcstgcstclit werden. 

Abschriften dieser Verordnungen befinden sich in den Akten des 
früheren Hofgerichls zu Darmstadl, betreff, das in den Ortschaften des ehe* 
maligen Amtes Lampertheim geltende Recht (Archiv des Landgerichts Darm* 
Stadt). Die Abschriften sind den Akten des Bistums VV^trms im Gros.sh. Haus* 
und Staatsari'hiv entnommen. 
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(l^ndgraf Wilhelm II. | vernatn,- das der Krbfelle halber 
„in .seinen h'tirstenthumben vnd Graucschafften so mancher- 
„hand grosse N'nordnung vnd vnrichtigkeit were vnd gebraucht 
„würde, da.s auch aus solchen wiederwertigen vnd vngleiehen 
„Rechten nichts gutes, sondern ein ewiger zanck vnd ander 
„Vbcl folgen muste; Beschreib er alle vnd jede Stedte in 
„beiden f'ürstenthumben sampt den Graucschafften, Ime in 
„seine Cantzeley von allen iren landbreuchen, alten Gewon- 
„heiten vnd Statrechten, sonderlich die Erbfelle belangende, 
„einen wharhafftigen vnd glaublichen bericht, vnder iren 
„Sigeln verschlossen zuzuschicken. Den er were bedacht, 
„durch seine Erbare vnd Hochgelerten Rethe treuen Ratli 
„vnd Verstand eine gemeine Land Ordnung vnd gleichme.ssig 
„Recht setzen vnd begreiffen zelassen, wie es allenthalben in 
„Erbfellen liegender vnd fremder guter, solte gehalten werden, 
„damit die arme \ nderthancn .stets wissen konnten, was in 
„jederen fall das Recht were, vnd sie hinfurter nicht zu 
„aussvbung vnd erlcrnung des vngewissen Rechten solche 
„grosse mühe vnd vnkosten dorften anwenden“.“) 

Das Unternehmen selbst blieb ohne Ergebnis. Welches die 
Gründe waren, die sein .Scheitern herbeifohrten, ist unbekannt“). 
Wir .sind nicht einmal darüber unterrichtet, ob ein oder der andere 
Bericht dem Aufträge gemäss bei dem l„andgrafen eingelaufen ist. 

Seitdem ruhten die Versuche, eine Regelung des geltenden 
bürgerlichen Rechts zu erreichen, in Hessen nicht. Nur unter 
Philipp dem Grossmfltigen trat hierin ein Stillstand ein. Philipps 

’*) Citiert nach Kopp» Ausführliche Nachricht von der Alteren und 
neueren Verfassung der Geistlichen und Civihüerichtcn Rd. I S. 64. 

La uze »agt a. a. O. : «Was aber diese hochnothige Verordenung auf- 
gchaltcn oder verhindert hat , das sic ire cndschaA nicht erreicht, noch inns 
wcrck kommen, welss k*h nicht zu berichten." Betröbl über die Erfolglosig- 
keit der Versuche fhgt Lauz e noch hinzu : «Wie hoch von noten vnd nützlich 
die aber gewesen were, können verständige leutc wohl erachten, doch aller- 
meist diejenigen, welche selb» wissen vnd teglich erfaren, das schier ein jede 
Stat vnd Ampt in solchen Sachen einen besondern brauch vnd gewonheit hat, 
der keiner mit dem andern allcrdingc vbcrkominet, der halben auch der ge- 
richtlichen zancke vnd Hadder kein EikJc noch moiss ist, vnd man schier 
hedorfl^c das alle tage gcrichtc wirden gehalten, welchen wir alle gchbriget 
weren, da angezogene Ordnung iren Vorgang gchalH vnd nicht were dahinden 
blieben.“ 
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Interessen lagen auf anderen Gebieten. Die Kragen der Religion 
drängten alles llbrige in den Hintergrund. Kereits unter seinen 
Söhnen aber zeigen sich immer und immer wieder erneute Ansätze, 
das erstrebte Ziel zu erreichen. Durch ein Ausschreiben vom 
36. November 1572 |abgednickt in Job. Georg Kstors Mar- 
burgischen Beyträgen zur Gelehrsamkeit 3. Stück (Marburg 1749I 
S. 3 fg.| wiederholt lumdgraf Ludwig von Oberbessen an sämtliche 
Städte seines Landes den Auftrag seines Grossvaters, ihre Sonder- 
rechte aufzuzeichnen und einzusenden. Der Befehl geht auf die 
Aufzeichnung des Erhfolgerechts unter Ehegatten, des Rechts der 
Einkindschaft und des Abtriebs. Freilich scheint die Absicht des 
Landgrafen Ludwig weniger die gewe.sen zu sein, durch das 
Mittel der .Aufzeichnung rechtserhaltend in I linhiiek auf jene Son- 
derrechte zu wirken. Sein Ausschreiben an die Städte spricht 
von .bOsen gewohnheiten“, die „hin und wieder wären, dadurch 
je bisweilen auch die kinder von ihren eitern, wie auch der nechste 
blutsverwandte, von ihrer abgestorbenen freunde hinterlassene 
erbschaft gantz und ziemlich ausgeschlossen werden Ihre 
.Änderung und ihre .Abschaffung dem römischen Rechte gegenüber 
wird in Au-ssicht gestellt. Kur wolle man — so erklärt der Er- 
lass — hierzu nicht schreiten, „man habe denn zuvor eine gewiss- 
heit, wie es mit etlichen benannten unterschiedlichen fällen, nach 
gemeiner stadt- und landbrauch bis dahero sey gehalten worden.“ 
Die geforderten Berichte gingen ein. Der Abdruck in Estor’s 
„Marburgischen Beyträgen“ ’*t enthält den Stadt- bezieh. Land- 
brauch von Marburg. Kirchhain, Frankenberg, .Aliendorf an der 
Lumda, Biedenkopf, Ro.senthal, Blankenstein, Battenberg, Gies.sen, 
Grünberg, .Alsfeld "’), Kirdorf, Homberg an der Ohm, Staufenberg, 



’*) .\ni .S.-l»Iüs-«- l'Ofit das Iarid);raniclit- Au-a-hrciben iKs-h hinzu, cs sei 
.auch des nchcrcn Icaul's und abtrichi wegen bisher vielerhandc zanrk und Wider- 
willen ge-ipfthrt* worden. Deshalb sei tler (.andgraf „nichl weniger derselben, 
als auch dem erbfäll halben .... gewisse Ordnung und inass zu geben ent- 
jkchlffSM.'n*'. 

*‘l V'gl. f»bcn iin Text. 

Ich vcrwelÄc filr Alsfeld spccicll noch auf \V. Ci. Soldnn, Zur Ge* 
M'hichtc der Stndt Alsfeld, (ikssencr Ciyinnusialprograitmic 1861, idta. Ini 
Pro^p'amni von 1861 Hnden sich S. 40 fl', zutreffende Ausführungen über die 
ang« blichcn Statuten der Stadt zMsfeld. 
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HütlenlMTg; und aus der Bolcn Strudf"’*). Zu einer legislativen 
V'erarbcitung oder zu anderweit entscheidenden Schritten kam cs 
jedoch nicht. Praktische Bedeutung besitzt für das gegenwärtige 
Kechl des Grossherzogtums I lessen von ihnen nur noch die Auf- 
zeichnung des Stadt- und Amtsbrauchs von Grün- 
borg "”t. Sie gilt noch heute im Umfange des alten .Amtes Grünberg*"). 

Auch in dem Kernlande des heutigen Grossherzogtums, der 
Ober-Grafschaft Katzenelenbogen, be.schäftigte man sich mit der 
Ordnung des bürgerlichen Rechts. .Nur war man hier dem 
heimischen Rechte ungleich freundlicher gesinnt, als in dem Teil- 



Kincn Auszug bicrau:<> hielte die ^u»ainmrnstelhing des tbrstliciien 
Kates Johanne!» Klotz. Ahgcdruckl findet sich die^elhe fiel Scnckcn* 
herg, Seletia iurU et historiariirn tum aneedota tum iain edila sed rnriora 
r«>m. III 0735) pg. 365 fl*. Über Klotz seIhM siche Se 11 c k cn b c rg, De 
iiirc llassnrum privato antiqu» et h«Klierms 174a pg. 3t. 

**t Ahgednickl mit miwe.scntlirhen Ahweirhimgeii bei Kstor a. a. <>. 

73 78* ferner bei Glaser, Beiirrtgc zur Gc.vhH’htc der Stadt Grttnberg 
iBp S. a|2- 346, bei riareis, Die Krnmgcns»*haft‘ißcmcin.srhaft Jn den alt* 
hcsi^ischrn GebietÄtheilcn der Provinz Oberhessen (I.iidwig!»prograinm f8B5J 
S. 26 ft', inarh einer Handschrift im (irossh. Staatsarchiv zu Darmstadtl, iin 
Archiv fbr praktische Rechtswissenschaft n. K. Hd. Xlll <3. Folge FW. 11 ) 1883 
S. 95 — 97 fmitget. von Zimmermann) und endlich Im Archiv n. F. Hd. XV 
13. Folge Hd. IV) S- 52 ff. (mitget. von O. Becken. immermann gibt 
nur einen Teil des Amtshrauches wieder, auch bei Fleck er fehlt das 5. Ka- 
pitel Ober den Nftherkauf. 

••) Der GrOnberger Stadt- und Amlsbrauch gilt in AUenhain, 
Kellershain, Bemsfcid, Flensungen mit Flensungcr llof, Gftbclnr»Hl, (ii*Onberg, 
Harbach. Ilsdorf, Kirschgarten, Lauter, Lchnheim, Lindenstruth, Lumda, Mciiau, 
Nieder-Ohmen, Queckborn, Kheinhardshain, 5 ^scn mit Hollebach, Vctlzberg * 
mit Vierberg, Stangenrod, SitK'khausen, Weickartshain, Wcllsaasen. Für 
Winnerod ist die Frage bestritten, in. K. aber zu verneinen. Gareis druckt 
a. a. O. S. 29 den Bericht des vormaligen l^indgerichts (irOnberg Ober die 
(iültigkeit de.s Stadt* und Amtabrauchs ab. Becker sieih a. a. O. S. 53 
Anm. 3 genauere Nachrichten Ober die LHcenntnisquellen der gewohnheiLv 
rcchllicbcn Geltung des Keditsbrauches zusammen. l»er ini Text erwähnte 
Giessener Sudlbrauch ist ausser bei Estor a. a. O. S. 63- 73 auch in der 
I. Beilage zu der Giessener Dissertatio de iure observantiae ac oonsuetudinis 
in causis pubiieis privatisve, Praeses Senckenberg, Defensor J o h. II e n r. 
Adolph (1743) ahgcdruckl. Kr ist vbllig ausser l'biing. Gelegentlich sei 
ferner bemerkt, dass in (iics.scii aucli kein .Stadtbrauch bezogiieh des Fenster- 
rechts und des Wrbots zum Hbherl>au(*n besteht. Vgl. Zi minermann, 
Simderrtchle S. 7. 
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gebirlf 1 -andgraf l-wlwigs von Oberhcvscn. Der regivrvndf I.and- 
graf, Gforg I., gab selbst den Anstoss für das Unternehmen. Sein 
Auftrag richtete sich an seinen Kanzler Johannes Klein- 
Schmidt"). Ihe AtisfOhrung scheint dem erteilten Befehle ra.sch 
gefolgt zu sein. Der Kntwurf einer Landesordnung mit angeführtem 
l.andrecht wurde fertig gestellt •*). Wann dies geschah, ist nicht 
zweifellos und unbestritten. Neuere Untersuchungen “I treten dafür 
ein, da.ss wir weiter zurückgehen müssen, als dies bisher angenommen 
wurde. Nach den .Aufzeichnungen eines .Nachkommen Klein- 
schmidts ist der Kntw'urf 1369 gefertigt worden **). Damit würde 
harmonieren, dass der Kntwurf der Katzenelenbogener Landes- 



‘M Vgl. Ober seine l*crsönliohkeil Slriedcr, (irundlage zu einer 
hrs.sischcn Gelehrten* und SchnfLstellcr*(ie»chichtc Bd. VII (1787) S. 143 M‘. 
Klcinschinidt lebte von 1536 bis 1^7. 

IXc l.^ndc5i>rdnung zerfallt In 3 Telle: I. eine »dirlstlichc Policey* 
Ordnung*, II. „von den Contracien" IQber Darlehen. Wui’her, Kaurgfi<'hafte, 
Abtrieb, UOrgschaft, Pfandrecht, Concurs, Arrest, Schuldprores'-tl ; III. „von Vii’tti* 
allen, nothwendigen Handwerken, TaglOhnern und Dienstb<»ten.'' Angefogt int, 
— ohne Bezeichnung als vierter Teil, das „Landrecht der Obergrafschaft 
Katzenelenbogen*. — O. Slobbe macht a. a. O. Bd. 11 S. 377 Anm. 36 mit 
Reicht darauf aufmerk$uim. dass In unsrer tjuelle der Name „l^ndrccht* und 
.Landesordming* wechselwel.se gebraucht wird. 

•*1 Vgl. Ludw'ig im Archiv fftr praktische Rechtswisscaschafl n. K. 
Hd. XV, 2 - (selbständig paginirtesl Heft S. 46 ff. — V'on älterer IJtcralur siche 
Homh^rgk zu Vach , Comment. lur. Hass. (Marburg 1781! pg. 69, v. Zangen, 
Beyträgc zum teutsrhen Recht Teil a S. ao8, v. Zangen, Praktische Be* 
merkungen zu der Lehre vom Ablricbsrcchtc (1600) S. 27 fg. 

Aul' den von Ludwig a. a. O. S. 46 weiterhin zur Altersbestimmung 
verw'crtdeii Kintrag in Register der Grossh. Hofbihliothek mbchle ich (obwohl 
er die im Texte gegebene Altersbestimmung uniersHMzt) kein Gewicht legen. 
Sollte nicht diese Zahl durch ein Mis.sverstandnis aus dem Innern des vorderen 
Einbanddeckels der einen Handschrift (s. u.| in das Register Qbcrnnmmcn sein? 
Mir sind samnuliche Handschriften des Katzenelenbogener Landrechts der Hof* 
hibliothek zu Damtsladt aus eigener An.schammg bekannt. Bei allen handelt 
es sich um spätere Abschriften: Hand.schrift Nr. ia6 und Nr. 268 entstammen 
dem Ende des 17. oder dem Anfänge des 18. Jahrh , Handschrift Nr. 3671 imd 
Nr. 3318 dem 18. Jahrh., die Handschrift Nr. 1569 ist nur ein Extract. Als zMtrrsbc* 
stimmting dient der Vermerk „Johann Sebastian Mcngcr 1684.* Das 
Gms-sh. 5 Haat.sarchiv besitzt (nach einer Auskunft des Herrn Staatsarchivars 
Dr. Wyssl von der gleichen (Juellc mir Teil I in einer Niederschrift von cca. 
1600 und Teil I — III in einer Abschrift vom Jahre 1790. 
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Ordnung vermutlich vor den sofort zu nennenden Entwurf einer 
gesamthessischen Landesordnung zu setzen ist“). 

Die von Kleinschmidt verfasste Arbeit blieb zunächst 
liegen. Den Grund hierfür dürfen wir m. K. in den Versuchen 
der Söhne Philipps d. Grossm. erblicken, die KechLsverhällnisse 
aller hessischen Kinzelgebiete durch eine Gesamtcodification *“) zu 
regeln. Erst nach dem Scheitern dieser Plane*') trat Landgraf 
Georg I. mit dem Entwürfe Klein Schmidts offener und be- 
stimmter hervor. Er sandte den Entwurf am i. Juli 1589 an das 
Hofgericht zu Marburg mit der Aufl’orderung, unter Zuziehung 



^'1 Pamil sind }cdocJi die l’ntcrsuchungrn nach der AltershrstiimminK 
des Kniwurfes m>cli nicht abgcschUisscn. Kftr Sonderstudien Ivor Allem auch 
fOr nrehivalische KorscluinKcn) bleibt noch manches zu thun (Ihrig. Auch auf 
das V'erhaltnis des Katzenclcnlwgcner und des Soimscr l^ndri'chts mCKsic 
zum Zw'cckc der Altersbestimmung Nachdruck gelegt werden. Bisher Ist dies 
v<*klUg unterlns.sen worden. Nicht minder bietet in anderen Fragen die Landes- 
f»rdniing (spccioll das Landt'cchtl der Obergrafschaft Kalzcnclcnbogcn noch 
reichen Stofl' zu rcchtshistorischen Ihuersiichungen. V'or Allem käme es dar- 
auf an, seine Quellen und seine Stellung zu dem bisherigen Rechte der Ober- 
grafsehaü Katzencicnbngcn zu bestinitiicn. Weitere Untersuchungen mussten 
iuch mit der Ausgrstaltiing des Landrechts in der IVaxis und mit seiner Be- 
deutung Ihr die (icgcnwart hcschAüigcn. 

•*) Auch hierfür kam ein Kntwurf zu Stande. Sein N'erfasser war der 
Kanzler Reinhard Scheffer. V'gl. hierzu Ludwig a. a. O. S. 47 fg. 
und Roth u. von Meibom, Kurhe.Hsischeh Privatrecht I S. 49. Ikr fclnl* 
Wurf ist in Geisels Teutsehem Corpus Juris HiK'h IV' S. 392 522 verAflent- 
lieht, — Nur kurz soll endlich des letzten Versuches gedacht werden, eine 
Gesamtcodincation für die heasLschen Territorien zu erreichen. Das Unter- 
nehmen bedeutete das Fricdenszcichen fttr die beidtui bisher verfeindeten 
hessischen Linien. Bereits 1651 wurde von HcH.scn-Kassel und ficssen-Darm- 
Stadt eine aus Mitgliedern der l'nivcrsitatcn Marburg und Giessen, sowie aus 
Richtern der obersten (Jerichte bestehende Commission eingesetzt. Durch 
mehrere Jahrzehnte zogen sich die Arbeiten hin. Das Ergebnis bildete der 
uinl^ngliche ,Eiilwurfl‘ des Ober- und Niederftrstenthumbs lles-sen, wie auch 
darzu gehörigen Graf- und HcrrschaAen Gemeinen uikI Sambl-l^ml-Rcchts“. 
Der stark romanisicrendc Entwurf ist nicht gedruckt worden. För einige nähere 
Hinweise vergleiche man Roth u. von Meibom a. a. O. I S. 50 ff. 

Roth u. V. Meibom a. a. O. Sehe auch B. W. Pfeiffer, Ge- 
schichte der landsUndischen \^crfa.ssung in Kurhes-sen (Kasse! 1834) S. 67 u. 
S. 70. Ffir die nochmals, nach dem Ende des dreis&igjilhrigen Krieges, ge- 
machten V'ersuche, ein gemeinsames hessisches Landrecht zu schaffen, sei auf 
Roth II. V. Mcihnm a. a. O. .S. 50 ff. verwiesen. 



Digitized by Google 




7 ° 



einiger Mitglieder der JuristcnfacultSt zu Marburg eine sorgfältige 
l’rüfung des Entwurfs vorzunehnicn und die besserungsbedürftigen 
Punkte anzugeben '"l. X'ergcblich bemühte sich das I lofgericht, 
den I,andgrafcn von seinem f’lane abzubringen. Der Ijndgraf 
beharrte nur um so entschiedener auf seinem V'orhaben. Als er 
dann merkte, dass das Hofgericht die Angelegenheit hinauszog und 
alle Mahnungen des Landgrafen um Rücksendung des Klein- 
schmidt’schen Konceptes unerfüllt liess, wurde er ungeduldig. 
Er befahl nunmehr in einem äusserst heftigen Schreiben vom 
i6. Februar 1591 die sofortige Rückgabe des Entw'urfs *'). 

Man sollte meinen, dass nunmehr nach der Rückgabe des 
Entwurfs an den Landgrafen eine formgerechte officielle 
Publication erfolgt wäre. Eine solche ist jedoch, soweit .sich 
bisher übersehen lässt, niemals vorgenommen worden '"). Es liegt 
vielmehr lediglich eine thatsächliche Einführung des 
Entwurfs in die Praxis vor. Erleichtert wurde dic.se Ein- 
führung durch den Umstand, dass es sich bei diesem Entwürfe, 
speciell bei seinen privatrechtlichen Bestimmungen, wesentlich um 
bereits bestehendes Recht handelte. Die.ses bestehende Recht 
hatte im Entwurf eine sichere Formulierung gefunden. Der Entwurf 
entsprach also in.soweit sogar in hohem Masse den Wünschen 
der Praxis. Über die Gültigkeit derKatzenelenbogencr 
Landesordnung, speciell des Landrcchts*') als ge- 

Vgl. Ludwig .1, a. O. .S. 49. Daselbst findet sich auch das Schreiben 
angcfilhrt, mit dem Landgral Georg den Entwurf Hbcrsendctc. 

*“l Siche Ludwig a. a. O. S. 50. 

^1 Dem „Landrecht der Obergrafschaft Katzcnelenbogen“ ist ein die 
[hiblicatiun verütgendes Edict vorangeschiclct. Dassc-Ibe ist undatiert und ohne 
Unterschrift, Wie Ludwig a. a. O. S. 50 richtig bemerkt, ist dieses Edict 
lediglich „eine Kopie des dem Kleinschmidt'schen L'oncept des Landreclits bei- 
gehefteten P r o j e c t s eines solchen Edicts.“ 

“1 Den Inhalt des Landrechts bilden, wenn wir hierbei in der Titelein- 
leitung die bei Anm. 55 genannten Ausgaben zu Gninde legen, folgende 
Materien: Teil I Titel 1: V'on Aufborgung Gelds, Wein, Kom u. Anderes etc.; 
Titel a: Von wiicherlichcn Pacten und Gedingen etc.; 1 'itel 3: Vom Kaufen 
und Verkaufen; Titel 4: Vom Abtrieb und Naherkauf; "litcl 5; Von Httrg- 
sehaften; Titel 6: Von Pfandschaften ; Titel 7: Von der Priorität, der Gläubiger 
etc.; Titel B: Vom Arrestiren und Kuemmem; Titel 9: Von V'erhetfung in 
Schuldsachen. Teil II Titel i; Von den Ehesiiftungen ; Titel 3: Von der Ein- 
kindschaft; Titel 3: Vrm Erbschaften der Ehlelrtc; Titel : Von hinterlas.senen 
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schricbener Quelle, bestand und besteht auch heute 
kein 2weifel'*|. 

Die Verbreitung unserer Quelle erfolgte zunächst nur hand* 
schriftlich. Dass man damit ausreichte und an keine Vervielfältigung 
durch den Druck denken musste, erklärt sich wohl nvir durch das 
immerhin beschrankte Geltungsgebiet der l-andesonlnung. Krst 
1779 wurde sie von Chr. von Selchow im ersten Bande des 
„Magazins für die teutschen Rechte und Geschichte“ veröffentlicht. 
B<*kannt wurde sie damit nur wenig. Denn noch 1 789 behauptete 
Hofmann in seinem Handbuche de.s teutschen Kherechts 1^212): 
„Der Kleinschmidt’schc Kntwurf sei noch niemals zum Druck be- 
fördert worden“. Späterhin ist speciell das Landrecht noch zwei Mal 
gedruckt worden'^*); beide Mal unter dem lilel „Landrecht der 
obern Grafschaft Kaizenelenbogen“, mit dem Druck- und Verlagsort 
Darmsladt. Als Wrleger wird auf der älteren dieser beiden Aus- 
gaben J. F. P. Stahl und H. C. Caselmann, auf der jüngeren „Carl 
Stahl. Grossherzoglicher Cabinetsbuchdrucker genannt.“ Keine der 
beiden Ausgaben trägt eine Jahreszahl. Die ältere wird regelmässig 
dem Jahre 1795 zugewiesen Feste Anhaltspunkte liegen hierfür 
nicht vor. Jedenfalls gehört aber die Ausgabe der ganzen Aus- 

Scliuldeo Uer Ehfleul etc.; Tilfl 5: Vmi Tesuunenten and and«rm Ictztrn 
Willen; Titel 6: Von Kii>M’haAen , so t*lme Testament oder andere Vor- 
l^flchtnis^ liintcrlasson werden; *ritel 7: V'on Annehiminü; der Krbschaft und 
vtiii der VertheiluiiK; Titel 8: Von Vormundschaften; Titel 9: Fi*rm des Wir* 
mOndereidts; Titel 10: Form des Curau>ris Ixuiorum Eid; 'dcel 11: l’u^efehr- 
liche Fi>rm des Inventani; 'Titel la: F«>rm der Kechiiun){. 

l)«-se Feststellung schüesM dir Mi^glichkeit eitler Kritik n:t»'h Art 
der Von Ludwig; a. n. (>. S. 52 ff. an das KutzcnelnilH^gner l..andrecl)t 
legten Kritik nicht principiell aus. Von Literatur 2um Katzenelenbogener 
Landrecht siehe vor Allem Bopp, Beiträge zum VerstflndniHM* der vier 
mittelrheinischcn Lnndreehte 1. Teil fDarmstadt S. 95 ff und die da- 

selbst Angefhhrtcn. 

“I Bei. I S. ^75" 684. 

“I Jedenfalls besitzt die (irtisshcrzoglichc Hofbibliolhek , ausser der- 
jenigen bei V. Selchow, mir diese beklon AusgalK'ii. Auch nnderweii angc- 
stellte Nachforschungen haben keine neue Ausgabe zu 'Tage gefördert. 

Sic wird an mehreren Stellen (so hei Stobbe II S. 377 Amn. 35, 
L u d w* i g a. a. O. S. 51 u. ö.) ohne orientierenden Zusatz unter dieser Jahres- 
zahl citiert. v. Zangen, Abtriebsrecht S. a8 giebl abweichend die Jahres- 
zahl 1796 an. Schon diese Differenz muss Bedenken erregen. Die jftngcre 
der beiden Ausgabc-n finde ich nirgends erwähnt. Beide Ausgaben stinmien. 
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stattung nach dem Ende des i8. Jahrhunderts an. Für die jüngere 
der beiden Ausgaben bietet der Zusatz „Grossherzoglicher Cabinets- 
buchdrucker“ einen Anhalt. Dieser Zusatz führt uns notwendig 
auf die Zeit nach dem Jahre 1806. Andererseits dürfen wir über 
das Jahr i8o6 nicht weit hinausgehen. Druck und Ausstattung 
der Ausgabe weisen auf den Beginn des 19. Jahrhunderts. — 

Cjleichzeitig mit diesen hessischen Codificationsarbeiten entsteht 
für die benachbarten solmsischen Gebiete eine Quelle, welche für 
das bürgerliche Hecht innerhalb der Grenzen des heutigen Gross- 
herzogtums von tiefgreifendster Bedeutung geworden ist: „Der 
G rafftschafft Solms und Herrschaften Minzenberg, 
Wilden - Felss und Sonnenwalt etc. Gerichts- und 

I. a n d o rd n u n g * Ihr Verfa.sser ist einer der ersten Juristen 
seiner Zeit, der Frankfurter Syndikus Dr. Johann Fichard'’“|. 
Bereits im Beginn der sechziger Jahre des 16. Jahrhunderts hatte 
der Secretarius Gerhard Terhell zu latubach den Auftrag 
erhalten, eine Gerichts- und l.andesordnung für die Solmser Gebiete 
zu verfassen. Der Entwurf T e r h e 1 1 s wurde dem Syndikus 
Fichard, der als Kechtsconsulent mit den Grafen von Solms in 
näheren Beziehungen stand '"), zur Begutachtung Obersendet. Bei 
der Prüfung der übersandten Arbeit stellte sich heraus, dass 
Terhell seiner Aufgabe nicht gewachsen war. In Folge des.sen 
betrauten die Grafen von Solms nunmehr Fichard selb.st mit der 
Abfassung einer Gerichts- und l,andesordnung für ihre Territorien 
Fichard vollendete die Gerichtsordnung im August 1569, die 

abg<.*sehen von kleineren Vcrsrliic-üenheilen in, der Schreibweise, mit cimimler 
durchaus Qberein. 

**1 Cber die Persönlichkeit und Wirksamkeit Fichards (1512—1581! vgl. 
Stobbe a. a. O. H S. 41 fi*. und die daselbst Angeführten, Frankfurter Archiv 
n)r altere deutsche Literatur und Geschichte Bd. I, U, 111 , ferner Bopp, Bei- 
trage 1 S. I f)V, Fuchs an der in Anm. 58 citierten Stelle, Stintiing in 
der Allgem. deutsch. Biographie Bd. V'l S. 757- 759. Die Autobiographie 
Fichards (Frankfurter Archiv 11 S. 3~53) reicht bedauerlicher Weise nicht 
bis zu den höheren Jahren seines Lebens. Auch sein Hi<^raph Heinrich 
Pctracus (Fichardi Consilia. Darmst. et Gissae 1677 Vll — XVI. De 

J. Fichardi ortu, totiusque vitae curriculo et obitu. Narratio H. P. Hardesiani 
berichtet über die Ausarbeitung der Solmser Gerichts- und Landcsordmmg nichts. 

Walch, Vermischte Beitrage zum deutschen Recht III T. S. 341 fg. 

•*! Fuchs, Zur Geschichte der Sidmaer Gerichts* u. Landordnimg, Zeit* 
S4*hrift 8)r Rechtsgcschichte Bd. VIII S. 270 fg. 
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Landc-sordnung im Juli 1570. Im Frühjahr 1571 wurde der Druck 
der Rechtsquelle fertig gestellt Am 4. April 1571 erfolgte die 
Puhlication der Gerichts- und Landesurdnung als Gesetz '“'1. Die 

Nur die erste bei Johann Wolff in Frankfurt a. M. gedruckte und 
verlegte Ausgabe besitzt oihcicilcn Charakter. Eine unbedingt sichere Ent- 
scheidung darüber, ob zwbt'hen der Ausgabe von 1571 und derjenigen von 
1599 noch eine wehere tunbekannte) Ausgabe von 1571 oder 157a liegt, ver- 
mag ich nicht zu erbringen. Stobbe »tcUi a. a. O. II S. 379 Anm. 43 mit 
Rücksicht auf eine Mitteilung Fichards eine dahingehende Vermutung auf. 
Jedenfalls besitzt das Solmser Archiv zu Laubach, welches in seinen Bestünden 
gerade ftlr diese Frage am ehesten massgebend .sein dürfte, keine Ausgabe, 
w'cichc diese Annahme unterstützte, tline derartige Annahme wird dadurch 
niH'h zweifelhafter, dass die zu Lieh bei Nicolaus Erben 1599 erschienene 
Ausgabe nach einer Mitteilung des Grfttlieh Solmsischcn Archivars Dr. Rocschcn 
den Aufdruck »zum andern (i. c. zwcitcnl Mal gedrtickt* zeigt. Nun berichtet 
jediK-h Kichard selbst tSc neke n be rg, Sclccta I pg. 5061, die enMe Ausgabe 
von 1571 sei so rasch vergriffen gcwc.scn, dass der Drucker eine zweite ver- 
aastaitet habe. Dass damit die Ausgabe von 1599 gemeint .sein könne, ist 
ausgeschlossen, weil Fichard ihr Erscheinen nicht erlebte. Beruht deshalb 
die Angabe Fiehard.s auf Wahrheit, .so lässt sich eine i.ösung nur in der 
Annahme finden, dass Wolff noch im Jahre 1571 mit den Lettern und dem 
Titelblatt der ersten Ausgabe eine der ersten Ausgabe völlig gleiche 
zweite Edition veranstaltete. Es wäre, um hierüber unbedingte Klarheit zu 
erlangen, die Vergleichung einer grösseren Anzahl von Ausgaben des Jahres 
1571 notwendig. Vielleicht, da.ss sich aus geringfügigen Abweichungen etn 
sicheres Ergebnis fcststellcn Hesse. — Cher die Angaben im Allgemeinen 
vgl. Walch, Vermischte BcjtrAgc II S. 545 ff., 111, 341 ff., v. d. Nahmer, 
Handbuch des rheinischen ParticuJar-Rechts Bd. I S. XXXIX. Die Ausgabe 
von 1571 enthält den Titclaufdruck »Deren Gravcschalftcn Solms vnd Herrschaftt 
Mintzenberg Gerichts Ordnung vnd Landrecht“. Die oben S. 72 citierte aus- 
führlichere Angal>c wird häufiger verwertet, so von Bopp I S. i u. a. 

*•) Das bürgerlich rechtliche Material enthält der zweite Teil mit dem 
Titel »Von den Landtrechten deren Graucschaft'tcn Solms vnd Herrschafft 
Mintzenberg“. Die Originalausgabe von 1571 lügt hier ein neues Titelblatt 
mit dem Solmser Wappen und mit nochmaliger voller Angabe des Druckers, 
I>ruckortcs und -jahres ein. Der zweite Teil beginnt auch mit einer besonderen 
Vorrede, in welcher darauf hingcw'icsen wird, d.iss , neben den Landtrechten so 
im brauch gewesen, auch allcricy missbrcuch mit der Zeit cingeschlichen vnd 
cingcwurtzclt dcrma.«scn, dass dieselben Anders nit als für Recht gehalten, 
auch darauff in den Gerichten erkennt vnd gcurtheylt worden“. Hierdurch 
und durch die mangelnden Rechtskcnnüiissc der Schöffen hätten sich vielerlei 
Übelständc ergeben. »So haben wir der fürnembsten Hendel vnnd Sachen 
halben, so am mcislcn bey dem Gcmcyncn Mann sich zutragen, nach gelegen* 
lieyl vnscr Graucschaiften vnd vnderthanen, auch ein schrifftliche Ordnung 
fdoch auff das cinlältigest, damit sic desto vcrstcndtlichcr) verfassen vnd .stellen 
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gesetzliche Verkllndigung wurde von dem Grafen Philipp zu 
Solms-Hraunfels filr sich, gleichzeitig als Vormund der beiden 
Sohne des 156t verstorbenen Grafen Kriedrich Magnus zu Solms- 
Laubach und überdies von dem Grafen Krnst I. und Kberhard zu 
Solms-I.ich vollzogen. 

W'ir mussten im Vorangehenden regelmässig das Lückenhafte 
der bisherigen rechtsgeschichtlichen Untersuchungen betonen. Im 
Hinblick auf die Soim.ser Gerichts- und Landesordnung sind wir 
verhältnismässig günstiger gestellt. Die Literatur ist eine ungleich 
reichhaltigere und wertvollere"'). Vor Allem sind wir auch über 
rechtshistorisch wichtigere Kinzelfragen, beispielsweise über diejenige 
der Quellen der Soim.ser Gerichts- und Landesordnung, durch 
Sonderuntersuchungen genauer unterrichtet"*). Als wichtige Inter- 
pretationsmittel dienen ein Mal die Briefe und Schriften Kichards. 

lassen, Deren nnehgcdaehic vnsere Vndenhanen inn jhren t'nntraeeien, Hand- 
lungen vnH OcschoflFkcn , auch die .Schetfen an den Vndcrgcrichlcn in jhren 
rechtlichen erkeiitnussrn sich richten sollen." An diese Vorrede schMcssl sich 
eine Darstellung der Wrträge: und zwar i.eihevertrag (»Von i.eyhen in 
gemeyn", Lcyhen deren ding, so mit der zai, gewicht vnd mass gelirftert 

werden“, «Von I.eyhen anderer beweglicher ding vnd haab*, «V'on dem I.eyhen 
beweglicher güter vmb ein bestimptes gridt I.ocatum genannt“. «Von vcrley- 
hung vnd versiendlnus leygendcr güicr", «V’on der Erbleyhc“, «Von I.andsidcl 
Icyhe vnd dem Landsiedel Recht" I. Depo.situm, Tausch, Kauf, Retract < Abtrieb). 
Schenkung, Pfandvertrag, Bürgschaft, Vergleich, Hierauf folgt ein umt^nglichc^ 
Lherechl, weiterhin die Regelung der Kinkindachaft, des Vormundschaftsrcchts, 
des te^mentarischen und des Intestat'Krbrechts und specicll dc"S Erbrechb« 
des überlebenden Khegalten. Das Landrecht endet mit Bestimmungen über 
Servituten, über «das Sleinsetzen“ (da.s Setzen von fircnzslcincn) und über 
die Verehrung. 

**) V. Kaniptz. Die Provinzial- u. statutarischen Rechte in der Preussi- 
*Miu'ii Monarchie T. III S. .460 (Berlin i8a8l, Carl, Kleine Juristische i\uf«Atze 
iKrankfurl a. M- 1830) S. i- 17, Thomas, Oberhof v»*n Frankfurts 105 >o8, 
V. d. Nahm er, Handbuch des rheinischen Partikularrcchts Bd. I (Frankfurt, 
i 03 r) S. XXXV fl'., V. Weher, IhirstclUtng der sAniintl. Provinzial- u. Siaiutar- 
Rechte des Knnigsreichs liayern Hd. V S. an (Augsburg 1844L Hertel, 
Rechts- u. ficrichtsverfassung der ostrheinischen Landestheile in v, Kamptz’s 
Jahrbüchern fbr die Prcussische (»esetzgebung Bd. XXVI S. 3 ff., Boppa.a. O. I, 
S- 9 ff., Fuchs a. a. O., Stobbe a. a. O. II S. 379 384, Roth u. v. Mei* 
bom, Kurhcssischcs Privatrecht S. 56-61. Die Ahcrc Literatur siche bei 
Bo pp a. a. O. I S. 9 fg. 

•’l C. Fuchs, L’ber die (Quellen des .Sdmscr l^andrechts, Zcilsi'hrift 
flir deutsches Recht u. deutsche Rechtswissenschaft (hcrausgeg. von Heselcr, 
Rcyschcr u. Stobbe) Bd. XVII (1857) S. 292-330. 
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Sie spiegeln viele seiner Ansichten (in erster I.inie Ober Fragen 
des römischen Rechts) wieder”). Andererseits besitzen wir ein 
wertvolles Interpretationsmittel der .Stimscr Kechtsaufzeichnung in 
der .Krneuerten Reformation der Stadt Frankfurt“ von 1582”). Auch 
sie ist von Fichard verfas.st worden. Ja beide Quellen stehen 
noch <ladurch in einem näheren Zusammenhänge, da.ss sie in 
einzelnen Teilen als gegenseitige Krganzungen betrachtet wurden*'). 

N'oeh zweier Codificationen des 16. Jahrhunderts ist zu ge- 
denken. die gleichfalls noch gegenwärtig fOr Teile des Grossherzog- 
tums praktische Bedeutung besitzen: des württembergischen und 
des kur|ifalzischen l.andrechts. Ersteres verdankt seine Ent.stchung 
der Regierungszeit Herzog Christophs von Württemberg. Seine 
Veröffentlichung erfolgte im Jahre 1555. Die gültige Redaction 
des württembergischen Landrechts, wie sie noch für die 
hessischen Anteile an dem Orte Kürnbach •“) Anwendung zu finden 
hat, ist diejenige von i6io“b. Auch das kurpfälzische Land- 

J. Kirhard Cniisilinrum Tom. H (T. II; Tciibw-hc Kathwlilägo), 
Krankftirt a. M. 1590 fnl. Siehe auch J. Fichard, (.’onaiiia dunbus toinia 
olim dislincta, nuiic tertii .... accesainnc Imniplctata . . . Cum pracfadnrtc 
J. Strauchii 3 Toni. Daniist. el G. 1677 fol. Eine reiche l;bcr»ichl der 
SonderlitcraUir zur ErtAuierung der Solinscr* Gerichts und l^ndcsordnung bei 
V. d. Nahmcr a. a. O. XXXV XXXV'IÜ; siche auch Walther, Litcrä* 
nschc.<i Handbuch S. 314, 1. Nachtrag S. 199. 

“*) Wegen dieser ihrer Bedeutung und wegen ihrer Galligkeit in einem 
kleinen Teile Oberhessens sei auch auf die Literatur der Frankfurter Reforma- 
tit>n verwiesen: Cher ihre Geschichte vgl. Stobbe a. a. U. II S. 315 H., 
Roth, l)cut.H»'hes Privatrecht 1 S. 118 fg. Coinmcntarc: (j. Ph. t)rthl, 
NtMhig- und nOtzlich>erachle(e Anmerkungen über die iin zweyten Thcil ent- 
lialtcnc acht erstere Tituln . . . der s<igen. Lnieticrtcn Reformation der Stadt 
Fraiikfun am Mayn 1731, mit 4 Fortsetzungen 174a 1715. Smichay, .\n* 
merkurigcn zu der Kef«irmation der Freien SLidi Frankfiut a. M. 1848. 1849. 
Systematische Ikarbeitungeri: v. Adlerflycht, Da» Privatrecht der freien 
.Stadl Frankfurt, ^ Teile, Ff. a. M. 1824 i8;ja, J. H. Bender, Lehrbuch des 
Privatrechti* der freien Stadl Frankfnrt, 2 Teile, Ff. a. M. 1835-1837, 
J. H. Bender. Handbuch des Frankfurter PrivatrcchLs. Ff. a. M. 1848. 

•*) Z. B. verlieh ein Frankfurter RatsMchkLss vom ao. Augmt 1726 der 
.Sfdmscr GcrichUs* und l,.andesordnung in den Frankfurter Ikirfschaftcn (Ür 
diejenigen Rechtsverhältnisse, die seitens der Frankfurter Refoniialiori nicht 
geregelt waren, (*esctzcskralL 

"•I Vgl. oben 2 in Anm. 4. 

•’l ,Dcs Heezogthums Wftrttemh. Eniewert gemein l^idrccht". Vgl. 
V. Wächter, Geschichte, (.^llen und Literatur des Wlirttcmbergischcn 




recht gilt gegenwärtig in einer überarlK-iteten Korni desgleichen 
Jahres. Seine Grundform ist die des Jahres 1582. Die Revision 
des Jahres löio bringt mir geringe Änderungen und Zusätze. 
Nähere Untersuchungen Uber die Entstehungsgeschichte des kur- 
pfalzi.schen l.andrechts sind bisher nicht angestellt worden*“). Das 
bürgerliche Recht enthalt Teil 2, 3 und 4. Gerade in die.sen Teilen 
i.st der Einfluss des württembergischen Landrechts unverkennbar. 
\'iclfach lässt sich eine wOitliche Anlehnung an das württembergische 
Vorbild feststellen *'). 

•Auch in den erbachschen Gebieten regte .sich gegenüber 
den mancherlei Nachteilen der Reception das Bedürfnis nach einer 
Aufzeichnung des heimischen Rechts. Der kräftige, gesunde Sinn 
der vorwiegend bäuerlichen Bevölkerung sträubte sich gerade hier 
gegen die schrankenlose Anwendung von Sätzen, welche das bis- 
her geübte Recht schonungslos zu erdrücken drohten. So kommt 
es bereits im Jahre 1520 zu einer schriftlichen Fixierung. Es sind 
die „Statuta vnndt Ordnung der llerrschafft Erjtach, durch die 
wolgebornen Herrn, Schenck Eberharden, vnd Herrn Schenck 
Vältin, beide Herrn zu Erbach, Gevettern, unsere gnedige Herrn, 
Anno 1520 vffgericht* ’*). Für das bürgerliche Recht kommen 
aus dieser Codification vor Allem Art. 2 |„V\'ic es hinfüro mit 
dem Abtreiben Erbgüter Kauff in der Herrschafft Erpach gehalten, 
vnd wer im Rechten mit Abtreiben zugelassen werden soll), Art. 4 
(„Vrnb Schulden vnndt Hinschatzungen“) und 6 („Wie Heyrathen 

PrivatrccliLs, a. u. d. T. Dandburlt dc.s im Königreich Wtirticmbcrg geltenden 
IMvairecht» Bd. I (1839 - 183a) S. 349 ff. 

““) \'gl. von I.itcralnr v. d. Nahmcr, llandbueh des rheinisehen Par- 
tieularrcchts Bd. I S. XI.IX ff., v. Wächter, Gemeines Recht Beutschiands 
.S. 46 n. 63, Gerber, Bas wLssensehaffliche l^rincip des gemeinen deutschen 
l'rivatreehts 1846 S. 173-175, Stobbe a. a. t). ü S. jiSq fg. llinsiehtltch 
der Ausgaben sei bemerict, dass die gütige revidierte Form im Jahre 1611 
mit dem Itrtiekort „Heidelberg“ in Folioaasgabe erschien. Ncudnicke erfolgten 
1657 iHeidelbergl und 1700 (Weinheim). .Der Au-sgabe von 1700 ist em Erlass 
des Pfatzgrafen Johann Wilhelm vom 16. April 1696 vorausgeschiekt. Nach 
dieser .Ausgabe ist auch der Druck bei v. d. N a h m er a. a. O. I S. 401 ff. 
besorgt. 

•") Wächter, W'arttcmbergisches Privalrechl I S. 320 lg. 

^®| Sic i.st abgedruckt bei Beck n. Lauteren, I)as Land-Recht oder 
die cigenthfimlichen bürgerlichen Rechte und Sitten der Grafschall Erbach und 
Herrschaft Breuberg im Odenwalde (Dartnstadt, 1824! S. 51—71. 
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vnndt Khcberediingcn in der Herrschaft Erpach geschehen sollen*) 
in Betracht. Die weiteren Bestimmungen sind proces-sualer und 
strafrechtlicher Natur. Zweiunddreis.sig Jahre spater — 1552 
erfolgte die Veröffentlichung einer ausführlichen „Landes-Ordnung 
der Graueschaft Erpach* •’). in ihr wird das Privatrecht dem 
zweiten Teile, der ,Undergericht,s-Ürdnung“, zugewiesen"*). Den 
ersten Teil bildet eine .l.andt vnd Zentgerichts-Ordtnung*, den 
dritten Teil eine „HaingerichLs-“, den vierten eine „Hofgerichts- 
Ordnung“. Gerade jene umfassenden, tlie Gerichtsverfassung und 
das Processverfahren regelnden Partien machen das spätere \'er- 
schwinden der l.ande.sordnung erltlarlich. Die zunehmende ZurOck- 
drangung der Laiengerichte und des altdeutschen Gerichtsverfahrens, 
für deren Fortbestand die Aufzeichnung von 1552 kämpfte, lässt 
die Landesordnung in Vergessenheit geraten. Dieses Schicksal 
teilen auch die in der l.ande.sordnung enthaltenen Satze bürger- 
licher Natur. Jedenfalls verschwindet seit der Mitte des 17. Jahr- 
hunderts die Erinnerung an ihre codificierte Form. Immerhin hat 
sich aber auch heute noch innerhalb der Grenzen der Grafschaft 
Erbach eine Reihe von Sondersätzen erhalten, welche ihre Quelle 
im Gewohnheitsrecht oder in späteren Verordnungen der Grafen 
von Erbach finden ’*). 

Nach den ersten beiden Jahrzehnten des 17. Jahrhunderts 
erlahmt in Deutschland der Codificationscifer. Die StOniic- des 
dreissigjahrigen Krieges vereiteln auf Jahrzehnte hinaus jedes 
Friedenswerk. Nur langsam erholt sich Deutschland von den 
Wunden, welche ihm tier endU>se Kampf geschlagen. Mit dem 



Aik'Ii sie ist bei Heck u. Lauteren a. a. ü. S. 73-141 gedruckt. 

**( Ls sind eingehende He.stimmungen, welche hier gelroft'en werden: 
so Titel 16 „Von Kauüen, V'crkauffen vnd Verwechselung der Ouether," Titel 
17 vom Retract, Titel i8 ,\'on Schulden, ITandungen vnd llin.-ichatzting der 
tiuether", Titel ao „Wie Vertrag vfgerichl, verhandelt vnd versiechert werden 
sollen", 'l'itel at Klieberedungen , Titel 22 Erbrecht der Kinder um! Einkind- 
schaü, Titel 25 und 26 V"ormundschaft.srccht. Mehrfach werden hierbei die 
entsprechenden Satze der Statuten von 1520 herUbergerurmmen. So ent- 
sprechen sich fast wörtlich die llcstinunungen aber den Retract (1520 Art 2, 
155a Teil 2 Tit 17), ebenso diejenigen über Heiraten und Eheberedungen 
11520 Art. 6, 1552 Teil a Tit 21). 

**l Jeh verweise hierfür auf Heck u- Lauteren a. a. O. S. 159 ff. 
und auf Zi tu mer tun nn, .Sonderrechte S. 19 fg. 
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Wiederaufleben friedlicher Arbeit beginnen von Neuem die Codi- 
ficationsversuche. Ja ein Teil derselben sucht gerade unter Hin- 
weis auf die Kriegsleiden helfend und bessernd einzugreifen und 
Misslande und W’irren, welche zurückgeblieben, zu beseitigen. 
Zu diesen Quellen gehört eine wenig gekannte charakteristische 
Kechtsaufzeichnung, welche noch heute für einen l eil der Provinz 
Oberhessen in ihren civilrechtlichen Bestimmungen Gültigkeit be- 
sitzt: die Polizeiordnung der Burg Friedberg. Die Fried • 
berger Polizeiordnung ist zwei Mal im Druck erschienen. Wie 
bereits aus dem Titel des (»fliciellen Druckes von 1680**) hervor- 
geht, handelte es sich bei der Ausgabe des genannten Jahres 
nicht um die völlige NeuschalTung, .sondern nur um die Krneuerung 
und Verbesserung einer bereits vorhandenen Rechtsc|uelle 
Durch den Druck ist diese altere Polizeiordnung, auf welche die 
Ausgabe des Jahres 1680 Bezug nimmt, nicht veröffentlicht 
Dagegen trat ziemlich rasch nach dem Jahre 1680 <las Bedürfnis 

Sie wird beispiebweisr auch nicht von Stohbc, (icschicIUc der 
deiitüchrn KechtsquHlen erwähnt. 

Krncuerte und verbe,sRcr1o Polizey-Ordming <lcr KaiscrI. und deas 
Heil. Rcichs-Burg Friedberg (Kranklurt, (»ednickt bey |ohann Nlrlas Muinnien. 
MDCLXXX). 

Zum näheren Bcwci?»c beziehe ich mich auf einen Auszug aus dem 
Barg-Kriedberger-Regimentsproii>ki>ll ; „Aiium l^irg Krirdberg. Bei gehaltenem 
Rcgiments-Cnnvcnl den 3ten Pccember 1679. Erneuerung der Polizey- 
Ordnung. Proprmirt Herr Burggraf, cs wäre b'kanm, dass bei bLsherigrii 
Kriegszeilcn Alh*r<»rtcn und insHiiidcrhcit auch in dieser KaysI. u. Bnig 
scliaüeii gute Polizey in l’iiordiuing gerathen ; dit*s(-lbr aber wieder autzurichteii 
und t'inzufUhrcn uinb der Uiitcrtbanen Bestes dadurch zu pi*nfeu, hatte Er vor 
gut angi’selien , «lit- alte Pnlizi*y Ordnung in etwas zu erneuern, zu aiigireti 
und zu Thcil bevorab ratione juris rclrartus <pioad tempus cl gradus retralu-ndi 
weil viele BetrOglichkeiten dabei unterliefen, zu andern, zu dem Ende dann 
auch sowohl von der Kayslr. Burg Rathe und Politischen Bediente, als vom 
allhiesigcn Consistorio sddann von denen Pfarrern iifm Land, GretTen tind 
Gemeinden Ihre Bedenken uml Erinneningeit eingezogen und was man zu 
inscriren vor nAthig befunden der aligofanslen neuen Polizey Ordnung mit 
beygesetzet worden: Welche Ordnung dann darauf wie sie abgefas.sct, abge- 
lescn und selbige also zu publtcircn beliebt wurde"- — Aus dem 
Grossh. Staatsarehiv. 

Auch handsehriüliche Exemplare scheinen niclil mehr erhalten zu 
sein. Wenigstens besitzt das Grossh. Staatsarchiv, welchem die Akten der 
Burg Friedberg cinvcriribt wurden, keine derartige Aufzeichnung. Auch ander- 
weite Nachforschungen sind erfolgl(»s geblieben. 
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hervor, eine Neuauflage der „erneuerten und verbesserten Polizei- 
ordnung* KU veranstalten. Hereits ein Uegimentsbe.schluss aus 
dem November i6g8 weist hierauf hin ’'l. Die gleiche Ke.ststellung 
wird in Kegimentsbe-schlössen vom 29. August 1703 und vom 
26. August 1727 wiederholt. Nur der letztgenannte Beschluss 
hatte Krfolg. Im Jahre 1729 erscheint in Giessen bei Johann Müller 
die Polizeiordnung in einem zw<-iten Abdruck. X’eräntlerungen 
oder Zusätze enthalt die zweite Ausgabe nicht. Sie stellt sich 
nur als wortgetreuer VV'iederabdruck der Ausgabe von 1680 dar. 

Das Geltungsgebiet dieser Friedberger Polizeiordnung um- 
fas.st lediglich den L'mfang der alten Burggrafschaft'*). Für die 
frühere freie Reichs-stadt Ffiedberg besass sic keinerlei Cjültigkeit. 
Auch die bisweilen gehörte Behauptung von dem Vorhandensein 
eines eigenen Friedberger Stadtrechts ist unzutreffend. In der 
Reichsstadt Friedberg galt keine Sonderquelle. Von städtischen 
Rechtsaufzeichnungen kommen vielmehr für das heutige Gross- 
herzogtum nur noch zwei Rechtsquellen in Betracht: Das Butz- 
bacher Stadtrecht von 1578 und das VVimpfener Stadtrecht von 
> 775 - 

Das Stadtrecht von Butzbach i.st nicht aus städtischer 
Autonomie hervorgegangen. Ks verdankt, wie viele Stadtreclue 
Deutschlands, seine Fnt.stehung einem l’rivileg derStadtherrschaff"). 
Als solche erscheinen im Titel "’) der Recht-squelle .sowohl, wie in 
dem Publicationserlass, Landgraf Ludwig der Altere von Hessen- 

'h „Actum Hurg Frit-dberg bei angestelltrm Regiments CVmvent iL 
8/18. Novembr. 1698. A u fl e g 11 n g <1 e r I* o I i z e y ti r tl 11 u n g : Seye iiOthig 
der Kaysrien. Ibirg Friedberg Idblit-he l^olizey Ordnung, dav<in fast kein einziges 
Kxernplar ntehr vorhanden, wieder auflegen zu lassen, und weil Selbiger an 
verschiedenen tirthen noch vieles dienliche kdnnte beygefilget w-erden, AIss 
.soll diesse der N»»tturft nach vermehret, verbessert und also vi»n Neuem ge- 
dnicket werden.“ Aus dem llrossli. Staatsarchiv. 

Oben in § 3 Anm. 85. 

Buubach war nur eine Landstadt. Freie Reichsstadt ist lintzbach 
nie gewesen. 

“I Der Titel lautet; „Reformine Gerichts Ordnung vnnd Stadtrecht 
Vnserer l.udwigs von Gottes gnaden lalitdlgrauen zu Hessen, Grauen zu 
Catzenclnbogen, Dietz, Ziegenhain vnnd Nidda etc., Philippseil, Frusten vnnd 
Fberhardt, Granen zu Solms, Herren zu Mintzenberg, vnd Sonnewaldt, vnnd 
Chrisioffs Grauen zu Stolherg, Kdnigstein, RhOlsehtbrt vnd WernigenroU, 
I leeren zu Fpstein , Mintzenberg , vnnd Hrcuberg , etc. I leren sich vnser 

6 
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Marburg, die Grafen Hhilipp, Krnst und Eberhard zu Solms und 
Graf C'hristopb zu Stolberg, der Erbe der Herrn von Eppenstein 
Kflnigstcinscher Linie "’l. 

Seinem Inhalte nach ist das Butzbacher Stadtrecht eine fast 
wörtliche Wiederholung der Solmser Gerichts- undl-andesordnung’“). 
Bereits der vorausgeschickte motivierte Publicationserlass stellt sich 
als eine wortgetreue Wiedergabe des Solmser Erlasses dar. Das- 
selbe gilt von der N’orrede zum zweiten Teile der Rechtsquelle. 
Im ersten (proce.s.sualent Teile fehlt von Titeln der Solmser 
Gerichts- und Landesordnung nur Titel 3 »Von ersetzung der 
Gerichts Personen vnd Scheflen“, 'und Titel 33 „Von den Ober- 
höfen“. Im Titel 2 ist der Schulthciss der solmser Quelle in den 
Zentgrafen verwandelt. Eben.so lautet im B. St. K. 'I'itel 5 „\'on 
dem Gerichtsknecht oder Stadtknecht vnd seinem Eyd“, wahrend 
der entsprechende Titel 6 der S. G. u. L. O. »Von dem l’Ottel vnd 

genteinen Stau Hutzbacli, Hraiiipten, Hurgkiiiann, Keiner, Zentgrauc, Burger- 
mtfister, SchcfTcn, Kaht viul alle derM.“Ibcn Inwohner zu bcn^deniiiK <»rdtrni“ 
liehen Cierichtlichcn l'rocc»» in Bürgerlichen vnd Peinlichen sMchcn, aikh 
Hlantziing vnd Krhaltung gleichiiies.*<igen Rechtens in ullerhandt Contracten, 
Abireyhon, Kheberedimgen, Testaincnten vnd letzten Willen, Erbschattton, Ei*b* 
theilungen, V'orinDndt^'haftten. Einkindtsohattten vnd andern dergleichen Ibr- 
fallenden Politischen Hftndeln vnd snehen gebrauchen vnd verhalten sollen 
etc. Cictruckt zu Marptirgk durch Atiguatinuin Colbium im Jahr nach der 
(ieburt Christi vnscr Herrn vnd Seligmachcns : MDLXXVIll.* 

l.andgrat' Ludwig Itcsass dainaU von Butzbach nur ein mm der 
Krbschatt der Oralen von KaUcnelcnhogcn Manimcndcs Vierteil. Xwei 
Viertel Ikcsasscn die Oralen Emst uud Eberhard v<»n Solm.vLich und tirat* 
Philipp von Solms^Braunfcls (»ic »ind oben S. 74 genannt!, das letzte Viertel 
Graf Christoph von Stolberg. Das stollx.rgcr Anteil utirde 158t nach dem 
Tode des Cirafen Christoph von Mainz in Besitz genommen und erat 1595 aut 
dem Verglcichüwcgc an Hcsacn-Marburg ubcrla.s.^cn. Vgl. hierzu Rommel 
a. a. U. 1 kl. VI S. ai fg. (nicht hinreichend genau! und «>hen in $ 2 Amn. 30- 
Auch der Druck des Butzbachcr Stadtrechta zeigt eine auf den ersien 
Bück hervortretende Ucbereiniuhmmung mit der Ausgabe der Stlmser Gerichts* 
und Landcs4»rdnung v<»n 1571. Der Stammbaum, welcher dem zweiten 'leile 
der S. G. u. L. O. beigegeben bt, bt vom Drucker des U. St. R. genau copiert 
worden. Dem 'ritelblatt des zweiten Teiles der Ausgabe von 1571 ent* 
sprechend .setzte der Drucker glekhralls ein neues Titelblatt (^Zweyter Theil 
von dem öudtrccht vnd Ordnung zu Butzbach. Getruckt zu Marpurgk durch 
Augustinum Colhium im jahr nach der Geburt Christi 1578“! mit einer ziemlich 
n»h geschmitcncn Bordnre. 
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sfinein Aidt" mli-t. Wrsrhifdcn sind fcrm-r dif in Tit. 36 der 
S. G. u. L. ü. und Tit. 34 de.s B. St. R. enthaltenen Taxordnungen *’l. 
Im zweiten (privatrechtlichenl Teile lä.sst da.s Biitzbacher Stadt- 
recht den langen Titel 19 der S. G. u. L. O. „Von verbottenen 
vnd vnzulessigen Khen“ weg, Kbenso fehlt Titel 32 der S. G. 
u. I.. O., welcher die Pflicht zur jährlichen Verlesung der Rechts- 
quelle vorschreibt. Im Übrigen i.st auch für den zweiten Teil 
zwischen beiden Quellen eine wörtliche Übereinstimmung fe.stzu.stellen. 

Auch das Stadtrecht von W i m pfen aus dem Jahre 1775 
ist keine originelle Schöpfung der autonomen freien Reich.s.stadt. 
V. d. Nahmer**) nennt die wimpfener Quelle „ein durch seine 
Reichhaltigkeit und zweckmä.ssige. lo'gisch musterhafte Kinrichtung 
aiLsgezcichnetes Sladtrecht“. Kr hat bei diesem uneingeschränkten 
l.obe Obersehen, dass das Stadtrerht von 1775 zum überwiegenden 
Teile nur die wörtliche 1 lerübernahme einer fremden Quelle darstellt. 

Bereits im Juni des Jahres 1544 veröffentlichte der Rat zu 
Wimpfen eine „Reformation vnd Ordnung, Altenherkomens vnd 
Rechtens, Auch etlicher Newgesetzten Statuten derStattVV'ynipffen*'“!. 
Sie umfasst, einschliesslich des Titelblattes und des „Registers der 
fümemsten Artickel“, i6Blatt inFolio. ln der Vorrede wird darauf hin- 
gewiesen, dass das vorhandene Recht namentlich in Krbrechtsfragen 
und „in Sachen der rechtlichen Ausklagen“ nicht mehr genüge. 
Auch für das IJrteilsgeld, welches seitens der ünterhöfe an den 
Oberhof zu Wimpfen zu erlegen .sei, müssten neue Bestimmungen 
getroffen werden, weil „etliche derselben Underhöfe unserem Stat- 
Gericht eine Zeitlang mit vil grossen Acten, mehr dann von 
alters herbracht, beschwerlich gewest“. Oie hierauf erlassenen 
Be.stimmungen wurden von Karl V. am 28. April 1544 bestätigt. 
Gleichzeitig verbot der Kaiser bei Strafe von 40 Mark lötigen 
Golds, die Stadt Wimpfen in ihrem neuaufgezeichneten Recht zu 



"*l Kbensti venM.-hiedcn ist die Taxordnung der Ijindsclieider in S. C. 
u. L. O. II Tit. 3 und B. St. K. II Tit. 29. 

"*) V. d. Nahiiier a. a. ü. Bd. I S. LXXXV. 

“*| Ein Exemplar des sehr schönen Ih-uckes mit ^nssem, vnn zwei 
Engeln getragenen Wappenschilde der Stadt Wimplen betindet sieh auf der 
I Iiifbibliothek zu Ifarmstadt. — Vgl. Walch, VeriuMchle Beyträge V S. 
270 If. — Über das Weistum ihr Wimpfen v. |. 1341 vgl. o, Anm. 12. 

6 ' 
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stören. Unter König Ferdinand erfolgte eine Neubestatigimg der 
Reformation *’|, Gleichzeitig wurde in Folge von Streitigkeiten die 
Bestimmung hinzugefügt, dass diejenigen, welche vor dem Krlns.s 
der Reformation urkundliche Kheverabredungen getroffen hatten, 
nicht unter die Reformation fallen sollten. 

Mancherlei Änderungen in den Rechtsverhältni.s.sen machten 
eine Reihe von Zusätzen notwendig. Sie wurden 1666 veröffent- 
licht Aber auch mit diesen Krgänzungen und N’erbessenmgen 
genügte die Quelle den Anforderungen einer neuen Zeit nicht 
mehr. Um deswillen verfügte Karl \’l. unter dem 7. Uezember 
1731 eine Revision des Stadtrechts. Die.ser X'erfügung war die 
Bestimmung hinzugefügt, daäs die Reformation von 15m aufrecht 
erhalten werden solle. 

Die KrfOllung des kaiserlichen Befehls licss vier Jahrzehnte 
auf sich warten. Kr.st im Jahre 1775 erschien unter Be.stätigung 
der Reformation von 1544 ein „Frneuert und X'ermehrt Stadt-Recht 
der Freyen Reichs-Stadt Wimpffen“. Das Stadtrecht von 1775 
wurde nur handschriftlich verbreitet. Der einzige Abdruck, den 
wir von ihm besitzen, ist der bei v. d. Nahm er, Handbuch des 
rheinischen Farticular-Rechts Bd. II S. 1044— 1240. v. d. Nahmer 
druckt jedoch nur den civilrechtlichen Teil und einzelne processuale 
Bestimmungen ab. Fine vollständige Beschreibung des von ihm 
verwerteten handschriftlichen FIxemplars liefert er a. a. O. I 
S. I.XXXX'll fg. Darnach setzt sich dieses ,F>neuert und Ver- 
mehrt Stadt-Recht“ aus zeitlich völlig getrennten Bestandteilen 
zusammen. X'orausgeschickt ist das ältere Recht von Wimpfen, 
wie wir solches kennen gelernt haben. Hieran schliessen sich 
die umkingreichen Zusätze, welche das ältere Recht Itessern sollten. 
Sie zerfallen in sechs Teile: „1. Von Ehesachen ; 2. \'on Vormund- 
schafften ; 3. Von denen Obligationen, oder Verbindlichkeiten; 
4. Von letzten Willen ; 5. Von Krbschafften , wenn kein letzter 
Wille vorhanden ; 6. Von allerhand Processibus". Den Schluss 
des Stadtrechts bilden „Gelobd-Artikel und Polizey-Ordnung vor 
<lie des heil. Röm. Reichsstadt Wimpfen“*'*!. Zweifellos bilden die 
an vorletzter Stelle aufgeführten civilrechtlichen und processualen 

**! Sie fU-iticrt aus Augsburg vom 24. Mai 1559. 

“I V. d Nahmer a. a. D. II .S, I.XXXVI. ' 
l’bcr »ic vgl. V. d. Nahmrr I S. LXXXIX. 
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Bfstiniinungfn den Kernpunkt de^ malen Stadtrechtü. Sie sind 
jedorh. wie bereits kurz hervnrgehoben, keine originelle Schöpfung, 
sondern zum weit überwiegenden Teile nur eine Keproduction des 
l-andrechts der Grafschaft Hohenlohe von I737"’l. Wörtlich 
stimmen beide Quellen in den Teilen i (.Von Khesachen“! und 2 
(.Von \’ormundschalTten“| Oberein. Im dritten Teil la.sst das 
VVimpfener Stadtrecht Titel 8 und ig des I lohenloher l.andrechts 
weg. X’erschiedenheiten zeigen sich in den Titeln vom \'iehkauf 
(II. I,. R. II, 3, 4, W. St. K. II. 31, vom Kinstandsrecht (II. I.. R. II. 
5, W. St. R. II, 41 und von Verpfändungen (II. L. R. II, 16, 
VV. St. R. II. 14t. Im vierten Teile .setzt \V. St. R. Titel 2 noch 
eine Bestimmung Ober Schenkung von Todeswegen (§ 14) hinzu. 
Im fünften Teil ergeben sich kleine Abweichungen im Titel 1. 
Im l'hrigen zeigen beide Teile des W. St. R. eine wortgetreue 
llerübemahme der Bestimmungen dc.s H, I.. R. Kür den sechsten 
Teil lässt sich ein Vergleich um deswillen nicht erschöpfend an- 
stellen, weil v. d. Nahmer nur einige wenige Abschnitte des 
sechsten Teiles des W. St. R. abdruckt. 1 lervorgehoben sei jedoch, 
dass auch hier z. B. die umfa.s.s<-nden Au.sführungen .Vom Ganth- 
l’rocess“ in beiden Recht.sguellen durchaus übereinstimmen. 

Ks waren aber nicht nur weltliche Territorien, welche ihr 
Recht ci>dificierten. Auch geistliche Fürstentümer folgten diesem 
Vorbilde. Freilich traten sie, trotz ihrer grossen Zahl, gerade hierin 
hinter den weltlichen Fürstentümern Deutschlands zurück. Die 
.Nachteile der Mi.sswirt.schaft und Kleinstaaterei im Übergange vom 
Mittelalter zur Neuzeit zeigten sich in den geistlichen Gebieten 
ungleich deutlicher, als in den weltlichen Territorien. Die geistlichen 
Regierungen besassen keine, oder doch nur eine sehr lose Verbindung 
mit den dauernden Interessen ihres Landes. Nur zu leicht drängte 
sich an den Krzbi.schof oder Bischof die Versuchung heran, lediglich 
für die eigene Person zu sorgen. Das Domkapitel, zum grossen 
Teil aus einem dem Lande, seiner Kigenart und seinen Bedürfnissen 
fremden Stiftsadel zusammenge.setzt, — war zu sehr darauf an- 
gewiesen, nur für den X'orteil der interessierten Familien zu sorgen. 
Hin sorgloses, vielfach käufliches Beamtentum, eine träge Ver- 

••( Siehe nixrr tia.sselbe Wächter a. a, t), I, a S. 745 (T. und Stobbe 
a. a. <>. II S. |ia. E.s ist in < 7 ehringen 1738 gedruckt. 
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Wallung und eine schlechte Justiz waren geradezu Kennzeichen 
dieser geistlichen 'IViTitorien des 17. und 18. Jahrhunderts®'!. So 
kann es nicht veru'undem, dass es im Wesentlichen nur grössere 
geistliche Staatswesen — wie Mainz, Trier, Köln. — waren, welche 
sich um eine X^erbesserung des Rechts durch das Mittel der 
Codification bemOhten. Aus der Zahl dieser Kechtsaufzeichniingen 
besitzt für das heutige GrossherzogUim nur eine Quelle Bt^deutung: 
Das „Churfürstlich -Mayntzische Land -Recht und Ordnungen®^), 
Für sämtliche Chur-Mayntzische Landen, ausschliesslich Deren 
Krffurtischen und Kichsfeldischen, sodann Deren Gemein -Herr- 
schaftlichen Orthen“ •*'*). Vor dem I.andrecht galt im Krzstifl Mainz 



*') MfttisÄcr, Detitsfhc (»csihiihlv II S. 427. 

®*) E« sind die« eine „I^iid»-Ordmmg* (S. 59- 79 der Ausuahr von 
1755, mit Bestimmungen Ober Steuern, Wege, mit baupolizcilidien Vorschriften 
u. a.», eine »Unter-Gerichts-Ordnung und Tax-Ordnung* (S. Bi — 104), endlich 
eine „Mof-Gcrichts-Ordnung* (S. 105— 148K Die Unter-Gerichl»-Ordming der 
Ausgaben von 1755 ist nicht diejenige des Jahres 1534 jabgedr. bei Saur, 
K.isi'iculus iudiciarii ordinis I pg. a- 21). Sie ist — dies wurde bisher Aber- 
sehen — eine vflilige Neuaufzeichmmg, welche nur einzelne Satze der alten 
rntergcrichtsordming übernimmt. Andererseit.« stimmt dir .Holgcriehls- 
( )rdnung" der Ausgabe von 1 755 bis aut' einige minder wichtige Abweichungen mit 
der von Kurfttrst Albrecht von Mainz 1516 erlassenen lv»»n Karl V. 1521 be- 
stätigten! nofgerk^htsordnung vAlIlg ObiTcin. Iten Ahdnick der letzteren siche 
hei Saur 1 . c. pg. 22-37. 

•^! Das Titelblatt setzt noch hinzu: Wnrnaeh ln lurisdictional- ludinal- 
Civil- und Criminal-Policcy und sonstigen Rcchts-Vnrfallcnhcitcn sich zu achten 
ist. Mit ChurfÜnul. gnädigstem Privilcgio. Autgeiegt von dem S. Kochi Hospital. 
Mayntz, («cdruckt in gedachter H<»spitals Hm'hdruckercy Durch J<ihann 
Leonhard Ockcl. 1755.“ Diese Ausgabe blieb lange Zeit die einzige Aus- 
gabe des l.andrechl8 OlK-rhaupt. v. d. Nahmer veranstaltete dann nach 
dieser Originalausgabe 1831 irn zw'eiten Rande seines Handbuchs des 
rheinischen ParticuJarrechts S. 68j - 761 einen Abdruck des Landreeftts. (638 
erschien eine unveränderte Wiedergabe desseli>en Teiles gleichfalls nach dem 
I>ruckc von 1755 unter dem Titel „Churfbrstlkh-Mayntzisches l^ndrecht KQr 
sämtliche C'hur- Mayntzische Lande, Ausschliesslich ctc. vom Jahre 1755. 
Mit allcrgnfldigster Erlaiibniss auf's Neue wörtlich abgednickt. AschafTenburg 
1838.“ XII II. 96 S. gr. 8. Vgl. Hopp, Beiträge I S. 132 fg. Hierzu kam i86t> 
„Das Churfhrstlich Mainz'sehc I..andreeht vom Jahre 1755 mit Kriäutenmg und 
Ergänzung aus dem gemeinen Rechte, und unter Vergleichung mit den 
rheinischen, Miwic mit anderen Partikularrcchten fränkischen l’rsprungs, mit 
der Krankfurtcr Reformation etc. ctc. Ihr die Anwendung l>earheitrt von 
Dr. Heinrich Karl Kurz. Aschaft'eiiburg 1866.* 
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der Rheinffauische l^ndbrauch, eine Aufzeichnung aus privater 
Hand aus dem Jahre 1643. Kr war später durch den Vicedom 
von Greifenklau, den Landschreiber Kaspar Heller, sowie durch 
den Schultheissen und die Räte von drei Ämtern untersucht und 
bestätigt worden. Seitdem <1683) besass er gesetzliches Ansehen. 
Dieses Ansehen blieb jedoch nicht unbezweifelt. Bedenken und 
Streitigkeiten über das geltende Recht machten sich fühlbar. Kine 
neue, umfa.ssende Codiheation wurde als dringendes Bedürlnis 
empfunden Sie erfolgte im Jahre 1755 mit Gesetzeskraft vom 
1. Januar 1756 durch den Kurtürsten von Mainz, Johann Friedrich 
Karl. Wer ihr VerfasseT ist, konnte bishe^r nur vermutungsw'else 
ausgesprochen werden*'). Archivalische Sonderstudien müssen 
auch hierüber näheres Licht verbreiten. K.s wäre dies um so 
dankenswerter, als das Mainzer Landrecht in seinen Sätzen dem 
heimischen Rechte mehr gerecht wird**), als manche der zeit- 
genössischen yuelien. Die Rechtsinstitute, welche das I^ndrecht 
in 32 1 'iteln behandelt, gehören dem Sachen- und Forderungsrecht, 
(‘benso dem Familien- und Erbrecht an*’). Kin eingehendes Ehe- 
recht bildet den Beginn der Rechtsquelle**). An dasselbe an- 



**) Bodmann, Rheingauischc Altcrlhömer 1 (1819» S. 504 ff., v. d. Nah- 
mrr a. a. O. Bd, I S. I.XV'II, Siobbc II S. 373, Kurz a. a. O. S. 4 fg. 

**) Als Wrfasser wird der mainzer Crhcimrai Itzstein (ein Miiglicd der 
Familie dos Nivlas Ilzstriu, des V'crfasscrs des Rheingauisohen Laiidreohls) be- 
zvirhnct. v. d. Nahincr a. a. O., nach ihm Stobbe II S. 411. Kurz maebt 
jt'doch a. a. O. S. 4 auf oinc Mitteilung des ObeHiorgcrichts zu Mainz vom 
3- Juli 1769 aurmerksam, aus weirhem hervorgeht, „dass der Entwurf vor der 
Prnimilgatinn borathen, und dass es (sc. das Landrecht) \on Mehreren, w<»« 
runter auch C. von Ottcnthal zusamtnengetragen wurde.“ 

••) Trc»tz seiner Bemerkung in dem Ihjblkationserlass: „Welchem nach 
von nun an alle hierwider etwa cingefbhrte Gewohnheiten und Gebräuche, 
so hicrinnen nicht enthalten oder benennet, hiermit auffgehi>l>en aeynd, mithin 
in.skftnft\ige nach dem Buchstcblichcn Innhali gegenwärtigen l’nscres Land-Recht 
und Ordnungen verfahren, darauf gcurthcilet, und wo darinnen keine aus- 
drfti’klicho V<*rschung oder Abänderung geschehen ist, es bey denen gemeinen 
Rechten belassen werden »olle.“ 

*^l Die erläuternde Speciallitcratur siehe bei Bopp, a. a. O. I S. 133 ff., 
II S. 173 ff. und bei Kurz a. a. (>. 

**l Titel I; Von Hcuraths-Gut und Ehe-Beredungen ; 'ntellL Von Einkind- 
sohalhcn; Titel III: Von Krrungcnscliafften und Zubringen; Titel IV'; Von 
Si'huldcn S4> währender Ehe gciiiachl werden ; 'ritel VI : V’i>n Inventaricn. 
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sohliessend wird dem gcscttzlichen und dem testamentarischen 
Krbrecht ein umfassender Kaum zugewiesen **|. Titel V und 'l'itel 
XVIII behandeln Kragen des X'ormundschaftsrechLs, Titel XIX 
und XX das Pfand- und Bürgschaftsrecht, üie Lehre vom Kauf 
berühren Titel XXIll und XXV lEviction); in Verbindung hiermit 
W’erden in Titel XXIV Vorschriften über das Naherrecht aufgestellt. 
Titel XXVIII regelt die Lehre ,\’on dem Kmphyteusi, oder Krb- 
Bestand". Zur Cie.samtcharacterisierung aller dieser Bestimmungen 
sei auf einen Punkt hingewiesen, der m. E. bisher nicht hinreichend 
betont worden ist ; auf die X'erwandtschaft des Mainzer Landrechts 
mit der Frankfurter Reformation. Es sind nicht nur einzelne Sätze 
der Frankfurter Reformation vom Mainzer Landrecht unter mehr 
oder minder enger Anlehnung herüber genommen worden. Auch 
die commentierende l.iteratur der Frankfurter Stadtrechtsquelle 
scheint ihren Einfluss ausgeUbt zu haben, so vor .MIem ürth's 
„Anmerkungen über die .sogen, erneuerte Reformation“ 

Die letztgenannten Quellen ragen bereits in eine Zeit hinein, 
welche neue Bahnen der Rechtscodification plante. \'on ihnen hat 
keine versucht, in diese Bahnen einzulenken. Keine von ihnen 
erstrebt Vollständigkeit. Ihre N'eria.s.ser rechnen nach wie vor mit 
der Subsidiarität des gemeinen Rechts. Die auf neuer Ba.sis 
stehenden Codilicationen brechen mit dem bisherigen Princip. Sie 
sind in sich geschlo.ssene, den Rechtsstoff erschöpfende Quellen. 
Sie brechen mit der Ergänzung ihrer Be.stimmungen durch das 
recipierte römische Recht. Unter ihnen besitzt für das heutige 
Grossherzogtum eine Codilication Bedeutung: der Code civil des 
Jahres 1804. — Es bedarf für ihn im Rahmen unserer kurzen Dar- 
■Stellung nur des Hinweises auf die ausgebreitete Literatur, wi-lche 



Oie Brstimmungen hierüber greifen zum Teil noch auf <ias in der 
vorangehenden Anmerkung behandelte Gebiet binüber. „Titel VH: Von dinn 
l.^stifmctii oder Nicssftraueh des letztlebeirden Khe-Gatten; Titel VUl: \‘on 
Testamenten und leuten Willens-Verordnungen und über was ein zur weiteren 
Ehe sehreitender Vatter oder Mutter nicht willklthrlieh verordnen kann ; Titel IX : 
Von deren Eltern und Kinder Pflicht-Theil; Titel X: \’on .Substitutionen oder 
Ifnter-ErteEinsctzungen; Titel XI ; Von l.cgatis oder Vcmiächtmts,sen*. Titel XII 
behandelt das Aecreseenzreeht, Titel Xlll die Anfeehtung eines letzten Willens 
Titel XIV das Intestalerbrecht, Titel XV die Antreningsfrist, Titel XVI die Erb- 
teilungen, Titel XVII die Einwerfungspflicht. 

‘•*1 Vgl. oben in Anin. 64. 
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wir über seine Kntstehungsgeschiihte und sein System besitzen 
Oer Code civil ist für das beulijce Kheinbessen zu einer Zeit ver- 
öffentlicht worden, in welcher dieses Gebiet dem französischen 
Staate angehörte. Seine fortdauernde Citlltigkeit im heutigen Rhein- 
hes.sen '**) i.st die Aufrechterhaltung eines nichtdeutschen (jes<*tz- 
buches, dessen internationaler (iharakter und innere V'ortrefflich- 
keit ein rasches Kinleben auch in völlig verschiedenen Rechtsgebieten 
ermöglichte. — 

Wir haben mit den bisher betrachteten Codificationen nicht 
die Mittel erschöpft, durch welche man seit der Reception das 
bürgerliche Recht innerhalb Deutschlands fortbildete. ,\ur in einem 
Teile der deutschen Territorien war man um die Festigung und 
zeitgemässe Ausgestaltung des bürgerlichen Rechts mittelst umfang- 
reicher systematischer Rechtsaufzeichnungen besorgt, ln der weit 
überwiegenden Zahl der kleineren und kleinsten Staatengebilde 
behalf man sich mit Kinzelgesetzen und -Verordnungen, welche je 
nach Herdürfnis und I lerrenlaune geschaffen wurden. Gerade sie 
sind in ihrem Gesetzesdilcttantismus und ihrer selbstgefälligen, uin- 
sinndlichen Ausdrucksweise vielfach die sprechendsten Belege für 
die Zustände im alten deutschen Reiche. Die meisten von ihnen 
sind durch die spätere Kntwickelung beseitigt, nicht selten auch im 
Laufe der Jahre lediglich vergessen worden. Nur in wenigen 
Kinzelmaterien, .so vor Allem in Fragen des ehelichen Güterrechts, 
wie in Fragen des Erb- und Wirmundschaftsrechts, haben sich 
derartige particularrechtliehe Bestimmungen noch erhalten. Belege 

’•'! Ks sei nur auf dir Werke von llelvincoiirl, Diiranlon, 
Demante, TropDmg, Marcad«^, Deinolombr, l.nurcnt, ZurarliiA 
V. l.ingenthal, Thibaiit, Krey u. a. vtrwicsrn. Nähere Angaben siche iin 
Katalog der hibliothek dcj» KrichsgeriehUt Ibearb. von K. Schiilzl Bd. I 

p. 785 ir.. II sp. 917 ff. 

Im hcHsischcn Bcsitzcrgrcifirngspatcnt vom 8. Juli 1816 (vgl. (tben 
in Amii. 143) wird erklärt: »Nur Ix^tndcTc KOcksichten des allgciiieineii Besten 
werden l'i» zu Änderungen bestehender und durch Krfahrung erprobter Kin* 
richtungen bewegen.“ Eine bindende Garantie der französischen 
Insiitiil Ionen kann hierin nicht gesehen werden. Man hat Ibestmdem im Jahre 
1847) aus diesen W<»rten mehr lierauslesen wollen, als sie thatsSchlich besagen. 
Vgl. Ga gern . . . Ober den Inhalt . . . der der Provinz Kheinbessen ver* 
lichcncn Garantie (i6Lf7), A. Kraus, Die (.»arantie der französisi'hcn Ein- 
richtungen (1847I, Seitz, Dir rheinhessische Rcchtsinstimtion (1817!. 
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hierfür lassen sich aus dem Gebiete des heutigen GrossherzogUims 
in grft-sserer Zahl erbringen. Wormser und erbacher Verordnungen 
sind bereits in früherem Zusammenhänge erwähnt worden"“). Ihnen 
reihen sich iscnburgische und gräflich schönbomsche \'erordnungen 
an P'ür Oberhessen kommen Erlasse der allen gefürsteten 
Abtei Fulda in Betracht"“). Neben ihnen stehen Erlasse der 
Grafen von Schlitz und der Freiherm von Ricdesel"“). Sie ge- 
hören, wenigstens zum Teil, zu dem Besseren, was vi»n derartigen 
Kinzelstücken Gültigkeit bewahrt hat. 

V}{1. oben Antn. 3a und 73. Vgl. auch im § 4 unter Nr. 13 imd 16. 

»Mj Vgi_ unten im § 4. 

‘*®) Ich vcr\k‘cwc für sic auf II. KerstiuK» Bic Sonderrechte Im Kur- 
Ihrstenthumc Hessen iFuIda 1857) S. 1 ff. tmd unten auf § 4 unter Nr. 4. 

Naclistchcnd briiij^c icii Kinzelstflcke aus Vcmrdmuigeri der Grafen 
von Schlitz und eine riedesersche Wrordnung vont 11. .S<-piember 1769 zum 
Abdruck. Auf die Krage ihrer heutigen Anwendbarkeit soll im ^ 4 unter Nr. 3 
und 5 eingegangen werden. 

1) Granich Sehlitzer Verordnungen vom a6. Mar/ 1794 und a8. Juni 1795: 

Ich, Carl Rcichsgraf von Schlitz, genannt GtVrz, des lli»fstiÜ5 Fulda Erb- 
marschall, Kur-Sdchaischcr KAmmerer und Gesandter, des Kaiserl. St. Josephs- 
Ordens Kommandeur etc. Mache hierdurch zu Jedermanns Wissenschaft be- 
kannt! Da das I*rozessiren bei nteinen lieben Unterthanen, zu deren grßssiem 
Schaden, allzu sehr eingerissen ist, imd Ich nichts mehr wAnschc, als, dass zu 
deren Vortheil, der Entstehung der Prozesse so viel möglich vorgebogen — 
Entstandene aber mbglichst abgekürzt und, dass ohne die h^hstc Noth- 
Wendigkeit, und nur in wichtigen FAilen, Ekle mögten erforderlich sein und 
zugclassen werden; so verordne ich Folgendes: 

Der Enthebung der Prozesse und Eklcsleistungcn v<»rzubcugcn. 

& »■ 

Alle Verträge Ober unbewegliche Sachen, als Häuser, Güter, C»rund- 
stücke etc. sollen, mit allen Bedingungen, •whrifilich aufgesetzt — von den Inte- 
ressenten, — und dabei gewesenen Zeugen, unterschrieben werden. 

^ a- 

Wenn Verträge über bewegliche Sachen, als V'ieh, Früchte, Waaren etc. 
errichtet, — und nicht alles gleich baar bezahlt oder abgeliefert, sondern Eines 
oder das Andere, erst künftig zu leisten, versprochen werden; so sollen selbige 
ebenfalls schriftlich aufgesetzt, — von den Interessenten sowohl, als von zwei 
Zeugen unterschrieben sein. ...... 

S 8. 

Da zwischen Kindern aus mehrern Ehen, wenn vor den anderweiten 
*lleirathen kein«- Inveiitarien errirluet worden, oft langwierige verderbliche 
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fVozesse ent!«lchen; jjo mA\ zu deren X'erniriduiig, Witwern «>der Witwen, 
welche Kinder haben, ehe und bevor sie inventiren laswn, eine anderwcllc 
Heirath nicht erlaubt, — viclwenigcr der Khe vertrag bestflttigel werden. 

§ 9 - 

Hei V'ertheilung eines Grundstdeks unter mehrere Kinder, <Klcr Krben 
geschiehet es oft, das» die Theilc JKlcr l.of»sc, wegen der vcnM'hiedeiicn Gote 
des Grundstocks, ungleich und so gemacht werden, das» Derjenige, welchem 
das Schleehteste zui'allt, mehr nach der Kuthenzahl bekommt (im Druck steht: 
bekannt), als Derjenige, welcher das fasste behalt: Darttber gcralhcn die 
rbeilhabcr in der Folge bisweilen in nachthciligc Prozesse, wegen der Gleich* 
Setzung; zu deren Verhütung soll kOnftig, bei jeder Vcrthcilimg eines Grund* 
Stücks, imtcr mehrere Krben, jedes Loos <»dcr Thcil gemessen — und mit der 
kuthenzahl, was jedes Loos halt, zugeschricben werden 

Offenbar beziele ich bei dieser W*n»rdmuig nicht» als da» wahre Wohl 
meiner lieben Lnterthanen; um so gewi.sscr verspreche ich mir, und erwarte 
deren genaueste Hefolgung bei Vermeidung unnarhUsslicher Strafen. 

Gegeben mit meiner eigenhändigen l'nterschrirt und beigedrucktem .Siegel. 

Schlitz den aSten Marz 1794. 

Carl Gr. v. G. 

F.rslc Fortsetzung der Graflich*GOrtzischcn Justizverordnung vont aö. Marz 1794, 
der Fnlstclumg der I^ozessc und Eidesleistungen vorzubeugen zum § 1. 

Wrtrage Ober unbewegliche Gülher betreffend. 

§ 15. 

Wenn ein Kauf* Uebergabs* Tausch* oder Ehebrief errichtet werden 
soll, so muss zufbrderst 

a, das was verkauft — nhergeben — vertauscht — oder in die Ehe 
gebracht wird — ausser den geschlossenen Güthem, auch die Erbslftcke -- 
genau verzeichnet und benannt werden; .so auch die fahrende Habe und die 
llausmobilien, jede» besonders; Wird aber beides mitobergeben, .so muss dieses 
auch au.sdrOckiich bemerkt werden. Ehen so 

b, dasjenige, was dafür ^geben — oder dagegen gesezt wird; besonders 

c. wenn Schulden vorhanden sind, deren Verzeichnis; mich oh und 
W'icvicI davon Obernomrnen worden — und wie die übrige bezahlt werden 
sollen. Wird ein z^usammenhaltcn oder Gcinein.schaft beliebt, so muss 

d. genau festgesezt werden, was darinnen von beiden Theilen zu lebten 
sei ! — So auch 

c. wenn die GemeinschaA oder das Zusammenhalten aiifhOren soll, 
und sich beide Theile absondem wollen: was alsdenn ein Theil dem andern 
abzuliefern habe! Uebcrhaupi werden hierbei als Regeln festgej»ezl, dass 

f. ordcntlicherweis» vor dem sechzigsten Jahr kein Auszug verlangt 
werden könne; cs wftre dann, dasw besondere Unisiamk* eine andere herr* 
schafUichc Krtf»chiies»ung in einzelnen Fällen, als Ausnahme von der Regel, 
l>ewQrkten; »odann do5» 

g. die Auszüge von Martini zu Martini quartalwciss zu entrichten »eien! — 
Wegen der hier bestehenden Güthcrgeineinschaft ist zu dergleichen Verträgen 
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h. der Frauen Miteiiiwilligun|{ iinthwendiK- 

i. Was hierbey verabredet wird, muss um s<» mehr in den M'hrirtUehrn 
Autsatz grbraehl werden, weil auf alle mQndliehe — darinnen im'ht cnthaltciK 
Abreden srhlcrhterdings niehl geaehlet, sondern derjenige, welcher sich darauf 
beziehet, damit abgewiesen w'erden soll. Wenn auf diese Art beide Theilc 
cinig sind, und der Aufsatz gefertiget ist, ho wird selbiger 

k. in aller Gegenwart und mit Zuziehung wenigstens zwei un|>artheiischer 
jcdoeli keinem Theil nAhcr als Andcr*Gcsehwister*Kinder verwandter Zeugen 
vnrgelescn und unterschrieben. — Am besten ist cs — wie auch hii rdureh 
befohlen wird — wenn beide Haupttheilr, Käufer und Verkäufer, l’el>ergeber 
uird l.Vbcrnchmer, Vertauscher und Tausehcr und dergleichen, ganz n(li*htern 
— ohne zu trinken ihres I Inndels <*inig werden — selbigen aufselzen ~ als- 
denn in Gegenwart <»ben beschriel>ciK'r unparlheiischer Zeugen v^trlestn und 
iinlcrsehrcibcn lassen nach dem alwr erst sich einen fröhlichen Tag 
machen 

Gegeben Schlitz den jß. Junius 1795. 

Karl Graf von Görlz. 

2.1 Verordnung der Kreilierrn von Riedescl vom 11. September 17^9; 

Wir .sämtliche Riedesel, Freyherren zu Eisenbach, P’rb-Marschalle zu 
I Icsscn ; 

Fügen hiemit zu wissen : Nachdem Wir vernehmen niQssen, dass bey 
Itesteilung derer WrmundsohaOen bishero maneherley Unordnungen sich ein- 
geschlichen hafK^n , so dass vcrsehiedenllich marM'hc unmündige Kinder bey 
Absterlmng ihrer P'ltern zu ihrem nachmals verspürtem niehl geringen Nach- 
theil gantz unhevormundet geblichen, und Wir solchen Unordnungen, nach 
Erfordcrimg der Rechten ahgcholfrn wissen wollen, so verordnen Wir hiermit: 

il Das», wenn ein Mann von seiner Frau mit Hinterlassung ein oder 
itichrer unmündiger Kinder verstirbt, diesen nach Ablauf derer 4 Trauerwoehen 
von UfMtcren Hcamten s<iglrirh ordentliche Vonnünderc bcstelU l werden, und 
zu dem Ende die Mutter, oder auch die nächste Anverwaiulten des verstor- 
benen Vaters sclmldig und gehalten seyn sollen, S4»k-hen T<»d!es*P'all hey V'er- 
rneidung nachdrückliclier Strafe dem Beamten, unter deren Jurisdiction die 
Kinder stehen, anzuzeigen, und um deren B<-v«>rmuiuJung zu bitten, welcher 
-sodann denen zu bestellenden V^»nnünderen l>ey Abltgimg ihrer PfiM'hi die 
Krrichtung des Inventarii Ober des verstorbenen Vaters Verlasscnsehaft, und 
dass solches demnächst dem Judicio zur Omfirmation Obergeben werde, wohl 
einzus<'härfcn hat. Wann aber 

al Päne Frau von ihrem Manne mit Hinterlassung unmündiger Kinder 
verstirbt, so sollen diesem zwar gegen seinen Willen, so lange er im Witlwer- 
stand verbleibet, und nicht zur zweyten P^he .vhreitet, keine Vormündere aiif- 
genüthigel werden ; Es soll aber nichts dc.sto weniger jene Anzeige von dem 
Vater, oder derer Kinder nächsten mOlterUehen PYcundrn gesebchen, und von 
diesen conjunctim ein Invcntarium über die mütterliche Vcrlassenschaft ciriehtet, 
und in judicio übergeben werden. P'alls aber der Vater, dem sonst (wann 
nicht besondere Ehe-Pacteii errichtet, und darinnen ein andere» verordnet 
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Keine von allen diesen particularrechtlichen Quellen würde 
noch heute für das Grossherzogtuin praktisch«* Bedeutunjf besitzen, 
wenn die im ^ 2 aufgeführten (lebiete einem Staate mit einheit- 
lichem bürgerlichen Rechte in Cieslall eines erschöpfenden bürger- 
lichen Gesetzbuches des Kernlandes cinverleibt worden waren. 
Ks würde nur der gesetzlichen Krstreckung tlieser vorhandenen 
einheitlichen Landesc(Kiificati«>n auf die Neuerwerbungen b«‘durfl 
haben ; ähnlich, wie dies beispielsweise in Preiissen und Baden 
für die Gebielserw'eiterungen der Jahre 1806 und 1815 geschah. 
Die Landgrafschaft I lessen-Darmstadt besass eine derartige ein- 
heitliche Codification nicht. Bereits die oberhessischen Krwerbung«*n 
aus der Marburger Krbschaft waren nicht <l«*m l.andrecht der 
Obergrafschafi Katzenelenbogen unterstellt worden. Im I^aufe des 
18. Jahrhunderts machte sich sogar in den dem Kcrnlande llessen- 
Darmstadts naher gelegenen Neuerwerbungen rler Kechtsparticu- 
larismus geltend. Neben <lem grösseren KechtÄgebiete des Katzen-. 

wnoJciU d«T U.SUS Irurnts von <i«T«*r Kinder inftttcrlk'hen Wnnogen nach 
MaassjjatK* derer gemeinen Hechten zn gi^nnen ist, entweder s«-hon ein 
«inordenilicher llmushaltcr scyn, oder nach der Hand werden würde, 

so »oll bey soh'hen Linstflndcn ohne weiteren Anstand mit der lk*vormimdung 
verfahren werden. 

3t Wie »ich mm v<»n »eihst vergehet, da».s »olche Hcvormundting in dem 
Kall wann auch der zwrytc Khcgaltc, mit I linterlas»ung immnndiger Kinder 
verstirbt am allerwenig.sten unterU»sen werden darf, also erfordert «lic Noih- 
dürft, und i»t unser ernstlicher Wille, dass 

4J dasjenige, w'as hier oben unter Nr. 1, a, und 3, verordnet ist, auch 
in solchc-n KAllcn nachgcholcl werden soll, die sich bereits zugetragen haben, 
und wobey diese l.’nscrc V'crordnung nicht beobachtet worden, darauf aber 
ni>ch applicable ist. Wir wollen auch, da die Pflichten gegen die Waysen so 
heilig sind, l'nserc Cieisilichkeit hiedurch erinnert habc-n, bey begebenden der- 
glciclien Fällen dem überlebenden Fhcgattcn. oder des verstorbenen nächsten 
Freunden mit guter Ermahnung, und der Wi.vicnschaf\ Un.serer Beamten durch 
eine vorsorgliche Anzeige hierunter zu statten zu kommen. Endlich wird 

5I L'itsereii Beamten lüeinit enistlich an)>efohleit, darauf zu halten, dass 
die Vormundschaftliche Rechmmgen alle Jahr, oder wo das Vermögen geringe, 
wenigstens alle 3 Jahr bchörig abgelcget und juslificirel werden. Wormich sich 
<ilso zu achten, l^nd soll diese L'n.sere V'erordmmg im ganzten lanide von 
alle II Canlzehi publicirei werden, rrkumllich Unseis hierunter gedruckten 
Saint-tö'schlcchis Insiegels; Gegeben Latilert>ach bey Lenserer (ie»chlechts*LVm- 
ferentz den tuen .Sept, 1709. 

IL S.) 
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clenlxigi-iKT I.anHri-rhts stand hier das Amt Umsiadl mit gemeinem 
Keeht ohne ji-de partiailare Aufzeichnung. In den 1 773 erworbenen 
Gebietsteilen "’b galt die Solmser I .andesordnung auch nach ihrer 
\'erbindung mit dem neuen grösseren Staatsgebiete. Wurde aber 
so der bestehende Kechtsparticularismus trotz kleinerer, leichter zu 
überblickender Verhältnisse geduldet, so war die Durchführung 
eines einheitlichen bürgerlichen Rechts in den unruhigen politischen 
Zeiten des ersten uml zweiten Jahrzehnts unseres Jahrhunderts um 
so weniger zu erwarten. So traten alle diese Neuerwerbungen 
— <lie mainzer, kurpfälzer Gebiete, die l.änder der Solms und 
lirbachs — in den hessischen Staatsverband unU'r voller Bei- 
behaltung ihres bisherigen bürgerlichen Rechts Das Einzige, 
was geschah, war die .•\usdehnung eines oder des andern alteren 
he.ssischen Gesetzes auf die neugewonnenen Territorien ”"'1. An 
weitere Schritte wurde zunächst nicht gedacht. Erst die \T-rfassungs- 
urkunde vom 17. Dezember 1820 trat der Krage nach Schaffung 
eines einheitlichen bürgerlichen Gesetzbuchs für das Grossherzogtum 
näher”“). Freilich war man auch damit von der Erreichung des 
Zieles noch weit entfernt. Jedenfalls scheint in den zwanziger 
Jahren nicht allzuviel für die Ausführung des Codificationsplanes 
gethan worden zu .sein Ein neuer Impuls wurde auf dem Land- 
tage von 1836 gegeben. Beide Kammern der Stände ersuchten 
damals die Staalsregierung, eine Verwirklichung des Art. 103 der 
Verfassungsurkunde mit allen Mitteln herbeizuführen. Im Zusammen- 

*•’) Vgl. oben § 2 Anin. 34. 

'”) Vgl. noch bejMmders § 16 der Deklaralion vom 1. August 1807 
llielreff'. die blaiidesherrti . Arcliiv I S. 100): „In den mediatisiiien lainden 
bleibt es bei den bisherigen Gesetzen und Gewohnheiten, bis Wir etwas 
minderes zu verordnen Ihr gut finden* und ^ 10 der Deklaration vom i. Dez. 
1810 Ibetreff. die Heielutrittersehaft , Archiv 1 S. 163); „ . . ■ Die dermal be- 
stehenden Statuten und Ortsgewohnheiten sollen vor der Hand und bis zu 
einer, von Uns verordneten, Abänderung, verbindende Kraft behalten*. 

'“•) Vgl. hierfttr unten § 4. 

”•) Art. t03: „Für das gaitze Grosslierzogthum -soll ein bürgerliches 
Gesetzbuch , ein Strafgesetzbuch , tind ein Gesetzbuch Ober das Verfahren in 
Rechtssachen eingeführt werden*. 

'") Dies gab die Regierung bei Gelegenheit der sjtäteren liberreichung 
des Entwurfs selbst zu. V'gl. den Vortrag des Regierungseommi-ssars (des 
.Ministerialrats Dr. Dreidenbachl in dci Ausgaln.- der ersten Abteilung des 
l'.iitwurts von |8|| S. te 
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hang hiermit wurde auch am 14. Juni 1836 ein Gesetz erlassen, 
welches eine zweckentsprechende Ausführung des Art, 92 der 
Verfassungsurkunde spcrielf für grössere legislatorische Unter- 
nehmungen anstrebte. Immerhin liess sich die Hoffnung der Stände, 
bereits in der unmittelbar folgenden Legislaturperiode den Entwurf 
eines bürgerlichen Gesetzbuchs vorgelegt zu erhalten, nicht erfüllen. 
Brauchbare Vorarbeiten waren nicht vorhanden. Ebenso fehlte es 
in den übrigen deutschen Staaten, welche gleich Hessen die Her- 
stellung eines bürgerlichen Landesgesetzbuchs versprochen hatten "*k 
noch an Entwürfen. Man war deshalb In 1 Ies.sen wesentlich auf .sich 
selbst angewiesen. Von neueren Codificationen standen nur das 
Preussische Landrecht, der Code civil und das Oesterreichische 
bürgerliche Gesetzbuch als etwaige V'orbilder zur Verfügung. 
Endlich entschloss sich die Regierung im Jahre 1841 zur Ver- 
öffentlichung eines Teilcntwurfs. Er behandelte das Personenrecht 
und um.schloss hierunter in fünf Titeln die Beurkundung des Personen- 
standes, das Ehe-, Eltern- und Vormundschaftsrecht, sowie das Recht 
der Curatel. 1842 lag er im Drucke vor"’). 

Die Regierung durfte mit der Beurteilung, welche der Entwurf 
von Seiten der Fachmänner erfuhr, zufrieden sein. In einer längeren 
Besprechung des Hofgerichtsadvokaten Friedrich Purgold"*) 

"*) So in Bayern mul Sachsen. Saetesen löste .sein 1834 gegebenes 
Vri-Hprcchen erst 1852 ein, Bayern seine Zusicherung von 1818 sogar erst i86i. 

'") Der Bntuurflährtden Titel: .Kiitwurf eines bDrgeriiehen Geselzbnehs 
Ihr das Grossherzogtlium Hessen, nebst Motiven. Erste Ablbeilung, enthaltend 
tlie Tite): von der Beurkundung des Personenstandes, von dem Ehe-, Ellem- 
niul Vomuindschaüsrechte, und von dec Curatel. Darinstadt 1843. Im Verlage 
der Invalidcn-Anstalt. Erster Theil: Gesetzentwürfe 193 S.). Zweiter Theil; 
Motive (371 S.)". — Als Vorwort ist ein Erlas.s des Ministeriums des Innern u. 
der Justiz vorausgeschickt; »Auf allerhöchsten Befehl Seiner Königlichen Hoheit, 
des Grossherzogs wird der nachstehende Entwurf des Personenrechts mit 
Motiven, als eine Arbeit des Redactors, beziehungsweise der zur Begutachtung 
des Entwurfs eines bürgerlichen Gesetzbuchs für das Grv>sshi rzogtlium 1 lessen 
niedergesetzten Commtssion, durch den Druck der Publicitat übergeben, um 
bei den demnachstigen dehnitiven Entschliessungen die inzwischen laut ge- 
wordenen Ansichten der in- und aitslandcschen Männer vtmi Fach benutzen 
zu können. Darnvstadt am 26. October 1841. Grosaherzoglich Hc-ssisches 
Ministerium des Innern und der Justiz, du Thil. Prinz,“ 

"*) , Praktische Bemerkungen zu dem Entwurf eines bürgerlichen Gesetz- 
buchs Ihr das tjrossherzngthum Hessen“ in der Zcitschr. Ihr Deutsches K, 11. 
lientschc Kcehtswissensch. Bd. VII (1843) S. 345—377. 



Digitized by Google 




94 



zu Darmstacit wurde der Kntwurf „eine naeli Inhalt und Form ge- 
diegene Arbeit“ genannt, „welche uns so recht deutlich vor Augen 
lege, wie ein neues sachgemasscs, deutsches Gesetzbuch unserer 
Bildungsstufe- allerdings möglich, dass jedoch, um den vorliegenden 
Kntwurf seiner Vollendung nahe zu bringen, immer noch mannig- 
fache Umgestaltungen desselben nöthig seien“. Auch der bekannte 
beidelberger Kechtslehrer Heinrich ^oepfl"*| widmete dem 
Kntwurf eine warme anerkennende Kritik. Kr rtlhmt dem Kntwurle 
nach, dass „durch ihn ein frischer, kräftiger Gci.st wehe“, „namentlich 
verdiene das Talent der Kedactiun und die I’räcision und Kleganz 
der Sprache alle Anerkennung.“ „Der Tadel, welcher den Kntwurf 
im Allgemeinen treffen dürfte, ist nur ein, besonders in den ersti-n 
'l'iteln zu sehr ülterwiegendes Streben nach Kürze und die häulige 
Unterlassung der Ausfüllung der Kücken des Code civil*. ,-\ls 
Gesamturteil wird am -Schlüsse zu.sammengefa.sst, dass der Kntwurf 
„alle Krfordemisse in seinen Gmndlagen -besitze, um bei einer 
nochmaligen, zunächst nur auf Vervollständigung <les Details ge- 
richteten Revision eine tüchtige (jrundlage für den bürgerlichen 
Verkehr zu bilden“. 

Diese wohlwollende Aufnahme des Kntwurls berechtigte zu 
den besten Ilufl'nungen für seine Zukunft. Nach nochmaliger Durch- 
arbeitung und nach Vornahme einer Reihe von Änderungen erfolgte 
im Jahre 1844 eine zweite Ausgabe der bereits genannten ersten 
Abteilung des Kntwurfs. Auch die beigegebenen Motive waren 
entsprechend diesen Antlerungen umgestaltet worden. 1 heran reihte 
sich im Jahre 1845 die Veröflentlichung der zweiten Abteilung “■) : 

HfidcllH rger Jahrblivlu-r der Literatur 1843 S. 49-91. 

Die Vcrftrtcntlichung datiert v«mi 2a. OkUflHT 1845. Audi dieser, 
wie den folgenden beiden Abteilungen, sind eingehende Motive beifgrfügt. — 
Diese beiden ersten Abteilungen dos Kntwurfs von 1844, 1845 sind in trclHiehcr 
Weise von dem Pandektisten l.udwig Arndtsin den Kritischen Jahrbüchern 
Ihr Deutsche RcehUwisst'nschal^ lid. XIX |io. Jahrgang, 1846, n. K. Kd. IXt 
S. luB 154, S. 215—260, Kd. XXII (11. Jahrgang, >847, n. F. Kd. XII) ^>799 635 
besprochen worden. V'on weiteren kritischen Arbeiten verweise kh auf 
Lm. Moffmanii, Beiträge zur Keurtbeilung des Kntwurfcs der ersten Ab* 
theilung des bürgerlichen Gesetzbuches Ibr das (irosshrrzogthuiii Ile-ssen, 
Darmstadt 1844, (645. Der gleiche Veiiasser Illofgerichts-Advokat zu Üanu* 
Stadt) hat auch iin X. Bande der Zeitschrift für Deutsches K. u. Deutsche 
Rechtswi».senseh. S. 353- 409 einen Aufsatz ,t'ber das Wesen der Intestalerb' 
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„enthaltend die Titel von den Vermögensgegenstflnden und deren 
Kintheilung, von dem Besitze, von dem Kigenthumc, von den Dienstbar- 
keiten, von der Verjährung und Krsitzung“. Unter dem gleichen 
Tage wurde die dritte Abteilung „V^on der Krbfolgc'’ ht*rausgegeben. 
Die letzte Abteilung endlich das Obligationcnrecht folgte erst 
8 Jahre spater. Kin Ministerialerlass vom 13. Februar 1853 
publicierte das erste Buch der vierten Abteilung"’) mit der Über- 
schrift „V^on den Verbindlichkeiten im Allgemeinen“ (365 Artikel), 
ein Ministerialerlass vom i6. August 1853 das zweite Buch „Von 
den V^erbindlichkeiten im Besonderen.“ 

Nur die erste Abteilung des Fntwurfs, das Fersoneiirecht, 
ist zur Vorlage an die Stände gelangt. Von den Ausschüssen 
beider Stündekammem wurden umfangreiche Berichte erstattet"*), 
in beiden Kammern eingehende l^eratungen unter Abstimmung 
Uber die Einzclartikel des Entwurfs vorgenommen"*). Weiler 

folge, ab Hcitrag zur Bcurtlicilung des Entwurfs eines bargerHchen ücsetzbuclis 
rtir das Grossh. Hessen** vcrAfTcntJk’ht. (iegen den hessischen Entwurf (wie 
gegen jeden Codißcaüonsvcrsuch) spricht sich aus L. W. Fischer, Die 
teutsche Kechtsreforni und der Versuch eines hessischen Gesetzbuches, Stutt* 
gart 1846. 

"*) Die vierte Abteilung Rihrt die GcsarntüberscliriO: „V'on den Verbind- 
lichkeiten". — Auch die Erlasse vom 13. Februar und 16. August 1853 sprechen 
m»ch von einer „denmächstigen definitiven Kedaction**. 

"*) Den Bericht des Ausschusses der zweiten Kammer (der Au.s»chuss 
bestand aus fünf Mitgliedern; Ihr das bald nach dein Beginn der Arbeit ver- 
storbene Mitglied, Abg. MoUcr, wurde im Juni 1845 der Abg. Lctlhcissen ge- 
wählt) siche in den Verh. d. 3. K. d. Land.st. i844;47 bd. VI Beilage 331 
(Berichterstatter die Abg. Kilian, Franck und Aull), den Kericlu des Ausschusses 
der ersten Kammer (Berichterstatter Freiherr von Arens) in den Verh. d. i. K. 
<L Landst. 1844/47 Ausschussberichte. Eine Zusamnienarbeitung dieser Aus- 
schussbericlite wurde in dem „Bericht der zur Begutachtung des Entwurfs der 
ersten Abtheilung des bürgerlichen Gesetzbuchs (Ür d. Grossh. Messen 
wählten Ausschüsse erster u. zweiter Kainmer* 1846 als 4. Btitragsband der 
Verh. d. 2. K. i844i'46 veröffcntlichL Die „VorlKMnerkung“ hierzu enthält einige 
Notizen über die Vorberatung des Entwurfs in den Ausschüssen. Überdies 
wurde 1846 (Darinstadt, 4) der Wortlaut der 1. Abteilung des Entwurfs unter 
Gegenüberstellung des Wortlautes der abändernden Ausschussanlrägc publiciert 
(„Entwurf der ersten Abtheilung des bürgcrl. Gesetzbuchs für das Grossh. 
Hessen nach den Anträgen der zur Begutachtung gewählten Ausschüsse der 
ersten u. zweiten Kammer**). 

Die Beratungen der zweiten Kammer siehe in den Verhandl. d. 3. K. 
d. Lands!. t844;46, Protokolle Bd. 111 V^, diejenigen der ersten Kammer in 

7 
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gelangte man nicht. Der Hauptgrund lag wohl in dem Beginn 
der unruhigen Jahre 1848 und 1849. Andere Interessen traten 
in den Vordergrund. Die erregten Volksvertreter kämpften in 
den Kammern um andere Fragen. Sicherlich spielte bei dieser 
Hintansetzung des bisherigen Codificationsplancs auch die Oppo- 
sition , die sich in Rheinhessen gegen den Plan eines einheit- 
lichen hc,s.sischen bürgerlichen Gesetzbuches regte, eine Rolle. 
Mit Zähigkeit hielt man in Rheinhessen am Code civil fest und 
betrachtete die Pläne der Regierung als Kingriff in verbürgte 
Rechte'®’). Kndlich mochten, wenigstens zunächst, die Hoffnungen 
auf ein ge.samtdeutsehes bürgerliches Gesetzbuch wirken '*'). Jeden- 
falls war von einer ständischen Weiterberatung des Kntwurfs keine 
Rede mehr; — auch nicht, nachdem sich die Wogen der politischen 
Bewegung beruhigt hatten. Das einzige, was von Seiten der 
Regierung geschah , w'ar die Veröffentlichung eines revidierten 
Kntwurfs der zweiten Abteilung '*■*) und die bereits erwähnte 
Publication der vierten Abteilung Ober das Korderungsrecht"”). 
Bei Letzterem mochte man wesentlich vorhandenes Material durch 
den Druck herausgeben. 

den Verhandl. d. i, K. d. Landst. i846)'47 , Protokcillc Hd. U S. 817 fl'., III 
S. 1143- 1324. 

V'gl. oben S. 87 in Anm. loa. 

Sic waren durch die Beratungen der Bundt*i«vcRiammlung in Krank- 
Tutt geweckt worden. Die Situation kcimzcH'hnct am Ik'sten der Antrag, 
welchen die Abgeordneten Xitz, Lehne und Brunck in der zweiten hessi- 
.sehen Kammer cinbrachten: «Wir stellen den Antrag, dass die Kammer dk 
Staatsregierung ersuchen wolle, den Kheinhessen ihre Institutionen ohne KOck- 
sicht auf die in der letzten Kammer geschehenen Abstimmungen einer Ab* 
theilung des Civilgcsetzbuchcs und eines Polizcistrafgesctzbuchcs, imd ihre 
Gesetze in vollständiger Wirksamkeit zu belassen, bis ein allgemeines 
deutsches bOrgerliches Gesetzbuch von allen 5 kaaten in repräsen- 
tativer Verfassung und mit Vertretung des Volkes berathen und angenommen 
sein wird* (Verh. d. a. K. der Landslände 1847, '48, Beilagen Bd. I, Beilage 
Nr. 159 2. 18. Prot. V. 4. März 1848I. 

'**) Es geschah im Jahre 1851 auf Grund einer Begutachtung der zweiten 
Abteilung des Entwurfs durch die Gerichte. Der vorangeschickte Ministerial* 
erlass datiert vom 23. April 1851. — Bei dieser Gelcgcnlicit sei darauf lange* 
wiesen, das.s die Bibliothek des Landgerichts Darmstadt eine Sammlung ge- 
richtlicher Gutachten Aber den EiitwuH' ini Manuscript l>ewahrt 

Vgl oben bei Anm. 117. 
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Nachdem so die Versuche einer bürgerlichen Gesamtcodi- 
fication für das Gro.ssherzogtum erfolglos geblieben waren, sah 
sich die Regierung von Neuem zur Einzelgesetzgebung gezwungen. 
Ein Vorgehen mit diesem Mittel der Legislation war um so mehr 
geboten, als einzelne Kragen des bürgerlichen Rechts unabweislich 
der gesetzlichen Erledigung bedurften. So erfolgte noch im Laufe der 
50er Jahre eine Ausgestaltung des Immobiliarsachenrechts mittelst 
der beiden wichtigen Gesetze vom 21, Februar 1852 „Die Erwer- 
bung des Grundeigentums und die besonderen rechtlichen Folgen 
des Eintrags eines Erwerbstitels in dem Grundbuche in den Pro- 
vinzen Starkenburg und Oberhessen betreffend* und vom 15. Sep- 
tember 1858 „Das Pfandrecht betreffend“ '*•). Andere Gesetze 
und Verordnungen zur Au.sgestaltung der eben berührten Themata, 
■sotvie ober Verjährung von Forderungen, über Enteignung, Berg- 
recht, Fischerei-, \Va.sserrecht u. a. m. folgten Immerhin ist 
die gesetzliche Fortbildung des bürgerlichen Rechts im Gros.s- 

Im engen Zu<^mmenhauge stchl mit dem ictilgcnanntcn Gc.*»ctzc 
das Gesetz V. 15. Sept. 1858 die Rangftrdming der Gläubiger betrefl'. — Vgl. 
W. Möller, Die Ingro.ssation des Grundeigenthums nach d. Grossh. Hess. 
Ges. V. 21. Fcbr. 1852 (Darmstadt 1855) und \V. Möller, Da.s Pfandrecht 
nach d. Grassh. Hess. Ges. v. 15. Sept. 1858 (Darmstadt 1871). Eine Ord* 
nung dc.s Er»’crb» von Ctrundeigemum in Rheinhessen erfolgte in wesentlicher 
Cbcrein.ntimmung mit dem Ges. v. ai. Kcbr. 185a durch das Ges. v. 6. Juni 
1879. Für da-s Pfandrecht in Khemhessen vgl. v. Meibom, Deutsche» Hypo- 
ihckenrccht Bd. VII. Eine gesteigerte Annäherung an die Kechtsverhaltnis.se 
in Starlcenburg und Überhessen bedeutet das Gesetz vom 10. Mai 189:), Grund- 
cigentliun] und Hypothekenwesen in der Provinz Kheinhessen l>etrelf. Nach 
der Bestimmung in Art. 43 tritt es erst nul dem i. Januar 1894 Kraft. 

'•*1 Eine Zu-sammcn.stcllung der 'rilci der hessischen Gesetze civilisti- 
schen Inhalts (bis Juni 1Ö79) »ichc bei P. v. Roth, System dos Deutschen 
Privatrechts Bd. I S, 153—155. Die oben ini Text hervorgehobenen Themata 
behandeln da.s Gesetz vom 19. März 1853 Ober die Verjährung der persönlichen 
Klagen in den Provinzen Starkenburg und Oberhessen (vgl. W. Müller, 
Commentar Ober das Gros^. Hess. Ges. v. 19. Marz 1853, Marburg u. Leipzig 
1854), («esetz vom 4. August 1871, die verbindende Kraft der ImmobiJiarver- 
Ausserungsverträge betreff., da-s Gesetz vom 27. April 1881, die Ausübung und 
den Schutz der Fischerei betreff., das Berggesetz ftir das Grossherzogthum 
Hessen vom 28. Januar 1876, das Gesetz vom 26. Juli 1884, die Enteignung 
von Grundeigenthum betred', («ehe hierzu Arnold, Das Gesetz die Enteignung 
von Grundeigenthuin betreff.. Dann.stadt 1885), das Gesetz vorn 30. Juli 1687. 
die Kadic und die nicht ständig fitessenden Cicwäs»cr betreff. 

r 
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herzogtum in den letzten vierzig Jahren eine wenig umfangreiche 
gewesen. Vor Allem hat die Gesetzgebung das eheliche Güter- 
recht und das Erbrecht kaum gestreift. 

Seit dem Jahre 1871 hat sich für Hessen eine neue Quelle 
bürgerlichen Rechts in der Gesetzgebung des deutschen Reiches 
eröffnet. Auch die Reichsgesetzgebung aber hat. dies darf als 
bekannt vorausgesetzt werden, bisher nur für eine beschränkte 
Zahl civilistischer Fragen die bindende Antwort gegeben. 

So ist die Kenntnis der zahlreichen Harticularrechte, deren 
Namen und Geschichte wir im Laufe unserer Darstellung verfolgt, 
für die hessische Praxis auch heute noch von tiefgreifender Be- 
deutung. Von tiefgreifender praktischer Bedeutung ist ferner vor 
Allem die Kenntnis der Verbreitung dieser Quellen innerhalb 
der Grenzen des heutigen Grossherzogtums. Hierfür will die 
treigegebene Rechtskarte ein Hulfsmittel bieten. Ihrer Erläuterung 
gilt der folgende Paragraph. 

§ 4. Die Verbreitung der Particuiarrechte. 
Ergebnisse für das geltende Recht 

Alle Entwürfe von Rechtskarten ') müssen sich, um die erste 
Forderung grö.sstmöglichcr Übersichtlichkeit zu erfüllen, zur Be- 
■schränkung entschliessen. Die von uns farbig abgegrenzten 

') KOr unsere Kechtskarte vgl. oben S. a Anin. a. Ihre Herstellung war, 
sioweit sich Verf. nicht auf die Krgebiiisse früherer Sondenmiersuchungcn ver- 
lassen durfte oder wollte, nur mit Hülfe eines eingehenden mühevollen Akten* 
Studiums möglich. Verf. Ist bei seinen Studien in liebenswürdigster Weise von 
Herrn Obcrlandesgerichtspräsidentcn Knorr, sowie den Herren Landgerichtv 
prftsklenlen Maelienhauer und Kreiherm von Kicou imtenslützt worden. Vielfach 
liegen auch den Feststellungen, welche ihre Einzeichnung auf der Rechtskartc 
gefunden haben, unmittelbar eingezogene Auskunltserteilungcn der Amtsgerichte 
zu Orunde. Auch diese anitsgerichtlicheii Mitteilungen sind dem Verf. stets in 
enigegcnkominendster Weise erteilt worden. — Eine Vorarbeit stellt vor Allein 
die mehrfach dtierte Schrift von K. Zimmer mann, Hie Sonderrechte der 
Provinzen Starkenburg und Oberhessen des Cirossh Hessen (Hnrirtstadt, 1873) 
dar. Ihc in der Provinz Starkenburg geltenden PanicularrcclUe hatte bereits 
1847 eine kleine Bn»cluire von Metzler, Verzeiebniss der Orte der Provinz 
Starkenburg mit Angabe des l-ntergerichts und des geltenden l..andrechts 
|l>annstadt) verzeichnet. Haiikenswcrtc lieitrAge zur Abgrenztuig der Particular* 
rechte der beiden rechtsrheinischen Provinzen de.n (irossherzogtum*« rnthAlt der, 
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yufllcngebietc sind Teile eines geschlossenen grosseren Rechts- 
Verbandes. — des Grossherzogtums He.ssen. Sie sind gleichzeitig 
als hessische l.andesteile Teile des Ileut-schen Reiches. Um des- 
willen stehen über ihnen Rechtsquellen mit weiter gedehnter 
Gültigkeit für alle, oder doch für eine grössere Reihe von ihnen. 
Jede Entscheidung einer bürgerlichen Rechtsfrage erfordert somit, 
sofern ihr Sitz das Grossherzogtum He.ssen ist, folgende Über- 
legungen : 

I. Gilt für die zu lösende Rechtsfrage ein deutsches Reichs- 
gesetz? Ist dies der Kall, so geht das einschlagende Reichsgesetz 
jeder particularen Quelle vor. 

II. Besteht kein zwingendes Reichsgesetz, so ist die gleiche 
Krage in 1 linblick auf die hessische Landesgesetzgebung zu stellen. 
Von letzterer gilt für den Gesamtunifang des Gro-ssherzogtums 
die hessische Gesetzgebung soweit sie seit dem letzten Abschlüsse 
des hessischen Territorial verbandes (1H66I erlas.sen ist. 

Soll einem Landesgesetze eine territorial beschrankte Gültig- 
keit zukommen, so bedarf es des ati.sdrücklichen Hinweises -|. 
Kür die Gesetzgebung vor dem Jahre 1866 ist zwischen alt- 
hessischen Gebietsteilen und zwischen den spateren Neuerwerbungen 
zu scheiden. Beispielsweise hat die altere hessische Gesetzgebung 
auf die in den ersten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts bezieh, im 
Jahre 1866 erlangten Territorialvermehrungen nur soweit Anwen- 
dung zu linden, als dies durch spätere Au.sdehnung.sge.setze be- 
stimmt worden i.st 

leider unvollendete, Aufsatz von O. Becker, Beitrage zur Kenntniss des ehe- 
lichen flDter- und ürbfolgerecht» in den rechtsrheinischen Provinzen des Gross- 
herzngthiims Hessen, insbesondere in der l*rovinz Oberhessen ini Archiv f. 
prakti-s-he Rechtswisseiwehaft n. F. B. XV (3. K. B. IV| und Neubauer, l>as in 
I feutschland geltende eheliche Goterecht. Berlin 1879. Weitere Literatumach- 
weise sollen an den Finzelpunkten gegeben werden. Eine Gesamtdarstellung 
des borgerlichen Rechts im Grossherzogtuin Hessen fehlt. G. ROhl, Das ge- 
meine Igenieingeltendel teutsche Privatrecht mit vorzOgUcher Hinweisung auf 
die besonderen Privatrechts<tuellen im Grossh. Hessen und mit Erläuterungen 
derselben, a. .\usg. (Darnistadt, 1837I lasst auch die bescheidensten .AnsprOche 
unbefriedigt. 

’l Ifics Ist nicht selten geschehen. Vgl. z. B. die ttben § 3 in Anm. 124 
und 135 aufgefbhrten Einzelgesetze, welche sich beschrankte Gültigkeit tbr 
Rheinhessen beilegen. 

■*1 Siehe hieiiUr die erschöpfende Übersicht bei Koch 1 er, Uic tiesetz- 
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III. E.S fehlt, so nehmen wir an, an einem Keichsgesetze 
und einem hessischen I.andesgesetze. Krst jetzt entstehen in 
Hinblick auf die anzuwendende Rechtsquelle Schwierigkeiten. 
Diese Schwierigkeiten sind gehoben, sobald fe.stgestellt wird, dass 
der Sitz des Rechtsverhältnis.ses die Provinz Rheinhessen 
ist. Als einzig entscheidende Quelle gilt in diesem Falle der Code 
civil*). Ungleich verwickelter liegen die Verhältnisse, sobald die 
Provinzen Starkenburg und Oberhessen in Frage kommen. 
Welches der zahlreichen alteren Particularrechte entscheidet hier? 
Auch wenn auf diese Frage die richtige Antw'ort erfolgt, ist viel- 
fach der Zweifel Ober die massgebende Rechtsnorm noch nicht 
gelöst. Alle Jene Particularrechte der Provinzen .Starkenburg und 
Oberhes.sen sind, — dies w'urde bereits wiederholt hervorgehoben, 
keine geschlossenen Gesetzbücher im modernen Sinne. Ihre zahl- 
reichen Lücken bedürfen der Krganzung. Diese Ergänzung bietet 
das gemeine Recht. Wegen seiner weittragenden Bedeutung für 
Starkenburg und Oberhessen sei es hier, wie in der Farbenscala 
der Rechtskarte, vorangestellt. .Auch unseren sonstigen Erläute- 
rungen der Rechtskarte sind die Ziffern der Farbenscala zu 
Grunde gelegt. 

I. Das gemeine Recht ohne eines der Particular- 
rechte unter 2—19. Sein umfangreich.stes Geltungsgebiet liegt 
in der Provinz Oberhes.sen. V'or Allem wird es durch die Er- 
werbungen der Landgrafschaft I lessen-Darmstadt aus der marburger 
Erbschaft gebildet '). Zu ihm gehören ferner diejenigen Gebiete 



gebung des (>ross)icrzngt)iuiiis Hessen. (Dariiistadl, 18481 S. 110 tl'. und 
Zininicrniann S. 62—73. f*'ür die 1666 erworbenen GebieLsteüe sei besonders 
auf die Gesetze vorn 3. Februar 1868. a. Juni 1868. 27. März 186g und auf die 
Betcanntinachimgen vom a. Juni 1866, 35. Apri) 1884 und 6. Januar 1888 verwiesen. 

•) Vg). für das Geltungsgebiet des Code civil oben S. 41 und 43, Uber 
seine Kinibhrung in Rheinhc.ssen und seine Literatur oben §. 3 bei Anm. 101 ff. 

*) Vgl. oben S. 9. Siehe Z i m m e r m a n n a. a. O. .S. 8 flT. Zweifel be- 
stehen aus der Zahl dieser Erwerbungen nur hinsichtlich der S. 9 Anm. 33 
aufgcüihrten nicht reirhsunmittelbaren Besitzungen der Frcihcrm von Ricdcsel. 
Das bei den Akten des frftheren Hofgerichts Giessen (betreff, die im Land- 
gerichtsbezirk I.autcrbach geltenden Rechte) liegende Exemplar der riedcscl- 
sehen Verordnung vom ii. Sept. 1769 enthalt den handschriftlichen Vermerk: 
.Vorstehende Landes-Verordnung habe auf hohen Befehl in Maar Dom. XIX 
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bezieh. Gebietsanleile, welche im l^ufe des 17. und 18. Jahrhunderts 
mit der Provinz Oberhesstm vereinigt wurden"». Gemeines Recht 
gilt auch in der Stadt Kriedberg und in den ehemals reichsritter- 
schaftlichen Besitzungen Ockstadt und Oberstra-ssheimer Hof*). 
Innerhalb der Grenzen der Provinz Starkenburg bestehen keine 
particularrechtlichen Besti?iinningen für den Umfang der I lerrschaft 



und in Wernges IJkjm. XX p«»t Trinität, a. c. von der Kanzel bekannt gemacht. 
Maar d. 16. Oetbr. 1769. Joli. Hcnr. Theod. Sartorius, Pfarrer daselbst.** 
Trotz dieser Verkündigung, welche mit drm in den »«mstigen riedesebchen 
(iebu^en üblkiicii PublicatioiiMnodus ülKtrcinstimnite, kann die Wrordnung 
vom II. Sept. i7<)9 in den nicht reichsuiiniittclbarcn (iebieten keine Gültigkeit 
beanspruchen. Bindende Landesgesetze bezieh. Verordnungen konnte in ihnen 
nur dir Landeshcrrschaft, d. h. der Landgraf von Hessen • Ihtrmstadt, er* 
lassen. 

*) Oben S. II. In allen diesen und den oben S. 9 aufgefhhrtcn Ort* 
schäften gilt die gesamte hessische Gesetzgebung. Vor Allem regelt sich 
für sie die wichtige Krage des ehelichen Güterrechls nach der althrs»ischen 
Verordnung vom a.Mftrz 1795 (<) Beck er a. a. O. S.8 ff, (jarris, Errungen* 
scbaftsgcmeinst'hart S. 45 ff,, Neubauer a. a. O, S. 56 fg.). 

’) Vgl. oben S. 17 und S. 79. Siche in in e rm a n ti S. 17, aiu h 
U. Becker a. a. O. S. 8. 

•) Siche oben S. 39 Anm. 94. Nach der Darstellung, welche O. Becker 
a. a. O. S. 8 giebt, i.st die Frage nicht zweifdUts. Specielt handelt cs sich um 
die Lüsung der Frage, ob in t>cksudt und iin Oberstra.ssheimer H<if das 
Sdmser l.aiidrccht Anwendung zu finden hat Ein zur AufkUrtmg auf meine 
Bitte vom (in»!«h. Landgericht (üessen cingezogener Bericht des Amtsgerichts 
Kriedberg stellt Folgcndc.s fcstt Die Frage nach dem in Ockstadt und im 
Obemtrassheimer Hof geltenden Rechte Ist in den letzten Jahren nur ein Mal 
in Sachen Ewald gegen Wittwe Gröningcr angeregt worden. Bel der Ent* 
Scheidung ging das Gericht davon au.s, «dass Ockstadt zweifellos an sich nicht 
zum Gebiete des Solmscr l^ndrechts gehöre, vielmehr gemeines Recht dort 
gellend sei, dass die Geltung des Solmscr Landrechts in Ockstadt daher nur 
Folge eines dasselbe für Ockstadt anw'cndemlen Gerichtsgebrauchs sein könne.** 
Da «ein s<ilchcr Gerichtsgebraueb jedenfalls nicht zweifellos*' sei, öberliess es 
das Gericht dem Kläger, der sich auf einen .solchen (jcricht^cbrauch stützte, 
gemäss § 365 Cl *0 den Beweis hierfür zu erbringen. Kläger hat diesen Be- 
vreis nicht angetreten. Das Gericht nahm daher an, da.ss in Ockstadt gemeines 
Recht gelle und entschied im Einklang mit dieser Annahme. Mit unserer Auf- 
fassung stimmt Z i m m e r m a n n S. 96 überein, ebenso ein Bericht des froheren 
Landgerichts Friedberg vom 27. Mai 1860 an das H<»fgerich( Giessen (Akten 
des früheren Hofgerichts (iiessenh 
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Fränkisch-Crumbach für Georgenhausen'“), Bobstadt, für den 
Finkenhof") und für den grössten Teil des alten Amtes Umstadt '*). 

•| Dies bcÄtätigi mir eine au.slt)hrliclie Auskunft des Amtsgerichts Rein* 
licini viim ao. Mai 189^ Durchaus Qblich ist es aber» dass die Khegattcn vor* 
tragsnulssig ihr eheliches Gotrrrccht nach dem Katzenelenbogencr Landrecht 
ordnen. — Obcrritistinimcnd Zini inerma iin S. 35, Metzler S. 3. — Vgl. 
oben 5 . 24. 

*•) Übcrcin-stimmend Zimmermann S. 35. Metzler S. 4. Die Frage 
ist nicht unbestritten. Zimmermann berichtet, dass neuerdings ( 1873) das Amts* 
gcricht Rcinheim fttr Georgenhausen (nnmoiiviertcr Weise) Katzenelenbogencr 
LaiKlrecht anwende. Verf. wird in seiner Auffassung von der Gültigkeit des 
gemeinen Rechts für (ioorgenhausen durcli eine Auskunft des (ir<»ssh. Ober* 
landesgerichts Dannstadt bestärkt. Darnach hat ^das Oberlandesgericht unter 
dem 39. I>cx. 1879 in Sachen des Steuerliscus, Klagers, gegen die Wittwe des 
Rentners Jakob Heyl in Ressungen, Beklagte, wegen Collateralsteuern (U. 13/79I 
auf Grund vorausgegangener Beweisaufnahme entschieden, dass in Georgen- 
hausen hinsichtlich der ehelichen Vermögensrechte nicht das Katzenelenbogencr 
Landrccht, sondern das gemeine Recht, das nur durch Aufnahme der 
LrrungfnschafbgcmeinschaR und Theilung der ErrungenschaR zu gleichen 
'Ifieilen nach Auflösung der Ehe gewohnheitsrechtlich geändert sei, Cieltung 
habe.“ — V'gl oben S. 24. 

ln Hinblick auf H«)bstadt ist die Krage nicht unbestritten. Hobstadt 
stand unter der Oberlchnsherrlichkeit des Kistums Worms. Inhaber des Lehns 
waren die Freiheirn von Franken.stein. Mit den rechtsrheinischen Wormser 
Besitzungen gelangte Bobstadt 1803 an Hessen (oben S. 16 Anm. 52). 
Zimmermann S. 13, Metzler S. t nehmen an, dass fUr die gedachte Stadt 
das gemeine Recht Anwendung zu finden habe. Ificsc AuR'as-sung vertritt auch 
ein Bescheid des früheren (iros.sh. Ilofgerichts Darmstadt an das Landgericht 
Lorsch vom 19. Juli 1829 (Akten des Hofgerichts hctrHf. dic im rhcmal. Amte 
Lampertheim gehenden Gesetze) und ein Bericht des früheren Landgerichts 
Lorsch an das Hofgericht DarmstadC vom 16. Januar 1847. Der gleichen An- 
sicht sind mehrere Mitglieder des (irossh. Obrriandesgerichts Darmstadt, welche 
früher bei dem vormaligen Landgericht l.orsch (zu dessen Amtsbezirk Bobstadt 
gehörte) beschfllVigt waren. Eine Entscheidung hierüber ist jedoch beim Ober- 
landesgericht bisher nicht ergangen. Abweichend wendet gegenwärtig das 
Amtsgericht Lcm'scIi für Bobstadt das Kurpfälzer Landrecht an. Ihis Amts* 
gerieht beruft sich hierfür auf die Hiatsache, dass alle Khcbcrcdungcn in 
Bob&tadt auf das KurpfäJzer l..andrecht Bezug nehmen. Überdies habe sich 
«ein constanter Gerichti^ebrauch“ für das Kurpfälzer Landrecht ausgcbildet. 
Meiner Meinung nach ist an der bisherigen Auffassung festzuhaltcn. Keines* 
falls konnte die Feststellung regelmässiger Ehcbcrcdungcn auf das Kurpfälzer 
Landrecht als entscheidend in Betracht kommen. Auch „ein constanter Gerichts* 
gebrauch“ dürlle gegenüber den angeführten abweichenden Zeugnissen schwer 
zu erweisen sein. 
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2. Der Grünberger Amtsbrauch. Seine Entstehungs- 
geschichte, sein Geltungsgebiet und seine l.iteratur sind oben 
S. 67 behandelt worden 

3. RiedeseTsche V^erordnungen. Praktische Bedeutung 
besitzt gegenwärtig noch die oben S. 90 fg. abgedruckte Verord- 
nung vom II. September 1769**). Nach einem Berichte de.s Amts- 
gerichts Lauterbach vom 13. Mai 1Ö93 findet auch sie jedoch nicht 
mehr in vollem Umfange Anwendung. Vielmehr wird, sofern eine 
Frau mit I ünterlassung minderjähriger Kinder stirbt, die Beobachtung 
der Bestimmungen unter Nr. 2 der citierten Verordnung gegenwärtig 
nicht mehr verlangt. Andere riedeselsche Verordnungen , so die 
umfangreichen Verordnungen vom 8, September 1757 , betreff, 
die muthwilligen Bankerottirer** ’•') und vom 5. September 1770 
„betreff, das Verfahren in Uypothekensachen* besitzen keine 
Gültigkeit mehr. 

4. F'uldisches Recht. Sein Geltungsgebiet ist der früher 



FOr drn rings von badischem Gebiet umschl(»s.Hencn Finkcnhnr (vgl. die 
Speeialkartc zu Wimpfen u. o. S. 17I Lasst sich die Anwendung eines bestimmten 
Particularrechts nicht nachweisen. Es erklärt sich dies daraus, dass die lindes* 
Hoheit Ober den Finkenhof Jahrhunderte lang den Gegenstand endloser Streitig- 
keiten bildete. Es ist deshalb (in Cbercinstimmung mit i in m e r m a n n S. 13 fl', 
und Metzler S. 3) richtig, fhrden Finkenhof lediglich die Ghltigkcit des gemeinen 
Keehts anzunchmen. Diese Auflassung teilt ein an das llofgcricht Dannstadt 
erstatteter Bericht des früheren I.andgcrichts Wimpfen vom a. Januar 1847 
(Akten des früheren Hofgeriehts Dannstadt l>ctrefr. die Landrechte in der 
Provinz Starkenburgh 

Übereinstimmend Z i m tn c r 111 a n n S. 44 flf., Metzler unter den Namen 
der emzelnen Ortschaften. Eine Ausnahme bilden die Orte Habitzheim, Gross- 
Zimmern, SprachbrOeken, Zeilhard und Dilshofen (vgl. Ihr sie unten unter 
Nr. 15). Für die Geschichte des Amtes l'mstadt sei oben auf S. 6 Anm. 6, 
S. II Anm. 35 und S. 16 Anm. 50 verwiesen. 

••) Für seine Anwendung in F'ragen des ehelichen Goterrechts sei noch 
besonders auf O. Becker a. a. O. S. 52—57, Neubauer a. a. O. S. 58 und 
Gareis, Erningenschaftsgemcinschaft S. 36 If. aufmerksam gemacht 

**) Für ihr Geltungsgebiet vgl. oben S. 39 Anm 9a, auch o. S. 129 
Anm. 6. 

Eine beglaubigte Abschrift beflndet sich bei den Akten des früheren 
Hofgeriehts Giessen, betreff, die im Landgcrichlsbczirk l^uterbach geltenden 
Rechte. 

'•| Im Besitz der freiherrl. KanzleiverwaJtung l^uterbach. 
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fuldischc Besitz Herbstein''). Beachtung verdient noch gegen* 
wÄrtig vor Allem da.s eheliche Güterrecht Fuldas 

5. Schützer Verordnungen. Das Particularrecht der 
ehemaligen souveränen Grafschaft Schlitz *") hangt insofern mit 
dem unter 4 aufgeführten Rechte zusammen , als auch in der 
Grafschaft Schlitz das fuldischc eheliche Güterrecht gi!t*'*|. Da- 
neben kt)mmcn als Sonderrecht noch mehrere Verordnungen der 
Grafen von Schlitz in Betracht. In einem Bericht des früheren 
Landgerichts Schlitz an das Hofgericht Giessen vom 26. April 
i86o wird auf zwei derselben (auf die Verordnung vom 2Ö. Marz 
1794 und vom 28. Juni 1795) ausdrücklich hingewiesen. Das 
Landgericht bemerkt jedoch, da.ss nur selten auf sie liezug ge- 
nommen werde ). Kinzelstücke dieser beiden Verordnungen, 
so weit sie nicht durch spatere hessi.sche Gesetze ausser Kraft 
gesetzt sind, bringt Anm. 106 auf S. 88 fl', zum Abdruck. 

6. Kurhessisches Recht bis t866. Dasselbe gilt ohne 
Beimischung anderer I’articularrechte in den oben S. 46 unter 
Nr. 1 und 4 aufgeführten früheren kurhessischen Gebietsteilen*'!. 

’h oben S. 33. 

'*! V'gl. oben S. 88 bei Anm. T05 und hierzu Eug. Thomas, System 
aller fuldlschcn Privatrechte, 3 Hde. Fulda, 1788- 90 (spccicll 11 8.29- 52), 
O. B c c k c r a. a. O. S. ao| - 220 und Zimmermann 8. 26. Pas Princip des 
fuldlsrhcn ehrlichen Göterrcchts ist das der allgemeinen (>Qtci7(eincinsrliaft. 

Uber ihren Umfang siche oben S. 25 bei Anm. 80. 

**! Siehe O. Becker a. o. O., Zimmer mann S. ao. 

***) Akten des froheren Hofgerichts Giessen hetrelT. das im Landgerichts- 
bezirk Schlitz geltende Recht. 

•') Von Literatur verwebe ich auf G. J. Kuienkamp, Literatur des 
gesammten kurhessischen Rechts, Cassel t8.}6, ferner auf die Sammlung von 
Gesetzen, Verordnungen, Aus.Hrhreibcn und sonstigen allgemeinen Wrfögungcn 
fttr die kurhessischen Staaten 17 Bdc., Cassel 1813-1866 und auf Malier u. 
Fuchs, Sammlung der im vormaligen Kurtbrstenthum Hessen noch geltenden 
gesetzt Bestimmungen von 1813—1866. Systematische Darstellungen bieten 
Lilienfeld, Versuch eines Handbuches d. gern. Civil- u. Privatrechts in 

f)eut.schland mit vorzügi. Rücksicht auf die Kurhessichen I*artikular- 

gesetze 2 Abt. Marburg T&43 und Roth u. v. Meibom, Kurhessisches 
Privatrecht 1 (einz.) Bd. Marburg, 1858- Neuerdings wird viel gebraucht 
„Handbuch des im Bezirk des froheren Kurfürstentums Hei^n geltenden 
Civilrechts in alphabetischer Ordnung. 2. A. Unter Mitwirk. v. C. Hofmann 
u. U. Fritze bcarb. v. M. Theobald (Kassel, i888|*. 
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7- Solmser Lanclesordniing. Sie ist, wie ein Blick auf 
die Rechtskarte lehrt, von ungleich grösserer Wichtigkeit, als die 
bisher betrachteten particularrechtlichen Quellen Bei ihrer 
Veröffentlichung im Jahre 1571 wurde sie zunächst nur fQr die 
Gebiete aller Linien des Hauses Solms erlassen**!. Noch im 
16. Jahrhundert fand sie jedoch durch besondern Publicationsakt 
auf die Besitzungen sämtlicher iscnburgischen Linien iVusdehnung**). 
Zu gleicher Zeit wurde sie durch eine Verordnung innerhalb der 
Herrschaft Babimhausen von Graf Philipp von Hanaiid.ichtenberg 
eingeföhrt Das Geltungsgebiet der Solmser Landesordnung 
ist damit nicht erschöpft. Sie fand auf dem Wege des Gewohn- 
heitsrechts auch in den übrigen l'eilen der Grafschaft Hanau 
Aufnahme *•). Auf Grund von Gewohnheitsrecht gilt sie ferner 

•*J FQr ihre (ieschichlc und Lileramr vgl. oben S. 73-75, für ihre 
Behandlung in der Rechtsprechung m»ch Bopp, Beiträge Ü. S. 18 87. 

**) Siehe oben S. 74. Kür den Umfang der gegenwärtig zum Cn*sshcrxog- 
tum Hessen gehörigen solmser Gebiete vgl. S. 24 fg. bei Anmerkung 74 — 79. 
Solmser Landrecht gilt auch in den mit dem solmser Territorialbesitz an He.sscn 
gelangten KlAstcrn Aritsburg nnd Kngelthal (oben S. 35 Anm. 78 und 791; 
ebenso in Niedcrweisel, siehe S. a6 Anm. 84 und hierzu Zimmermann 
S, «3). — Ausser der in der vorigen Anmerkung citierten Literatur sei für 
das eheliche Goterrecht dies 9olm.ser Rechts besonders auf O. Becker a. a. O. 
3. Heft (selbstständig paginiert) S. i ff., Neubauer a. a. O. S. 58 flT. und 
G a r c i s a. a. O. S. 33 ff., für das Erbrecht des überlebenden Ehegatten nach der 
gleichen Quelle auf SchOdler im Archiv für praktische Rcchtswbsenschaft 
n. F. R. XVI. (3. F. B. V.) S. 391 fg. verwiesen. 

Ziinmcrinann S. a8 fg., O. Becker a.a.O.Hcft a S. 2. Das ehe- 
liche Gotcrrecht der Solmser Landesordnung hat innerhalb der isenburgischen 
Gebiete eine besondere (jestaltung erhalten. Es geschah durch die isenburgcr 
Verordnung vom 18. November 1769. Hierüber vgl. O. Becker a. a. O. 
.S. 97 105 und Ga reis a. a. O. S. 39 ff. Für den Umfang der Lsenburgischen 
Besitzungen innerhalb des Grossherzc^ums vgl. oben S. 4a und 43. 

**) Verordnung vom 24. Augu-st 1579. Zimmer mann S. 31. Solmser 
Recht gilt in Folge dessen in Babenhausen, Harreshausen, I.jingst.idt, KIrrsiadi 
und Dudenhofen (vgl. oben S. 33 Anm. 104), sowie in Schaafheim, Harperts- 
hattsen, Dietzenbach, Schlierbach und Altheim (vgl. oben S. ti Anm. 34I. 

*•) Solmser Recht gilt somit auch im Umfange der früheren Ämter K<Klheim, 
Ortenberg und Dorheim (oben S. 33 Anm. 105), sow'ic in den Orten Massen- 
heim und Rumpenheim. Alle diese Besitzungen gehörten einst zur Grafschaft 
Hanau. Für das Amt Dorheim und für Massenheim und Rumpenheim vgl. 
unten unter Nr. 8. 
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unbestritten für Geinsheim Vilbel und für die Besitzungen 
der früheren reichsritterschaftlichen F'amilien von Löw, von Günde* 
rode, von Specht, von Rau, von Wetze!, von Albini und von 
Groschlag '■*). Bestritten ist die Gültigkeit des solmscr Rechts 
für die frtlherc Herrschaft I leiisenstamm und für Ober-Krlenbach. 
ln beiden Fällen bejaht Verfasser die Gültigkeit 

Zimmermann S. 47. Zum Beleg beziehe Ich mich auf einen 
umfassenden Bericht des früheren Landgerichts Grossgerau vom ao. März 1836 
(Akten des Hofgerichts Dannstadt das in Geinsheim geltende Recht betreff.) 
Kine AuskunA des Amtsgerichts Gross-Gerau bestätigt mir die fortdauernde 
Anwendung des solmser Rechts in Geinsheim. 

Siehe hierzu oben S. 43 Anm. 138, sowie Zimmermann S. 55. 
Hin Bericht de.s Amtsgerichts Vilbel an das Grossh. Landgericht vom 13. Mai 
1693 bestätigt die im Text aufge.stclltc Behauptung. 

”) Vgl. oben S. 24 Anm. 72, S. 29 Anm. 93, S. 30 Anm. 95, 96, 97 und 
98, S. 43 Anin. 135 (die Schreibweise „Groschlag* und ,Grofsschlag“ Andct 
sich neben einander). Zimmermann S. 35. 

•“> Für Heitscnstamm (oben S. 43 Anm. 135) stellt eine AuskunA des 
Gmssh. Amtsgerichts Offcnbach vom 4. Mai 1893 fest, das.s liierA)r das solmser 
Recht angewendet werde und da<», nach dem Inhalte der Akten zu schliesscn, dies 
die langjährige Gcrichtspraxis st*i (abweichend die Angabe bei Ziinmermann 
S. 39I. (iclegcntlich sei für Heusenstamm noch auf eins aufmerksam gemacht. 
Zimmermann erwähnt Air die frühere schönbomsche HerrschaA die Gültigkeit 
einer V'erordnung der Grafen von Schönbom vom 1. Januar 1764. Kingezogene 
Erkundigungen haben über diese Verordnung folgende Aufklärung gegeben: 
Im Jahre 1872 hat das gräfliche Rentamt zu Heusenstamm mitgeteilt, dass 
nach den von ihm angestellten Erhebungen „zu Heusenstamm, Hausen und 
Obertshausen -ausser dem .Solmser Landrecht eine Verordnung des Grafen 
Eugen Erwin von Schünboni d. d. Wien, 1. Januar 1764 Ober Testamente, 
Nic:»brauch der ErbschaA, welche den Kindern zulälU, gilt“. Der Wortlaut 
dieser Verordnung habe nicht ermittelt werden können. 

Hin.sichtlich Obcr-Erlcnbachs wird von Zimmermann 8.38 die Gültig- 
keit des Mainzer Landrechts behauptet. Zimmermann giebt aber selbst zu, 
das-s „seit dem Jahre ißai in Obcr-Erlcnbach das Soim.scr I.andrcchl angewendet 
werde“. O. Bcekcr a. a. O. S. 200 und Neubauer a. a. O. S. 60 constatieren 
nur die C'ontrovcrsc. Ein Bericht des Amtsgerichts Vilbel vom 13. Mai 1893 
stellt fest: „In Ober-Erlenbach wird von hiesigen Gerichten, solange cs den 
einzelnen (jerichtsmitgliedem denkt, da.s Solmser Landrecht unbeanstandet zur 
Anwendung gebracht und ist dieses dortselbst auch ofTenbar in das Rechts- 
bewusstsein des Volkes übergegangen. Altere Akten hiesigen (icrichLs, so 
Inventarakten aus 1824, 1840, 1846, 1849, 1850, 1856. 1859, i8b8 pp. ergeben 
das Gleiche, dass die Bestimmungen des Solmser l^ndrechts zur Anwendung 
gebracht w<ir<len .sind; von einer Geltung des Kurrnainzisclien l^ndrecht^. 
findet sich aber nirgends eine .Spur". Verfasser luu auf diesen Bericht hin 
nicht gezwcifclt, Ober-Erlenbach dem solmser RechLsgebiele einzurdhen. 
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8. Solmser l.andcsordnung mil kurhessischem 
Recht bis 1866. Die einzelnen Gebietsteile, welche hierfür in 
Betracht kommen, sind bereits oben S. 105 in Anm. 26 genannt. 
KOr da.s kurhessische Sonderrecht darf auf die Zusammenstellung 
S. 104 Anm, 21 Bezug genommen werden **). 

9. Burg-F*riedberger Polizeiordnung, sub.sidiftr 
Solmser Landesordnung. Die Polizeiordnung der Burg 
Friedberg**) besitzt für das bürgerliche Recht nur geringe Be- 
deutung**). Ihre Sätze beschäftigen sich, dem Namen und Charakter 
der Quelle entsprechend, weit überwiegend mit Polizei- und Ver* 
waltungsrcchl. So blieb dem Solmser I^ndrecht ein reiches Feld 
der subsidiären Anwendung**). l)a.s Geltungsgebiet der Fried- 
berger Polizeiordnung wurde bereits oben S. 79 umschrieben. Die 
einzelnen Ortschaften sind S. 26 in Anm. 85 aufgeführt. Zu ihnen 
gesellt sich Ilbenstadt, welches bis 1803 unter der Landeshoheit 
der Burg Friedberg stand**). 

10. Finzclmaterien des solmser Rechts (spec. ehel. 
Güterrecht der Solmser Landes ordnung). Fine solche 
Beschränkung auf Kinzelmalericn des solmser Rechts weist das 

•') För die Frajjen des ehelichen (iOtcrrcchls sei specicll auf Roth u. 
V. M c i b o m a. a. O. 1 $ 107 ff., 117 ff., lao ff. hinj?ewiesen. 

Für ihre F.iitstehungs^eüchichtc vgl. oben S. 7Ö ff. 
ln den Gerirhtsakten wird ihrer reKelinassig nur in Zusammenhang 
mit riicl XI |\'on Krb-Lcheii und l..aiidsiedel*Rechtenl gedacht. 

Dic.se subsidiäre Stellung des solmser Rechts ist in einem Beschluss 
des Hurgregiments vom 39. August 17«^ ausdrücklich bestimmt: «Auszug au.s 
dem Borg Fricdbcrgcr Regiments Protocollum. Actum Burg Fried- 
berg bey annoch währendem Regiments-Convent d. 29. Aug. 1703. Demnach 
auch von der Kayserl. Burg Friedberger Polizcy-Ordnung fa.st kein Kxemplar 
mehr vr>rhanden, als soll dic.se^lbc von Neuem aufgelegt w-erden mit dem 
Anhang, weilen die Solmstschc l. and Ordnung bei den mehrcsten bcnaclibarlen 
Herrschaften in der Wettcrau in Observanz seyc, dass solchen Soltiii.sche 
Ordnung, soweit selbige angeregter Kaysl. Burg Friedberger Polizey-Ordnung 
nicht zu wider, in K. chreng. Burg Friedberg und den» zugehörigen (iraf- 
schäften Kaichen hiermit gleichfalls rceipirct seyen, und hinkQiiftig solche in 
Gericht und aussergerichüichen Sachen bef*bachtel werden solle." Subsidiäre 

Gültigkeit besitzt die Solmser Landesordiumg auch für die ehemals Frankfurter 
( »ebielsleile des Gn>ss|ierzngtums jvgl. unten u. Nr. 17). 

.Siehe Ober die weiteren Schicksale der Herrschaft Ilbenstadt oben 
S. a6 Anm. 63. Die Gültigkeit der Friedberger Polizeiordming und des solmser 
Rechts in Ilbenstadt stellt ein Bericht des früheren Landgerichts Friedberg v. 

Mai 1Ö60 fest. Cbcrcinstitnmcndcr Ansicht Zimmermann S. 17. 
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bürgerliche Recht innerhalb der Gebiete von Stolberg-Gedem und 
Stolbcrg-Ortenbcrg**) auf. Die Fünftlhrung ist auf dem Wege des 
Gewohnheitsrechts erfolgt. Sie erstreckt sich auf das V'orniund- 
schaftsrecht und auf das Recht der Krbleihe, vor Allem auch auf 
die wichtige Materie des ehelichen Güterrechts "’). 

ti. Nassauisches Recht bis 1866, Titel 28 der 
Solmser Landesordnung. Der Friedensvertrag vom 2. Sept. 
1866 hat mit dem Grossherzogtum Hessen das nassauische Amt 
Reichelsheim und den Ortsbezirk Haarheim vereinigt '”!. In beiden 
Gebietsteilen gilt ein Mal die nassauische Gesetzgebung bis zum 
Tage der Mediatisierung des Herzogtums*'). Weiterhin findet 
speciell in Fragen des ehelichen Goterrechts zu Folge gesvohnheits- 
rechtlicher Aufnahme Titel 28 der Solmser l.andesordnung An- 
wendung. Titel 28 gilt jedoch nicht seinem vollem Inhalte nach, 
sondern hat durch das declaratorische Rescript vom 1 1 . September 
■773 P'üe Änderung erfahren"'!. 

12. Landrecht der oberen Grafschaft Katzenelen- 
bogen. Dem Katzenelenbogener Landrecht "I hat die Kraft der 
x\usdehnung, wie sie die Solmser Landesordnung in aussergewöhn- 
licher Weise aufwies, gefehlt, Ks ist im Wesentlichen auf das 
Kernland des heutigen Grossherzogtums beschränkt geblieben *'! 
und hat sich ^^r diejenigen Gebietsteile erobert, welche im Laufe 
des 16. und 17. Jahrhunderts in unmittelbare Verbindung mit der 

*■) Für die einzelnen ()rtsc!i.if!cn vgl. oben S. 25 Anm. 8j und 82. 

**) Übereinstimmend ZimmermannS. 20, Neubauer S. 59, O. Hecker 
a. a. U. 2. Heft S. 3. 

*•» Vgl. oben S. 46 unter No. 3 und 8. 

Das Rechtsmaterial findet sich im Verordnungsblatt des llerzogthuins 
Nassau 1809- t866. Von l.iteratur sei auf Pb. Hertrain, Das nas.sauisclie 
l’rivalreeht 2. A. (Wiesbaden, 1878) und Pb. Bcrtrain, Das nassauische 
Familien- und Vormundsdiaftsrecht (Wiesbaden, 1876! verwiesen. 

‘"I Siehe Itierzu Ga r ei s, Krrungenschaftsgemeinsehaft S, 43 ff. und 
O. Becker a. a. Ü. S. 105- iio. In Haarheun, welches 1803 aus Kunnainzer 
Hesitz an Nassau-Usingen gelangt war, gilt übrigens neben der iiassauischen 
Gesetzgebung und neben ‘Utel a8 der Solmser Landesordnung noch das kur- 
mainzer Recht (vgl. unten Nr. 14!. 

**) Kor seine Kntstehimgsgeschichtc und Literatur vgl. oben S. 67-72, 
hierzu auch noch Hopp, Beitrage 11 S. 95 ft'. Kür Kragen des ehelichen Güter- 
rcchts siehe noch bc.sondcrs .Neubauer a. a. O. S. 53, für das Krbrecht des 
überlebenden Khcgattcn Schndler im Archiv n. K. Hd. XVI S. j88 fl". 

“I (»Kii S, 5 ft. 
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oberen Grafschaft Katzenelenbogen traten”). Bereits die seit der 
zweiten 1 lalfte des i8. Jahrhunderts angegliederten Krwerbungen 
wurden nicht mehr vom Katzenelenbogener Landrecht ergriffen **)• 

13. Erbacher Recht. Auch das Sonderrecht der Graf- 
schaft Erbach i.st auf das Gebiet gleichen Namens beschränkt ge- 
blieben*'). Eine Erweiterung konnte im höchsten Falle in der 
Erstreckung auf das Amt Breuberg erblickt werden *“). Aber auch 
hier liegt die Erklärung durch die Anteilsberechtigung der Linie 
Erbach-SchOnberg nahe genug. Kür die Ge.schichte und Literatur 
des erbacher Rechts beziehe ich mich auf die S. 76 und 77 g<s 
gebenen Ausführungen *'). 

14. Mainzer Landrecht. Das Geltungsgebiet <les Mainzer 
Landrechts ‘'I ist ein in hohem Masse zersplittertes. W’eit über- 
wiegend wirtl cs durch Territorialstocke gebildet, welche im Jahre 
1Ö03 aus kurmainzer Besitz an die Landgrafschaft 1 lcssen-Darm.stadt 
gelangten. Die Namen der einzelnen Ämter und Ortschaften sind 
oben S. 15 fg. bei Anm. 46-49 und S. 17 bei Anm. 57 ver- 
zeichnet. Spätere Erwerbungen mit Mainzer Recht stellen das 
Amt Birkenau '•), sowie die Orte Messenhausen, Dorndiel, Mosbach 
und Radheim dar'“). 



So hnt das» Katienclcnbo^cncr I.andm'ht iin Amte Sceheim (oben 
S. II bei Anm. 33) Aufnahme ^diindcn. 

Oben S. gu bei Anin. 107. 

Oben S. 23 Anm. 69. 

**) Oben S. 23 Anm. 70. Zimmermann S. 48. 

Das eheliche Goterrechl der GratVehaA Krbnch ist dn» der allgeincinen 
GotergenieinschaA. Im Einzelnen »iehc Beck u. Lauterena. a. O. S .161“— 346. 

“I Cber seine CJeschichte und Literatur vgl. <»ben S. 84 86. Speciell 
tttr das eheliche GOterrecht des Mainzer Landrechts vgt. O. Hecker a. a. O. 
S. aoo ff. und Neubauer S. 60, — (br da» Erbrecht des öl)erlebendcn Ehe* 
gatten SchOdIcr a. a. O. S. 393 fg. 

**) Oben S. 24. Übereinstimmend Z i ni m er 111 ann S. 5, Metzler S. 1, 
Neubauer S. 54. FQr unsere Auffassung entscheidet sich auch ein an das 
Hofgcricht Dannstadt erstatteter Bericht des froheren Landgerichts KOrth vom 
29. Nov. 1858 (Akten des Hofgerichts Dannstadt betreff, das in Birkenau 
geltende Recht). 

Oben S. 45 Anm. 145. Die drei letztgenannten Orte waren i8c^ aus 
kurmainzer Besitz an Bayern gelangt, (iberoinstimmend Zimmermann 
S. 10, Metzler S. 2, 8 u. 9, Neubauer S. 54, sowie ein Bericht dc.s froheren 
Landgerichts Gn>ss-L'nistadt vom 8. Mai i8a8 (Akten des Hofgerichts Dannstadt 
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15. Kur pfälzisch cs I. and recht. Fast in gleich hohem 
Mas.se, wie wir dies b<?im Mainzer Kandrccht fanden, verteilt sich 
das Rechtsgebiet des Kurpfälzischen Landrechts**). Eine Verein- 
fachung gegenüber dem erstgenannten Landrechl liegt bei ihm 
nur darin, dass sich sein Geltungsgebiet auf die Frovinz Starken- 
burg beschränkt. In Betracht kommen hierfür ein Mul die Er- 
werbungen, welche an die Landgrafschait aus kurpfälzischem 
Besitz im Jahre 1803 gelangten**). Hierzu gesellen sich das Amt 
Neckarsteinach **), die Orte Birkert (Habitzheimer Seite), Hassenrod, 
' Hetschbach, Mittel-Kinzig, Ober- und Nieder-Klingen, Habitzheim, 
Dilshofen, Grosszimmern, SprachbrOcken und Zeilhard*'), sowie die 

die Landrechte der I*rovinz Starkenburg betrefi*. — Audi in Haarheim gilt 
Mainzer Recht (vgl. üben S. 108 Anm. 40). 

- **) Seine Geschichte und Literatur »iehc oben S. 75 fg. Für seine An- 

wendung in der Rechtssprechung vgl. auch Ropp, Beiträge II S. 54—94* 
Fragen des ehelichen (iüterrcchts behandelt Neubau er S. 53 fg.; das Erbrecht 
des Abcrlrbcnden Ehegatten erörtert Schödler a. a. O. S. 392 fg. 

‘*) Siehe oben S. 16 bei Anm. 50 und 51. Hierzu gehört auch der Hof 
Komsand, den ich um deswillen dem Rechtsgebiete des Kurpfälzischen Land- 
rcchts zugctcilt habe. Zimmermann vermag S. 8 Ihr ihn die Anwendung 
eines bestimmten I.andrechts nicht zu ennstatieren. Auch das Grossh. Ober- 
iandcsgcricht ist bisher nicht in der l.4ige gewesen, betreffs des obengenannten 
flofes eine Entscheidung zu fällen. Immerhin halte ich cs fbr bedenklich, 
Ihr den Hof Komsand — wie dies das Amtsgericht Gross-Gerau will — die 
Göltigkeit des Katzcnelcnbogenrr Landrechts anzunchmen. Es müsste denn 
zur Begründung dieser Ansicht eine gcw'uhnheitsreclitliche Einführung des 
Katzenelcnbogcner Landrechts hlr den Hof Komsand nachgewiesen werden 
können. 

Vgl. oben S. 16 bei Amn. 53. Kür die Anwendung des Kurpfälzischen 
Landrecht*! in Ncckarstcinach sprechen sich aas Zi tu iti e r ma n n S. 51, 
Metzler S. 6, Neubauer S. 53. Auch ein bei den Akten des Grossh. 
Ministeriums des Innern und der Justiz »betreff, die Gültigkeit verschiedener 
älterer Localstatutcn in Starkenburg u. Oberhessen* liegender Bericht des ehe- 
maligen Landgerichts Hirschhorn (v. 23. JuH 18721 bestätigt die Anwendung 
des eben genannten Rechts. Übereinstimmend ferner ein Bericht des früheren 
Landgerichts Hirschhorn vom 7. Januar 1847 (Akten des Hufgerichts Dannstadt 
die Landrechte der Provinz Starkenburg betreff.). 

**) Oben S. 23. Übereinstimmend i mmer mann S. 44 ff. (die Angabe 
S. ti4 unter Grosszimmern beruht auf einem Versehen). Für Habitzheim, 
SprachbrOcken und Zeilhard findet sich die gleiche ausdrückliche Feststellung 
bei Metzler Neubauer weist nur Habitzheim dem KurpfälzLschen Land- 
recht zu. Zimmer mann berichtet S. 45, dass das Amtsgericht Reinheim 
neuerdings geneigt sei, Ihr Sprachbrftcken, Zeilhard und Dilshofen Katzen- 
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früher reirhsritterschaftlichen Resitzungcn der Familien von Dalberg, 
von L'llner und von Hclderbusch “l. 

i6. Kinzcltcile des Kurpfalzischen Landrechts. Die 
Kegiening des Bistums Worms erliess am 8. Marz 1759 ein 
Generale an .sämtliche wormser Ämter, demzufolge „in Krblällen 
das e.\ rcrrpto Gesetzeskraft habende kurplälzische l.andrerht 
anzuwenden sei“ I )ieses Generale triftt von gegenwärtig hessi- 
schem Gebiet das Amt I,am[H'rtheim und das Zimmerhöfer Keld *'|. 
Allerilings wird in der eben eilierten N'erordnung nur von einer 
.Anwendung des im Kurpfalzischen l.andrecht enthaltenen Krb- 
rechts gesprochen. Der Gerirhtsgebraurh hat jedoch in der 

clenbogcncr l.andrecht aaztmetideti. Mil Recht wird die.se Auf)as.sun^ als 
unrichtig bezeichnet. Sic w'jder.‘*phcht auch den Angaben, welche ein licricht 
de« froheren I-andgcriclit« hichtenlxTg vom 25. Januar 1847 I Akten des llof- 
gcrirhls l>annstadt a. a. O.) hinsichtlich Zeilhards und Sprachbrückens macht. 
FOr (jrns^zimincrn vertritt die (tOliigkcit des KiirplÄlzi^chcn Landrcclil!» ein 
Ik-richt dc'» früheren Landgerichts l’mstadt von 3. Januar 1&47 la. a. O.). Ks 
kann sich bei Grosszimmern nur um eine Teilung handeln. |)ic sog. Hanau* 
sehe fiasse war da.selbst ganz hcs.sisch. Für sic gilt um deswillen auch (in 
l’hcrcinstinmuing mit dem eben citierten Bericht und mit Z i mmer m a nn S. 45) 
das Katzenelenbogcner Landrecht. 

Es sind der Ort Albersbach, der Hof Kreiswald und die Igelsbacher 
Höfe. Vgl. (. 4 >en S. 24. l'bercinstiminend Z tin m erm an tt S. 3b, Metzler 
S. 1. LHe Gültigkeit des Kui*)>ßilzischen Landrechts in Alberstiach hebt auch 
ein Bericht des froheren Landgerichts Fürth vom aS. Januar 1847 lAkten des 
Hofgerichts Harmsladt a. a. O.) hcr\’or. 

**1 Eitle beglaubigte Absehri8 dieser Vcri»rdnung vom 8. Marz 1759 be* 
Hndet sich bei den Akten des früheren Hofgerichts Harmstadt «betreff, die in 
den Ortschaften des chemal. Amtes I^nipertheim geltenden Gesetze*. Wann 
diese Reception erfolgt ist, sucht ein l>ei den gleichen Akten liegendes (hil* 
achten dts Grossh. Staatsarchivs vom 9. Sepi. 1828 fesizastellen. 

Oben .S. 16 bei Anm. 52. Einen «Walddistrikl ZimmerhoP* Iwie 
Ewald, Beitrüge zur Statistik H. XIII S. 10 unter Nr. 391 und Zimmer- 
mann S. 13 schreibt) giebt es nicht mehr. Her Zimmerhof selbst ist badisch 
und bewohnt. Ha« «Zimmerhöfer Feld“ {früher «Grafenwald* genannt) ist un- 
bewohnt und wird von Rappenau aus (Besitz der Freihcrm von Gcmmingcnl 
bewirtschartet. Sein Umfang betrügt circa i66 Normalm<»rgcn Ackerland. Das 
für da-s Zimmerhöfer Feld besonders angelegte Gimndbuch wird vom Orts- 
gericht Hohenstadt geführt. Gelegenheit zur Anwendung eines Stmdcrreehts 
hat sieh bislicr nicht geboten. Das Amtsgericht Wimpfen teilt jedoch nach 
einer Auskunft meine Ansicht, dass gegebenen Falls auf das Zimmerhöfer Feld 
dasselbe Recht, w'ie in den übrigen 1803 an Hessen gelangten Besitzungen 
des früheren Bistums Worms, anzuwenden sein würde. 

8 
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Verwertung des Kurpt’älzischen Landrechts eine Lrweiterung ge- 
schaffen und zieht die letztere Quelle auch bei Kragen des ehe- 
lichen GtUerrerht-s heran ■"). N'ielfach wird ferner für das ehemalige 
Amt Lampertheim die Gültigkeit Wormser Verordnungen behauptet. 
Zimmermann weist noch im Jahre 1873, freilich ohne jede 
nähere Krklärung, auf das Vorhanden.sein derartiger Verordnungen 
hin Kine Anfrage bei dem Amtsgerichte Lorsch hat diese 
Behauptungen von der fortdauernden Geltung bischöflich W'ormser 
Verordnungen nicht bestätigt. Dem Amtsgerichte Lorsch, zu dessen 
Amtsbezirke l,ampcrtheim gehört, sind überhaupt derartige \'er- 
ordnungen völlig unbekannt. Ks muss deshalb angenommen werden, 
dass sie Vollkommen in N’ergessenheit geraten und in Folge lang- 
jähriger Nichtanwendung Ix-seitigt sind""!. 

17. Frankfurter Recht. Sein Geltungsgebiet bilden die 
durch den Friedens vertrag vom 3. September 1866 abgetretenen 
Ortschaften Dortelweil und Nieder-Erlenbach“). ln ihnen gilt, 
neben der weiteren Frankfurter Gesetzgebung, vor .\llem die 
Erneuerte Reformation der Stadt Frankfurt“’), - sub.sidiär überdies 
auf Grund des Frankfurter Ratschlusses vom 20. August 1726 die 
Solmser Landesordnung“') 

18. WimpfenerStadtrecht. Dasselbe umfasst die Reichs- 
stadt Wimpfen mit Wimpfen im Thal, Hohenstadt und dem Helmhof**). 

Dies stellt eine mir erteilte Auskunft des Amt.sgcrichLs Lorsch vom 
26. Juni 1893 fest. Übereinstimmend Neubauer S. 53. 

Zimmer mann a. a. O. S. 13, ebenso Mctalcr S. 7. Hin Ver* 
xeichnis Wormser Verordnungen stehe ölten S. 63 Anm. 32. 

In den Akten des ehemaligen Uofgerichts Darmstadt ,bctrefl'. die in 
den OrtSL'halleii des ehemals Lampertheim geltenden Gesetze* itetindet sich 
aas dem Jahre 1829 eine iimfflnglichc Correspondenz des froheren I^ndgerichts 
l^orsch mit dem Grossh. Staatsarchiv über diese Verordnungen. Oflenersicht- 
lieh wurden die V'erordnungen (<xler zum mindesten ein Teil von ihnen! da* 
mals noch als gOllige Kechtsquellen behandelt. 

“I Oben S. 46 unter Nr. 6. 

**) \'gl. S. 75 Anm. 64. 

**! Siehe S. 75 Anm. 65. Nach dem im Text citierien Ratschlüsse Itan* 
dell cs sich vor Allem um die Anwendung der Solmser Landesordnung «in 
Abtricltsachcn, Leihen nach Landsiedclrccht und andern Sachen, davon in der 
Reformation nichts enthalten*. 

Oben S. 17 bei Anm. 54. For die Geschichte des Wimpfener ^adt* 
rechts vgl. oben S. 81 —83. Das ebelicbe GQterrecht des Wimpfener Stadtrechts 
bekermt sich zum Princip der allgemeinen GOtergeniemschaQ. 
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19- Bulzbachcr Stadtreclu. Sein Rcchtsgebiet ist auf 
der beigefOgten Karte unter ZuhUlfenahme älterer Flurkarten ab- 
gegrenzt. F.s beschränkt sich auf die Stadt Butzbach mit seiner 
Stadtllur*'!. — 

Wir fügen hinzu, dass ausser allen diesen Particularrechten auch 
das Wflrttembergische I.andrccht gegenwärtig noch für 
einen Teil hessischer Unterthanen praktische Bedeutung besitzt."“!. 
„Kin trotzig' Heer von Rechten und Gesetzen I“ .So tritt der 
Wunsch nach einer Hechtsvereinigung und -Vereinfachung durch 
ein Keichscivilgesetzbuch gerade für Hessen stärker hervor, als 
für viele andere Teile Deutschlands. Möchte dieser Bruch mit 
der \'ergangenheit, — die Aufgabe des bisherigen bürgerlichen 
Rechts unter den zwingenden Sätzen eines bürgerlichen Gesetz- 
buches für das deutsche Reich, — ein Fortschritt nationaler 
Rechtsentwickelung sein ! 



l.'ber die Erwerbung Kuubaehs durch die I-andgrafAcbaü Hessen- 
Itarmstadt vgl. oben S. ii Anm. 30 und S. 80 Anm. 83. Für das Stadtrecht 
von Butzbach sei auf S. 80 fg. verwiesen. — Für das eheliche Gotcrrecht .siche 
O. Hecker a. a. O. S. igg. 

”1 Vgl. oben S. 5 Anm. 4, S. 75 Anm. 67. 



ftFricliUzunzcB: S.^Anm.^Z I I. - S. 6 lu Z. la V. n. i»t ul vrtwmcii 

aut' !». U7 Aura. S7. — S. ii Anta. ;|B L — S. 5p Anm. 8. Z. la v. o. I. 
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